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C. Finanzministerium

Niedersächsische Beihilfeverordnung (NBhVO);
Beteiligung an den Kosten der Pflegeberatung

nach § 32 Abs. 1 NBhVO

RdErl. d. MF v. 27. 6. 2017 — VD3-03541/32-1 —

— VORIS 20444 —

Bezug: RdErl. v. 29. 8. 2013 (Nds. MBl. S. 655), zuletzt geändert durch
RdErl. v. 28. 6. 2016 (Nds. MBl. S. 705)
— VORIS 20444 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 1. 7. 2017 wie folgt
geändert:
In Absatz 2 Satz 1 wird der Betrag „212,00 EUR“ durch den
Betrag „214,00 EUR“ ersetzt.

An die
Dienststellen der Landesverwaltung
Kommunen und der Aufsicht des Landes unterstehenden anderen
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts

— Nds. MBl. Nr. 27/2017 S. 840

D. Ministerium für Soziales, Gesundheit 
und Gleichstellung

Durchführung des Wohngeldgesetzes;
Geschäftsprüfungen bei den Wohngeldbehörden

RdErl. d. MS v. 29. 6. 2017 — 506.2-25314-13/7 —

— VORIS 23400 —

— Im Einvernehmen mit dem MI —

Bezug: RdErl. v. 21. 6. 1988 (Nds. MBl. S. 617), geändert durch
RdErl. v. 3. 11. 2004 (Nds. MBl. S. 767)
— VORIS 23400000061002 —

Im Rahmen der Fachaufsicht nach § 172 Abs. 2 NKomVG
sind durch die Aufsichtsbehörden bei den Wohngeldbehör-
den in regelmäßigen Abständen Geschäftsprüfungen durchzu-
führen. Hierfür wird Folgendes bestimmt:

1. Allgemeines
Die Geschäftsprüfungen sollen sicherstellen, dass die Wohn-

geldbehörden die ihnen übertragenen Aufgaben recht- und
zweckmäßig ausführen, dabei die Vorschriften des WoGG, der
WoGV und der Wohngeldverwaltungsvorschriften des Bun-
des sowie des Landes beachten und von ihrem Ermessen zweck-
entsprechenden Gebrauch machen. Beim Feststellen von Feh-
lern in der Bearbeitung sind konkrete fachliche Anweisungen
zu geben, wie diese künftig zu vermeiden sind. Dabei ist zu
berücksichtigen, dass die Wohngeldbehörden die Aufgaben
nach dem WoGG im Rahmen des übertragenen Wirkungskrei-
ses (§ 6 NKomVG) durchführen, die Entscheidung über die or-
ganisatorische und personelle Aufgabenerledigung aber eine
Angelegenheit der kommunalen Selbstverwaltung (§ 1 NKomVG)
darstellt.

2. Zuständigkeit
Zuständig für die Durchführung von Geschäftsprüfungen

ist das für die Fachaufsicht über die betreffende Wohngeldbe-
hörde zuständige Fachministerium oder der jeweils örtlich zu-
ständige Landkreis. 

3. Prüfungshäufigkeit
Geschäftsprüfungen sind bei jeder Wohngeldbehörde grund-

sätzlich in Abständen von drei Jahren durchzuführen. Bei fest-
gestellten schweren Beanstandungen oder für den Fall, dass

der überwiegende Anteil der geprüften Akten zu beanstanden
ist, soll der Abstand bis zur nächsten Geschäftsprüfung ver-
kürzt werden.

4. Vorbereitung der Geschäftsprüfung

Die jeweils zuständige Fachaufsichtsbehörde teilt der Wohn-
geldbehörde mindestens einen Monat vor dem in Aussicht ge-
nommenen Prüfungstermin mit, dass die Geschäftsprüfung
erfolgen soll. Dabei teilt die Fachaufsichtsbehörde auch die
nach pflichtgemäßem Ermessen festzulegenden inhaltlichen
Schwerpunkte der Prüfung mit, die sich an aktuellen Ent-
wicklungen des Wohngeldrechts orientieren sollen. Das Fach-
ministerium kann jährliche Empfehlungen zu inhaltlichen
Schwerpunkten der Geschäftsprüfungen geben.

5. Durchführung der Geschäftsprüfung

5.1 Die örtliche Prüfung und die Abschlussbesprechung fin-
den bei der Wohngeldbehörde statt. Die Wohngeldbehörde
stellt angemessene Räumlichkeiten für die Prüfung zur Verfü-
gung.

5.2 Für die Durchführung der Geschäftsprüfung ist durch
Bildung von fachlichen Prüfungsschwerpunkten und die Be-
schränkung auf Stichprobenprüfungen eine Auswahl zu treffen.
Die Geschäftsprüfung hat zu gewährleisten, dass wesentliche
Mängel nicht längere Zeit unentdeckt bleiben.

Die Prüfung soll sich insbesondere auf folgende Bereiche er-
strecken:

— Zahlung des Wohngeldes, Bearbeitungszeiten und -rück-
stände,

— Zusammenarbeit mit anderen Sozialleistungsdienststellen,

— Zusammenarbeit mit dem Rechenzentrum,

— Einzelfälle mit Mietzuschüssen,

— Einzelfälle mit Lastenzuschüssen,

— Abwicklung von Wohngeldrückforderungen,

— Einhaltung des Vier-Augen-Prinzips.

Außerdem sind die statistischen Daten der vergangenen drei
Kalenderjahre zu erheben über die Zahl der

— Wohngeldanträge,

— Wohngeldbescheide (Bewilligungen und Ablehnungen),

— Rückforderungsfälle,

— Ordnungswidrigkeitenverfahren,

— Abgabe an die Staatsanwaltschaft oder Strafanzeigen.

6. Umfang der Geschäftsprüfung

6.1 Der Umfang der Prüfung richtet sich nach der Anzahl
der bearbeiteten Wohngeldfälle eines Jahres. Bei Wohngeldbe-
hörden mit

— bis zu 30 Wohngeldfällen sind alle Akten,

— bis zu 150 Wohngeldfällen sind mindestens 30 Akten,

— bis zu 400 Wohngeldfällen sind mindestens 20 Prozent der
Akten,

— mehr als 400 Wohngeldfällen sind mindestens 80, höchs-
tens 100 Akten

zu prüfen.

6.2 Ein Viertel der zu prüfenden Akten soll sich auf Vorgänge
mit erledigten und offenen Rückforderungen (Kassenfälle) be-
ziehen.

7. Abschlussbesprechung, Prüfungsbericht
Zum Abschluss der örtlichen Prüfung ist das Prüfungser-

gebnis in einer Abschlussbesprechung zu erörtern. Darüber
hinaus ist das Prüfungsergebnis in einem schriftlichen Prü-
fungsbericht zusammenzufassen. Der Prüfungsbericht ist in-
nerhalb von einem Monat nach Abschluss der Geschäftsprü-
fung der Wohngeldbehörde zur Stellungnahme zu übersen-
den. Gleichzeitig ist eine Ausfertigung des Prüfungsberichts
dem Fachministerium vorzulegen. 
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8. Auswertung des Prüfungsberichts
Die Wohngeldbehörde nimmt zu dem schriftlichen Prü-

fungsbericht gegenüber der Fachaufsichtsbehörde innerhalb
von zwei Monaten Stellung. Die Fachaufsichtsbehörde trifft
auf der Grundlage des Ergebnisses der Prüfung und der Stel-
lungnahme der Wohngeldbehörde die weiteren Maßnahmen,
die sie für erforderlich hält, um den Prüfungszweck zu errei-
chen. Der Landkreis legt dem Fachministerium die Stellung-
nahme der Wohngeldbehörde innerhalb von einem Monat
nach deren Eingang vor. Dabei teilt sie die nach Satz 2 veran-
lassten oder noch zu veranlassenden Maßnahmen mit.

9. Schlussbestimmung
Dieser RdErl. tritt am 13. 7. 2017 in Kraft. Gleichzeitig tritt

der Bezugserlass außer Kraft.

An die
Region Hannover, Landkreise und kreisfreien Städte, Samtgemeinden
und Gemeinden

— Nds. MBl. Nr. 27/2017 S. 840

E. Ministerium für Wissenschaft und Kultur

Satzung der Stiftung
„Technische Informationsbibliothek (TIB)

— Leibniz-Informationszentrum
Technik und Naturwissenschaften

— Universitätsbibliothek“

Bek. d. MWK v. 30. 6. 2017 — 12-76543/0-23 —

Der Stiftungsrat der Stiftung „Technische Informationsbiblio-
thek (TIB) — Leibniz-Informationszentrum Technik und Natur-
wissenschaften — Universitätsbibliothek“ hat in seiner Sit-
zung am 29. 5. 2017 die Änderung der Satzung der TIB be-
schlossen. Die Satzung tritt gemäß § 3 Abs. 2 des Gesetzes
über die Stiftung „Technische Informationsbibliothek (TIB)“
mit Genehmigung des Fachministeriums vom 28. 6. 2017 in
Kraft. Die Satzung wird nachstehend bekannt gemacht (An-
lage).

— Nds. MBl. Nr. 27/2017 S. 841

Anlage

Satzung der Stiftung
„Technische Informationsbibliothek (TIB)

— Leibniz-Informationszentrum
Technik und Naturwissenschaften

— Universitätsbibliothek“

§ 1
Rechtsform, Sitz, Dienstsiegel

(1) Die Stiftung „Technische Informationsbibliothek (TIB)
— Leibniz Informationszentrum Technik und Naturwissen-
schaften — Universitätsbibliothek“ ist eine rechtsfähige Stif-
tung des öffentlichen Rechts des Landes Niedersachsen mit
Sitz in Hannover.

(2) 1Die Stiftung führt ein Dienstsiegel mit der Umschrift
„Stiftung Technische Informationsbibliothek (TIB)“. 2Das Dienst-
siegel ist nur als Farbumdruckstempel zu beschaffen und nur
bei Hoheitsakten zu verwenden. 3Es ist unter Verschluss auf-
zubewahren. 4Bei Verlust ist nach den Bestimmungen des
Landes Niedersachsen zu verfahren.

§ 2
Stiftungszweck

(1) 1Zweck der Stiftung ist die überregionale Literatur-und
Informationsversorgung für alle Gebiete der Technik und ihrer
Grundlagenwissenschaften, insbesondere Architektur, Chemie,
Informatik, Mathematik und Physik, zur Deckung des Bedarfs
in Wissenschaft, Forschung, Lehre und Praxis. ²Die Stiftung soll
ferner Forschungs- und Entwicklungsprojekte zur Weiterent-

wicklung ihrer Dienstleistungen in der Literatur- und Infor-
mationsversorgung durchführen. 

(2) Die Stiftung übernimmt den Betrieb der Technischen In-
formationsbibliothek.

(3) 1Die Stiftung übernimmt den Betrieb der Universitätsbi-
bliothek der Universität Hannover und gewährleistet die vom
Land Niedersachsen finanzierte Literatur- und Informations-
versorgung der Universität Hannover. 2Das Nähere regeln die
Stiftung und die Universität Hannover durch eine Kooperati-
onsvereinbarung.

§ 3
Gemeinnützigkeit

1Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar ge-
meinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegüns-
tigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 2Sie ist selbstlos tätig und
verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
3Mittel der Stiftung dürfen ausschließlich für die Erfüllung
der in § 2 Abs. 1 bis 3 des Gesetzes genannten Aufgaben ver-
wendet werden. 4Es darf keine Person durch Ausgaben, die
dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch unverhältnis-
mäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 4
Wirtschaftsplan, Wirtschaftsführung, Jahresabschluss

(1) 1Die Stiftung erstellt einen Gesamtwirtschaftsplan, der
aus einem Teilwirtschaftsplan für den Bereich der Universi-
tätsbibliothek und einem Teilwirtschaftsplan in Form eines
Programmbudgets für den Bereich der Technischen Informati-
onsbibliothek besteht. 2Die Stiftung erstellt einen Jahresab-
schluss. 

(2) 1Die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen rich-
ten sich nach kaufmännischen Grundsätzen. ²Das Rechnungs-
wesen umfasst eine Kosten- und Leistungsrechnung, die eine
vollständige und transparente Trennung der Finanzierung des
Betriebs der Technischen Informationsbibliothek und des Be-
triebs der Universitätsbibliothek gewährleistet. ³Die Bewirt-
schaftung richtet sich nach den für die TIB geltenden Bewirt-
schaftungsgrundsätzen. 4Auf die Prüfung der Jahresabschlüsse
sind die Prüfungsgrundsätze des § 53 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 des
Haushaltsgrundsätzegesetzes entsprechend anzuwenden. 5Im
Übrigen gelten die einschlägigen haushaltsrechtlichen Be-
stimmungen des Landes Niedersachsen.

(3) Die Verwendungsnachweisprüfung obliegt dem zustän-
digen Fachministerium des Landes Niedersachsen.

(4) Die Haushalts- und Wirtschaftsführung unterliegt der
Prüfung durch den Niedersächsischen Landesrechnungshof
sowie den Bundesrechnungshof.

§ 5
Organe der Stiftung

Organe der Stiftung sind der Stiftungsrat und die Direktorin
oder der Direktor. 

§ 6
Stiftungsrat

(1) 1Der Stiftungsrat besteht aus sieben stimmberechtigten
Mitgliedern, von denen mindestens drei Frauen sein sollen.
2Mitglieder sind:
1. eine Vertreterin oder ein Vertreter des Fachministeriums

des Landes Niedersachsen als Vorsitzende oder Vorsitzender,
2. eine Vertreterin oder ein Vertreter des zuständigen Minis-

teriums des Bundes (Bundesministerium) als stellvertre-
tende Vorsitzende oder stellvertretender Vorsitzender,

3. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Universität Hanno-
ver,

4. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Wirtschaft,
5. eine Vertreterin oder ein Vertreter eines außeruniversitä-

ren Forschungsinstituts aus dem Bereich Technik oder Na-
turwissenschaften,

6. eine Vertreterin oder ein Vertreter aus dem Bereich Tech-
nik oder Naturwissenschaften an einer Hochschule,

7. eine Vertreterin oder ein Vertreter einer wissenschaftli-
chen Infrastruktureinrichtung.

3Die Mitglieder nach Satz 2 Nr. 4 bis 7 bestellt das Fachminis-
terium im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für die
Dauer von vier Jahren; eine einmalige Wiederberufung ist zu-
lässig. 4Das Fachministerium kann Mitglieder nach Satz 2 Nr. 4
bis 7 im Einvernehmen mit dem Bundesministerium aus
wichtigem Grund abberufen. 5Mitglieder, die vor Ablauf ihrer
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Amtszeit ausscheiden, sollen alsbald ersetzt werden. 6Nach
Ablauf der Amtszeit bleiben die Mitglieder im Amt, bis eine
neue Bestellung erfolgt ist. 

(2) 1Dem Stiftungsrat gehören außerdem mit beratender
Stimme an:
1. die Direktorin oder der Direktor,
2. die oder der Vorsitzende des Wissenschaftlichen Beirats,
3. eine weitere Vertreterin oder ein weiterer Vertreter des

Fachministeriums des Landes Niedersachsen,
4. eine Vertreterin oder ein Vertreter des Finanzministeriums

des Landes Niedersachsen,
5. ein Mitglied des Personalrats, 
6. die Gleichstellungsbeauftragte.
2Der Stiftungsrat kann im Einzelfall beschließen, ohne die
Mitglieder nach Satz 1 Nr. 1, 5, 6 zu tagen.

(3) Der Stiftungsrat kann sachkundige Gäste zu seinen Bera-
tungen hinzuziehen.

(4) 1Die Mitglieder des Stiftungsrates üben ihr Amt ehren-
amtlich aus. 2Sie haben Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen
nach den für Bedienstete des Landes Niedersachsen geltenden
Regelungen, sofern diese nicht von anderer Seite erstattet wer-
den.

§ 7 

Aufgaben des Stiftungsrates 
(1) 1Der Stiftungsrat beschließt über Angelegenheiten von

grundsätzlicher Bedeutung und überwacht die Tätigkeit der
Direktorin oder des Direktors. 2Hierzu gehören insbesondere
folgende Aufgaben: 

1. Erlass und Änderung der Stiftungssatzung,
2. Erlass, Änderung und Aufhebung von Ordnungen der

Stiftung,
3. Zustimmung zu Kooperationsvereinbarungen,
4. die Bestellung und Abberufung der Direktorin oder des

Direktors sowie ihrer oder seiner Stellvertretungen,
5. die Bestellung der Mitglieder des Wissenschaftlichen Bei-

rates und des Nutzerbeirates,
6. die Zustimmung zum Forschungs- und Arbeitsprogramm,

zum Programmbudget, zum Wirtschaftsplan, sowie zur
mittelfristigen Finanzplanung,

7. die Entgegennahme und Beratung der Berichte der Beiräte,
8. die Entgegennahme des Jahresberichtes der Direktorin

oder des Direktors,
9. die Bestellung der Wirtschaftsprüferin oder des Wirtschafts-

prüfers,
10. die Feststellung des Jahresabschlusses sowie die Entlas-

tung der Direktorin oder des Direktors,
11. die Zustimmung zu Rechtsgeschäften, die über den Rah-

men des laufenden Geschäftsbetriebes der Stiftung hin-
ausgehen,

12. die Zustimmung zu Angelegenheiten mit erheblichen finan-
ziellen Auswirkungen.

(2) Der Stiftungsrat hat ein umfassendes Informationsrecht.

§ 8
Einberufung, Beschlussverfahren

(1) 1Die oder der Vorsitzende beruft die Sitzungen des Stif-
tungsrates unter Mitteilung der Tagesordnung und Beifügung
der entsprechenden Unterlagen mit einer Frist von drei Wo-
chen ein. 2 Der Stiftungsrat tagt in der Regel zweimal jährlich.
3Ferner ist der Stiftungsrat einzuberufen, wenn mindestens
die Hälfte seiner Mitglieder oder die bzw. der Vorsitzende dies
unter Bezeichnung bestimmter Beratungsgegenstände verlan-
gen. 

(2) 1Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn mit der oder
dem Vorsitzenden oder der oder dem stellvertretenden Vorsit-
zenden mindestens vier stimmberechtigte Mitglieder nach
Absatz 1 bei der Beschlussfassung anwesend sind. 2Im Ver-
hinderungsfalle können sich die Mitglieder nach § 6 Abs. 1
Satz 2 Nr. 1 bis 3 durch Angehörige ihrer Verwaltung vertre-
ten lassen. 3Die Mitglieder nach § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 bis 7
können ihre Stimme mit schriftlicher Vollmacht im Einzelfall
auf ein anderes Mitglied des Stiftungsrates übertragen.

(3) 1Der Stiftungsrat beschließt mit der Mehrheit der Stim-
men seiner Mitglieder, soweit nicht durch das Stiftungsgesetz
oder diese Satzung etwas anderes bestimmt ist. 2Bei Stimmen-

gleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden.
3Stimmenthaltungen bleiben bei der Ermittlung der Mehrheit
unberücksichtigt. 4Beschlüsse können auch schriftlich oder
per E-Mail im Umlaufverfahren gefasst werden, sofern kein
Mitglied diesem Verfahren widerspricht. 5Das Ergebnis ist den
Mitgliedern des Stiftungsrats unverzüglich mitzuteilen und in
die Niederschrift der nächsten Sitzung aufzunehmen.

(4) 1Beschlüsse zum Erlass der Satzung und zu ihrer Ände-
rung bedürfen der Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen
der Mitglieder des Stiftungsrates. 2Sie können nur mit den
Stimmen der Mitglieder nach § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 2 ge-
fasst werden. 3Beschlüsse über Angelegenheiten von forschungs-
und wissenschaftspolitischer Bedeutung und Beschlüsse mit
erheblichen finanziellen Auswirkungen können nur mit den
Stimmen der Mitglieder nach § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 2 ge-
fasst werden. 4Beschlüsse in Bezug auf das Leitungspersonal
können nur mit den Stimmen der Mitglieder nach § 6 Abs. 1
Satz 2 Nr. 1 bis 3 gefasst werden. 5Beschlüsse in Bezug auf den
Betrieb der Universitätsbibliothek der Universität Hannover
gemäß § 2 Absatz 3 des Stiftungsgesetzes können nur mit den
Stimmen der Mitglieder nach § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 3 ge-
fasst werden.

(5) Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Stiftungs-
rats ist eine Niederschrift anzufertigen, die von dem Vorsitz
und der Protokollführerin oder dem Protokollführer unter-
schrieben und allen Mitgliedern des Stiftungsrats zugeleitet
wird.

(6) Der Stiftungsrat kann sich eine Geschäftsordnung geben.

§ 9
Leitung und Verwaltung

(1) 1Die Direktorin oder der Direktor ist auf der Grundlage
eines gemeinsamen Berufungsverfahrens mit der Universität
Hannover für die Dauer von fünf Jahren zu bestellen. 2Erneute
Bestellungen sind zulässig.

(2) 1Die Direktorin oder der Direktor leitet die Stiftung und
vertritt sie nach außen. 2Die Direktorin oder der Direktor be-
nennt mit Zustimmung des Stiftungsrates ihre oder seine Ver-
tretungen.

(3) 1Die Direktorin oder der Direktor bereitet die Beschlüsse
des Stiftungsrates vor und führt sie aus. 2Sie oder er unterrich-
tet in wichtigen Angelegenheiten den Stiftungsrat. 

(4) Die Direktorin oder der Direktor ist für das wissenschaft-
liche Programm verantwortlich und legt im Benehmen mit dem
Wissenschaftlichen Beirat dem Stiftungsrat das Forschungs-
und Arbeitsprogramm vor.

(5) Die Direktorin oder der Direktor bestellt eine Beauftragte
oder einen Beauftragten für den Haushalt nach § 9 LHO, so-
weit sie oder er diese Aufgabe nicht selbst wahrnimmt.

§ 10
Wissenschaftlicher Beirat

(1) 1Der Wissenschaftliche Beirat berät die Organe der Stif-
tung in wissenschaftlichen und programmatischen Fragen.
2Er bewertet regelmäßig die Qualität und Nutzerorientierung
des Dienstleistungsangebots und berichtet darüber den Orga-
nen. 3Im Übrigen finden die Empfehlungen des Senates der
Leibniz-Gemeinschaft zu den Aufgaben der Beiräte und ihr
Beitrag zur Qualitätssicherung in der Leibniz-Gemeinschaft
Anwendung.

(2) 1Der Wissenschaftliche Beirat hat bis zu zwölf Mitglie-
der, insbesondere aus den Bereichen:
— überregional tätiger Informationseinrichtungen,
— der akademischen Forschung und Lehre der Fächer, wel-

che die TIB vertritt ,
— der Fachgesellschaften der Fächer, welche die TIB vertritt,
— der Forschung und Entwicklung in der Wirtschaft,
— der Ausbildung in den Informationswissenschaften,
— des Verlagswesens.
²Darüber hinaus gehört dem Wissenschaftlichen Beirat eine
Vertreterin oder ein Vertreter der Deutschen Forschungsge-
meinschaft an.

(3) Eine Vertreterin oder ein Vertreter des Nutzerbeirats ist
beratendes Mitglied des Wissenschaftlichen Beirats.

(4) Die oder der Vorsitzende des Stiftungsrats kann an den
Sitzungen des Wissenschaftlichen Beirats ohne Stimmrecht
teilnehmen.
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(5) 1Die Mitglieder des Wissenschaftlichen Beirats werden
vom Stiftungsrat für die Dauer von vier Jahren berufen. Wie-
derberufung ist zulässig, jedoch nur einmal in unmittelbarer
Folge. 2Mindestens 40 vom Hundert der Mitglieder sollen Frauen
sein.

(6) 1Die Mitglieder des Wissenschaftlichen Beirats üben ihr
Amt ehrenamtlich aus. 2Sie haben Anspruch auf Ersatz ihrer
Auslagen nach den für Bedienstete des Landes Niedersachsen
geltenden Regelungen, sofern diese nicht von anderer Seite er-
stattet werden.

(7) 1Der Wissenschaftliche Beirat bestimmt aus seiner Mitte
den Vorsitz und den stellvertretenden Vorsitz. 2Der Wissen-
schaftliche Beirat tritt mindestens einmal im Jahr zusammen.
3Zu seinen Sitzungen kann er Gäste einladen und sich exter-
ner Beratung bedienen. 4Er kann sich eine Geschäftsordnung
geben. 

§ 11
Nutzerbeirat

(1) 1Es wird ein Nutzerbeirat mit bis zu 8 Mitgliedern einge-
richtet, dessen Mitglieder auf Vorschlag des Präsidiums der
Universität vom Stiftungsrat für die Dauer von 4 Jahren be-
stellt werden. Wiederberufung ist zulässig, jedoch nur einmal
in unmittelbarer Folge. 2Mindestens 40 vom Hundert der Mit-
glieder sollen Frauen sein.

(2) 1Der Nutzerbeirat berät die Organe der Stiftung in allen
Angelegenheiten der Literatur- und Informationsversorgung
der Universität Hannover. 2Insbesondere spricht er Empfeh-
lungen über die Aufteilung des Literaturbudgets in Erwerbungs-
kontingente in den einzelnen Fächern sowie zu den Öffnungs-
zeiten der Bibliothek aus.

(3) 1Die Mitglieder des Nutzerbeirats üben ihr Amt ehren-
amtlich aus. 2Sie haben Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen

nach den für Bedienstete des Landes Niedersachsen geltenden
Regelungen, sofern diese nicht von anderer Seite erstattet wer-
den.

(4) Der Nutzerbeirat kann sich eine Geschäftsordnung ge-
ben.

§ 12
Verschwiegenheitspflicht

Die ehrenamtlichen Mitglieder des Stiftungsrates, des Wis-
senschaftlichen Beirats und des Nutzerbeirates sowie sonstige
Teilnehmerinnen und Teilnehmer an den Sitzungen dieser
Gremien sind verpflichtet, über Angelegenheiten, deren Geheim-
haltung durch Gesetz, Beschlüsse der genannten Gremien
oder besondere Anordnung vorgeschrieben ist, auch nach
Ausscheiden aus dem Amt Verschwiegenheit zu bewahren. 

§ 13
Ordnungen der Stiftung

(1) Bis zum Inkrafttreten von eigens erlassenen Ordnungen
der Stiftung gelten diejenigen Ordnungen, welche bisher für
die Technische Informationsbibliothek und Universitätsbiblio-
thek der Leibniz-Universität Hannover gelten, als Ordnungen
der Stiftung weiter. 

(2) Die Ordnungen der Stiftung sind auf den Internetseiten
der Stiftung öffentlich bekannt zu machen.

§ 14
Inkrafttreten

Die Satzung tritt nach Beschluss durch den Stiftungsrat mit
Genehmigung des Fachministeriums im Einvernehmen mit
dem Finanzministerium des Landes Niedersachsen in Kraft.

F. Kultusministerium

Verleihung der Rechte einer Körperschaft
des öffentlichen Rechts

an die Evangelisch-Freikirchliche Gemeinde Leer
(Baptisten)

Bek. d. MK v. 3. 7. 2017 — 36.1-54100/2-13 —

Bezug: Bek. v. 29. 2. 2016 (Nds. MBl. S. 288) 

Die Bezugsbekanntmachung wird dahingehend berichtigt,
dass dem Namen der Evangelisch-Freikirchlichen Gemeinde
Leer der Klammerzusatz „(Baptisten)“ hinzugefügt wird. Nach
Maßgabe der Satzung vom 19. 4. 2015 lautet der Name:

„Evangelisch-Freikirchliche Gemeinde Leer (Baptisten)“.

— Nds. MBl. Nr. 27/2017 S. 843
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K. Ministerium für Umwelt, Energie
und Klimaschutz

Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Belange
bei Maßnahmen der Gewässerunterhaltung

Bek. d. MU v. 6. 7. 2017
— 29-22002/3/4/3 —

Der Leitfaden „Artenschutz — Gewässerunterhaltung“ wird
in der Anlage bekannt gemacht. Bei Beachtung des Leitfadens
ist die Einhaltung artenschutzrechtlicher Vorschriften bei
Maßnahmen der Gewässerunterhaltung gewährleistet.

Die Verbreitungskarten und artenspezifischen Steckbriefe
zum Leitfaden werden auf der Internetseite des NLWKN unter
http://www.nlwkn.niedersachsen.de und dort über den Pfad
„Naturschutz w Tier- und Pflanzenartenschutz w Leitfaden
Artenschutz — Gewässerunterhaltung“ dargestellt und aktua-
lisiert.

— Nds. MBl. Nr. 27/2017 S. 844

Anlage

Leitfaden
Artenschutz — Gewässerunterhaltung
Eine Arbeitshilfe zur Berücksichtigung

artenschutzrechtlicher Belange bei Maßnahmen
der Gewässerunterhaltung in Niedersachsen

Bearbeitung: NLWKN (Peter Sellheim, Astrid Schulze/GB VII)
in Zusammenarbeit mit einer Arbeitsgruppe aus Ver-
treterinnen und Vertretern von Wasserverbandstag
(WVT), Niedersächsischem Landkreistag (NLT), Nie-
dersächsischem Städte- und Gemeindebund (NSGB),
Niedersächsischem Städtetag (NST), Niedersächsischem
Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz,
verschiedener Unterhaltungsverbänden sowie unte-
ren Naturschutz- und Wasserbehörden.

Inhalt
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2.2 Rahmenbedingungen und Eckpunkte
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3.1.1 Allgemeiner Artenschutz
3.1.2 Besonderer Artenschutz
3.2 Schutzgebiete und gesetzlich geschützte Biotope
3.3 Ausnahmen
4. Gewässergebundene besonders oder streng geschützte Tier-

und Pflanzenarten in Niedersachsen
4.1 Lebensraum und Habitatansprüche
4.2 Vorkommen und Verbreitung an Fließgewässern in Nieder-
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5.4 Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde
5.5 Artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung
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6.1 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen — Möglichkeiten

in der praktischen Umsetzung
6.2 Besondere artenbezogene Vermeidungs- und Minimierungs-

maßnahmen
6.3 Unterhaltung von Marschengewässern
7. Zusammenfassung
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Anhang I: Verzeichnis der von der Gewässerunterhaltung potenziell
betroffenen besonders und streng geschützten Arten in
Niedersachsen gemäß den Rechtsvorschriften des Bundes
und der EU

1. Einführung und Veranlassung
Die Gewässerunterhaltung als öffentlich-rechtliche Verpflich-

tung hat nicht nur den ordnungsgemäßen und schadlosen
Wasserabfluss zu gewährleisten, sondern auch die Funktionen
des Gewässers als Teil des Naturhaushaltes zu berücksichti-
gen. Sie umfasst damit auch die Pflege und Entwicklung der
Gewässer und unterliegt als gesetzliche Aufgabe einer Viel-
zahl von wasser- und naturschutzrechtlichen Regelungen, die
Einfluss auf die Ausführung der Unterhaltung haben können
und von den Trägern der Unterhaltungspflicht deshalb ent-
sprechend zu beachten sind. 

Insbesondere der Vollzug des Artenschutzrechts und die Ein-
haltung der artenschutzrechtlichen Bestimmungen des BNatSchG
bei der Gewässerunterhaltung1) stellt auch den Unterhal-
tungspflichtigen vor eine große Verantwortung, um in der Un-
terhaltungspraxis den oftmals schwierigen Spagat zwischen
ordnungsgemäßem Wasserabfluss und Artenschutz fachge-
recht, gesetzeskonform und mit vertretbarem Aufwand ange-
messen zu bewältigen. Denn Maßnahmen der Gewässerunter-
haltung berühren die Vorschriften des Artenschutzes unmit-
telbar; ihre Durchführung kann die artenschutzrechtlichen
Bestimmungen des BNatSchG zum Schutz wild lebender und
naturraumtypischer Tier- und Pflanzenarten in erheblichem
Maße betreffen.

Mit Außerkrafttreten der NArtAusnVO am 31. 7. 2017 wer-
den die artenschutzrechtlichen Aspekte der Gewässerunter-
haltung in Niedersachsen durch die vor Ort zuständigen
Behörden umgesetzt. Angestrebt wird dabei, dass die Belange
des Artenschutzes und der Gewässerunterhaltung stärker mit-
einander verknüpft werden. Insbesondere soll mit dem vorlie-
genden Leitfaden aufgezeigt werden, wie die Anforderungen
des besonderen Artenschutzes bei der Durchführung von Un-
terhaltungsmaßnahmen rechtskonform berücksichtigt werden
können.

Der vorliegende Leitfaden soll dazu beitragen, eine arten-
schutzkonforme Gewässerunterhaltung in der Unterhaltungs-
praxis umzusetzen. Er ist eine Arbeitshilfe mit Hinweisen und
Handlungsempfehlungen für den Unterhaltungspflichtigen
und die zuständigen Wasser- und Naturschutzbehörden. Auf
der Grundlage einer umfangreichen Zusammenstellung und
fachlichen Aufbereitung der ökologischen Ansprüche der ar-
tenschutzrechtlich relevanten und von der Gewässerunterhal-
tung potenziell betroffenen besonders und streng geschützten
Tier- und Pflanzenarten werden nachvollziehbare artenschutz-
gerechte Empfehlungen für die Unterhaltungspraxis aufge-
zeigt.

Mit dem vorliegenden Leitfaden wird Niedersachsen neue
Wege gehen für ein landesweit einheitliches Vorgehen bei ei-
ner artenschutzgerechten Gewässerunterhaltung, das verläss-
liche und rechtssichere Orientierung sowohl für den Unter-
haltungspflichtigen als auch die zuständigen Behörden bietet
— und dadurch dazu beitragen, Konflikte zu vermeiden.

2. Inhalte und Ziele des Leitfadens

2.1 Bearbeitung
Der Leitfaden und die beschriebene Vorgehensweise wurde

vom NLWKN gemeinsam mit einer Arbeitsgruppe aus Vertre-
terinnen und Vertretern von Wasserverbandstag und Unter-
haltungsverbänden, kommunalen Spitzenverbänden (NLT,
NSGB, NST) u. a. erarbeitet und entwickelt.

Der Artenschutz und die Berücksichtigung der artenschutz-
rechtlichen und -fachlichen Anforderungen sowie die Mög-
lichkeiten zur Umsetzung einer artenschutzkonformen Un-
terhaltung bilden den inhaltlichen Schwerpunkt des vorlie-
genden Leitfadens und stehen im Vordergrund der weiteren
Betrachtungen. Bei der Erarbeitung des Leitfadens wurde da-
her auf die bestehenden und zahlreich vorhandenen einschlä-
gigen Fachgrundlagen, Arbeitshilfen und Leitfäden zur Ge-
wässerunterhaltung zurückgegriffen, die entsprechend zielge-
richtet ausgewertet wurden. Auf diese Quellen sei an dieser
Stelle verwiesen. Zu nennen sind insbesondere die beiden
Leitfäden des Wasserverbandstages (WVT) — Teil A (2011)
und B (Entwurf 2017, unveröffentlicht), aus denen Vieles über-
nommen werden konnte.

1) Die „Gewässerunterhaltung“ ist hier als Oberbegriff zu verstehen,
unter dem im vorliegenden Leitfaden in erster Linie die abflusssi-
chernden Maßnahmen zu verstehen sind, die im Vordergrund der
weiteren Betrachtungen stehen. Nur am Rande berührt sind in die-
sem Kontext die (gestaltenden) Maßnahmen i. S. der Gewässerent-
wicklung bzw. naturnahen Gewässergestaltung!
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Die folgenden Ausführungen, insbesondere die zusammen-
gefassten Hinweise und Empfehlungen zur Umsetzung einer
möglichst naturschonenden Unterhaltung, bauen darauf auf.
Auf vertiefende Darstellungen der ökologischen Grundlagen
einer naturschonenden Gewässerunterhaltung und der „tech-
nischen“ Einzelheiten wird daher in den folgenden Ausfüh-
rungen bewusst verzichtet, um den Rahmen dieser Arbeits-
hilfe lesbar und übersichtlich zu halten. 

2.2 Rahmenbedingungen und Eckpunkte
Im Zuge der Neuausrichtung der Gewässerunterhaltung in

Niedersachsen wird es zukünftig stärker darum gehen, For-
men der Unterhaltung zu finden, die sowohl den hydrauli-
schen als auch den artenschutzrechtlichen Anforderungen
genügen — um dabei sowohl den geforderten ordnungsgemä-
ßen Abfluss sicherzustellen als auch die für die Gewässerle-
bensgemeinschaften notwendigen Strukturen weitgehend zu
erhalten oder zu deren Entwicklung beizutragen. Ein zentra-
les Anliegen des Leitfadens ist es daher, die bestehenden Mög-
lichkeiten zur Vermeidung unnötiger artenschutzkritischer
Störungen oder Schädigungen darzustellen, um die Durch-
führung der Unterhaltung so zu gestalten, dass Beeinträchti-
gungen der besonders oder streng geschützten Arten mög-
lichst vermieden werden. Es wird aufgezeigt, dass mit der im
Leitfaden beschriebenen Vorgehensweise und einer nach-
weislichen Beachtung arten- und naturschonender Unterhal-
tungsmaßnahmen und artenbezogenen Vermeidungs- und
Minimierungsmaßnahmen die artenschutzrechtlichen Belan-
ge weitgehend berücksichtigt werden können — und den Vor-
gaben des Artenschutzes damit im Regelfall genüge getan
wird. 

Darüber hinaus dient eine nachweislich natur- und arten-
schonend durchgeführte Gewässerunterhaltung gleichzeitig
den Anforderungen der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) —
und leistet somit auch einen Beitrag zur Entwicklung aquati-
scher Lebensräume und zur Erreichung eines guten ökologi-
schen Zustandes i. S. der WRRL.

2.3 Anwendung des Leitfadens 
Die nachfolgenden Hinweise geben eine kurze Übersicht

über die wesentlichen inhaltlichen Bausteine des Leitfadens,
um das beschriebene Vorgehen zu erläutern und die Anwen-
dung zu erleichtern.

Die wesentlichen inhaltlichen Rahmenbedingungen und
Eckpunkte, die den Handlungsrahmen für die Leitfaden-Erar-
beitung bilden, finden sich zusammengefasst in Kapitel 2.

Im Kapitel 3 werden die wichtigsten, die Gewässerunterhal-
tung berührenden naturschutzrechtlichen Schutzvorschrif-
ten, in denen der besondere Artenschutz im Vordergrund
steht, dargestellt. Im Anhang findet sich das Verzeichnis der
von der Gewässerunterhaltung potenziell betroffenen beson-
ders und streng geschützten gewässergebundenen Tier- und
Pflanzenarten, die hier im Fokus der Bearbeitung stehen.

Kapitel 4 des Leitfadens beschreibt das Vorgehen bei der
Zusammenstellung und fachlichen Aufbereitung der ökologi-
schen Anforderungen und artspezifischen Lebensrauman-
sprüche der von der Gewässerunterhaltung potenziell betrof-
fenen, artenschutzrechtlich relevanten Fließgewässerfauna
und -flora. Dazu wurden artspezifische Steckbriefe mit detail-
lierten Angaben zu den jeweiligen Lebensraumansprüchen er-
arbeitet, die als Infoquelle und Arbeitsgrundlage dienen. Sie
sind ebenso wie die entsprechenden Arbeitskarten zu Vor-
kommen und Verbreitung der betroffenen Arten in Nieder-
sachsen im Internetauftritt des NLWKN abrufbar.

Darauf aufbauend werden im Kapitel 5 die Vorgehensweise
und einzelne Arbeitsschritte anhand eines Prüf- und Ablauf-
schemas beschrieben, durch deren nachweisliche Anwendung
die artenschutzrechtlichen Anforderungen im Regelfall be-
rücksichtigt werden können und die sowohl dem Unterhal-
tungspflichtigen als auch den zuständigen Behörden eine
verlässliche Orientierung bieten soll. 

Ergänzend dazu werden in Kapitel 6 die bestehenden Mög-
lichkeiten für die Durchführung einer schonenden Gewässer-
unterhaltung zur Vermeidung unnötiger artenschutzrelevan-
ter Beeinträchtigungen beschrieben. Es werden praxisnahe
Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen dargestellt, um
die Durchführung der Unterhaltung so zu gestalten, dass es
möglichst nicht zu erheblichen Beeinträchtigungen und Stö-
rungen der besonders oder streng geschützten Arten kommen
kann.

3. Naturschutzrechtliche Grundlagen und Rahmenbedingungen
Neben den bundes- und landesrechtlichen Vorgaben des

WHG und des NWG sowie den europarechtlichen Vorgaben

der WRRL sind es die verschiedenen Schutzvorschriften des
Naturschutzes, die die Durchführung von Unterhaltungsmaß-
nahmen in der Praxis berühren. Dabei stehen insbesondere
die naturschutzrechtlichen Bestimmungen des besonderen
Artenschutzes des BNatSchG im Fokus der weiteren Betrach-
tungen — sie werden im Folgenden daher zusammenfassend
dargestellt.

3.1 Artenschutz
Gewässer sind Lebensraum und Lebensstätte zahlreicher

wild lebender und naturraumtypischer Tier- und Pflanzenar-
ten. Viele dieser Arten sind inzwischen im Bestand oder vom
Aussterben bedroht und stehen daher unter besonderem ge-
setzlichen Schutz. Durch die entsprechenden artenschutzrecht-
lichen Vorschriften des BNatSchG kann gerade die Gewässer-
unterhaltung davon in erheblichem Maße betroffen sein. Da-
bei erstrecken sich die Schutzbestimmungen mit ihren bun-
desrechtlich vorgegebenen Verboten auf die Unterhaltung
aller Gewässer, also auch auf die ungezählten (vor allem klei-
neren) Gewässer dritter Ordnung. Die Schutzvorschriften gel-
ten damit flächendeckend, auch außerhalb von Schutzgebieten.

Der Schutz der Tier- und Pflanzenarten nach den bundes-
und europarechtlichen Vorgaben mit ihren auch die Gewässe-
runterhaltung berührenden Verbotsvorschriften unterschei-
det grundsätzlich zwischen dem allgemeinen und dem beson-
deren Artenschutz.
3.1.1 Allgemeiner Artenschutz

Als Grund- bzw. Mindestschutz finden sich zum allgemei-
nen Artenschutz für alle wild lebenden Tier- und Pflanzenar-
ten im BNatSchG eine Reihe von Verbotsvorschriften, von
denen auch die Praxis der Gewässerunterhaltung betroffen
sein kann. § 39 Abs. 5 BNatSchG verbietet,
— Bäume und andere Gehölze vom 1. März bis 30. Septem-

ber abzuschneiden, auf den Stock zu setzen oder zu fällen,
— vom 1. März bis 30. September Röhricht zurückzuschnei-

den,
— Grabenfräsen einzusetzen.

Diese Verbote gelten flächendeckend und sollen mit dem
ausdrücklichen Schutz der Gehölze auch die daran gebunde-
nen Arten schützen. Röhrichte dürfen außerhalb des genann-
ten Zeitraumes nur in Abschnitten zurückgeschnitten werden.

Nach § 39 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 BNatSchG gelten diese Verbote
nicht für Maßnahmen, die von einer Behörde (z. B. Wasserbe-
hörde, Wasser- und Bodenverband) angeordnet werden. Die
Verbote gelten gemäß § 39 Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 Buchst. a
BNatSchG ebenfalls nicht für Maßnahmen, die im öffentlichen
Interesse im Rahmen einer abgewogenen Entscheidungsfin-
dung nicht auf andere Weise oder zu einer anderen Zeit
durchgeführt werden können, wenn sie behördlich durchge-
führt werden. In beiden Fällen ist für die Abweichung von
den Verboten eine qualifizierte Abwägung (Wasserabfluss, Ar-
tenschutz usw.) und Dokumentation mit Begründung erfor-
derlich.

Für die Beseitigung von Gehölzen kann nach § 67 Abs. 1
BNatSchG auf Antrag eine Befreiung gewährt werden. Vor-
aussetzung dafür ist ein überwiegend öffentliches Interesse an
der Maßnahme, die nicht auf andere Weise oder zu einem an-
deren Zeitpunkt durchgeführt werden kann, oder wenn die
Einhaltung der Vorschrift im Einzelfall zu einer unzumutba-
ren Belastung führen würde. Die Befreiung kann mit Neben-
bestimmungen versehen werden.
3.1.2 Besonderer Artenschutz

Neben dem o. g. Grundschutz des allgemeinen Artenschut-
zes für alle (wild lebenden) Arten wird in § 44 BNatSchG der
Umgang mit besonders und streng geschützten wild lebenden
Tier- und Pflanzenarten vorgeschrieben. Er verbietet Hand-
lungen, die Tiere und Pflanzen dieser besonders und streng
geschützten Arten schädigen oder stören (sog. Zugriffsver-
bote). Geschützt ist damit jedes Exemplar dieser Art.

So ist es nach § 44 Abs. 1 BNatSchG verboten,
— „wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten

nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten
oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entneh-
men, zu beschädigen oder zu zerstören,

— wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der
europäischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-,
Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt
vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand
der lokalen Population einer Art verschlechtert,
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— Fortpflanzungs- und Ruhestätten der wild lebenden Tiere
der besonders geschützten Arten aus der Natur zu entneh-
men, zu beschädigen oder zu zerstören,

— wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten
oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entneh-
men, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zer-
stören.“

Die Störungs- und Schädigungsverbote des § 44 Abs. 1
BNatSchG zum Schutz dieser Arten und die damit verbunde-
nen artenschutzrechtlichen Prüfungen sind ein zentrales Ele-
ment des Artenschutzes im BNatSchG und gelten auch für die
Durchführung der Gewässerunterhaltung unmittelbar. So muss
vom Grundsatz her für alle Unterhaltungsmaßnahmen sicher-
gestellt werden, dass durch ihre Ausführung die Zugriffsver-
bote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG für besonders und streng
geschützte Arten nicht verletzt werden. Unter Umständen ist
die Zulassung einer Ausnahme erforderlich.

Verboten sind nicht nur ohne vernünftigen Grund, absicht-
lich, vorsätzlich oder fahrlässig begangene Schädigungen und
Störungen, sondern auch solche, die als Folgen einer Hand-
lung vorhergesehen werden konnten, also wissentlich in Kauf
genommen werden. Dabei gelten die Verbote nicht auf Schutz-
gebiete beschränkt (siehe Nummer 3.2), sondern wo immer
besonders oder streng geschützte Arten vorkommen.

Welche Arten sind betroffen?

Die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG gelten nur dem Schutz
der besonders und streng geschützten Arten. Das sind etwa
2 585, d. h. nur 3,4 % der rund 76 000 in Deutschland leben-
den Arten. Welche Arten besonders oder streng geschützt sind,
ergibt sich aus § 7 Abs. 2 Nrn. 13 und 14 BNatSchG:
Besonders geschützt sind:
— Arten der Anhänge A oder B der Verordnung (EG) Nr. 338/97,
— Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie,
— alle europäischen Vogelarten,
— Arten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1

BNatSchG aufgeführt sind.
Streng geschützt ist eine Teilmenge dieser besonders geschütz-
ten Arten, und zwar:
— Arten des Anhangs A der Verordnung (EG) Nr. 338/97,
— Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie,
— Arten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 2

BNatSchG aufgeführt sind.

Verzeichnis der in Niedersachsen vorkommenden besonders und
streng geschützten Arten

Nach der BArtschV gibt es in Deutschland etwa 470 streng
und mehr als 1 000 besonders geschützte Arten. In Nieder-
sachsen sind es 1 689 besonders oder streng geschützte Arten
aus 19 Artengruppen (weniger als 5 % der hier heimischen
Arten). Ein entsprechendes Verzeichnis dieser Arten liegt vor2).

Das Artenverzeichnis, das von der Fachbehörde für Natur-
schutz im NLWKN erarbeitet wurde, soll zum Schutz dieser
Arten beitragen und die Entscheidung erleichtern, welche Ar-
ten im Einzelfall zu erfassen und in eine entsprechende arten-
schutzrechtliche Prüfung einzubeziehen sind. Es wendet sich
an alle Personen und Stellen, die für die Erhaltung dieser Ar-
ten in Niedersachsen Verantwortung tragen und die bei ihren
Tätigkeiten, Plänen oder Vorhaben die Schädigungs- und Stö-
rungsverbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG, z. T. mit unterschied-
licher Reichweite, beachten oder vorausschauend berücksich-
tigen müssen. Darüber hinaus enthält es Angaben zum recht-
lichen Schutz, zum Gefährdungsgrad nach den Roten Listen,
zu den für die Arten relevanten Habitatkomplexen sowie In-
formationen zum Bestand und zur Verbreitung aller aufgelis-
teten Arten. 

Auf der Grundlage dieses niedersächsischen Gesamtver-
zeichnisses wurden die besonders und streng geschützten Ar-
ten in Niedersachsen bestimmt, die für die Gewässerunterhal-
tung grundsätzlich relevant sein können (siehe Kapitel 4). In
dieser Liste sind die in Niedersachsen in und an Fließgewäs-
sern vorkommenden besonders oder streng geschützten Arten
tabellarisch aufgeführt, die aufgrund ihrer gewässergebunde-
nen Lebensweise und „wasserbezogenen“ Habitatansprüche

2) Quelle: Verzeichnis der in Niedersachsen besonders oder streng ge-
schützten Arten — Schutz, Gefährdung, Lebensräume, Bestand —
Teil A (Wirbeltiere, Pflanzen und Pilze) und B (Wirbellose Tiere)
3/2008 und 4/2008. Aktualisierte Fassungen: Stand: Januar 2015.

von der Durchführung von Maßnahmen der Gewässerunter-
haltung potenziell betroffen sein könnten. Dies sind derzeit 87
gewässergebundene Arten aus 9 verschiedenen Gruppen, die
in das Verzeichnis aufgenommen wurden (siehe Tabelle 1 und
Anhang I). Die Liste der für die Gewässerunterhaltung rele-
vanten Tier- und Pflanzenarten ist nicht abschließend. Sie
wird vielmehr auf der Grundlage neuer Erkenntnisse kontinu-
ierlich durch die Fachbehörde für Naturschutz fortgeschrie-
ben, da natürlicherweise Veränderungen i. S. von Arealaus-
weitungen oder -einbußen eintreten können.

Die Auflistung der für die Unterhaltungspraxis artenschutz-
rechtlich relevanten Arten(gruppen) an und in niedersächsi-
schen Gewässern ist eine hilfreiche Arbeitsgrundlage für die
weitere Bearbeitung der Gesamtproblematik und die Ableitung
entsprechender Folgerungen für die Unterhaltung.

Tabelle 1: Anzahl der in den einzelnen Artengruppen von der Gewäs-
serunterhaltung potenziell betroffenen besonders und streng geschütz-
ten Tier- und Pflanzenarten

3.2 Schutzgebiete und gesetzlich geschützte Biotope
Neben den artenschutzrechtlichen Anforderungen berüh-

ren die jeweiligen Schutzvorschriften und naturschutzrecht-
lichen Bestimmungen der Naturschutz- und Landschafts-
schutzgebiete und geschützter Landschaftsbestandteile sowie
des allgemeinen Biotopschutzes die Durchführung von Maß-
nahmen der Gewässerunterhaltung. Zusätzlich zu den gesetz-
lichen Anforderungen des Artenschutzes sind die in diesen
Gebieten geltenden Bestimmungen der jeweiligen Schutzge-
bietsverordnungen (Schutzvorschriften i. V. m. dem Schutz-
zweck) einzuhalten. 

Darüber hinaus sind die Anforderungen zu berücksichti-
gen, die sich aus den europäischen Richtlinien und der Aus-
weisung von Natura 2000-Gebieten (FFH-Gebiete und Vogel-
schutz-Gebiete) und den nationalen Verordnungen für die
verschiedenen Schutzkategorien ergeben. Hier sind die jewei-
ligen schutzgebietsbezogenen Verordnungen bzw. die jeweili-
gen Erhaltungsziele des Gebietes maßgeblich. 

Nach § 30 BNatSchG stehen natürliche oder naturnahe Be-
reiche fließender oder stehender Binnengewässer einschließ-
lich ihrer Ufer unter gesetzlichem Biotopschutz. Zum Ufer
gehören auch die begleitende natürliche oder naturnahe Vege-
tation sowie die natürlichen oder naturnahen Verlandungsbe-
reiche, Altarme und regelmäßig überschwemmten Bereiche.
Handlungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen er-
heblichen Beeinträchtigung gesetzlich geschützter Biotope
führen, sind verboten. 

Für die Durchführung von Unterhaltungsmaßnahmen in
Naturschutzgebieten und Laichschonbezirken bestehen häu-
fig naturschutzfachliche/fischereifachliche oder zeitliche Be-
schränkungen, die zu beachten sind. Soweit dies aus
wasserwirtschaftlichen Gründen nicht möglich ist, müssen
bei den unteren Naturschutz-/Fischereibehörden Ausnahme-
genehmigungen (siehe Nummer 3.3) beantragt werden.

3.3 Ausnahmen
Von den Verboten des besonderen Artenschutzes ist die Ge-

wässerunterhaltung nicht gesetzlich freigestellt. Für alle Maß-
nahmen, die gegen die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote
verstoßen, bedarf der Unterhaltungspflichtige einer gesonder-
ten Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG, die
bei der jeweils zuständigen unteren Naturschutzbehörde (UNB)
zu beantragen ist (z. B. für nicht abwendbare abflusssichernde
Maßnahmen, die streng geschützte Arten betreffen können).
Demnach kann die UNB solche Ausnahmen auf Antrag ertei-

Artengruppe Besonders 
geschützt

Streng
geschützt

Gesamt

Makrophyten 10 2 12

Libellen 13 5 18

Käfer 1 1

Krebse 1 1

Muscheln 4 3 7

Amphibien/Reptilien 6 2 8

Fische und
Neunaugen

4 1 5

Vögel 19 7 26

Säugetiere 9 9
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len. So können unter bestimmten Voraussetzungen von den
Verboten des § 44 BNatSchG im Einzelfall Ausnahmen zuge-
lassen werden,
— zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser-

oder sonstiger erheblicher wirtschaftlicher Schäden, 
— zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflan-

zenwelt,
— für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederan-

siedlung oder diesen Zwecken dienende Maßnahmen der
Aufzucht oder künstlichen Vermehrung,

— im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen
Sicherheit einschließlich der Landesverteidigung und des
Schutzes der Zivilbevölkerung oder der maßgeblich gün-
stigen Auswirkungen auf die Umwelt oder 

— aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öf-
fentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer oder
wirtschaftlicher Art.

Eine Ausnahme darf nur zugelassen werden, 
— wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind und 
— sich der Erhaltungszustand der Population einer Art nicht

verschlechtert bzw. im Fall der Arten des Anhangs IV der
FFH-Richtlinie die Art trotz der Ausnahme in einem gün-
stigen Erhaltungszustand bleibt.

Auch kann von den Verboten des § 44 BNatSchG auf An-
trag Befreiung nach § 67 Abs. 2 BNatSchG gewährt werden,
wenn die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall zu einer
unzumutbaren Belastung führen würde. Die Befreiung kann
mit Nebenbestimmungen versehen werden.

4. Gewässergebundene besonders oder streng geschützte Tier- und
Pflanzenarten in Niedersachsen 

Die Gewässerunterhaltung hat je nach Intensität, Art und
Umfang ihrer Durchführung weitreichenden Einfluss auf
zahlreiche Faktoren der Gewässerökologie, auf Formen und
Strukturen von Ufer und Sohle, auf die Entwicklung der Bio-
zönosen und die Besiedelung mit gewässertypischen Tier- und
Pflanzenarten. Artenschutzrechtlich für die Gewässerunter-
haltung in Niedersachsen relevant sind die in und an Fließ-
gewässern vorkommenden besonders oder streng geschützten
Arten, die von Maßnahmen der Gewässerunterhaltung poten-
ziell betroffen sein könnten (siehe Kapitel 3.12, Tabelle 1, An-
hang I).

Mit den Ansprüchen an die Lebensraumausstattung dieser
ggf. vorkommenden und betroffenen Arten hat sich der Unter-
haltungspflichtige bei der Durchführung von Unterhaltungs-
maßnahmen auseinanderzusetzen. Das (bisher teilweise feh-
lende) Wissen über die spezifischen ökologischen Ansprüche
der Arten an Habitat- und Standortqualitäten und die Kennt-
nis der Vorkommen dieser Arten(gruppen) in niedersächsis-
chen Gewässern sind daher für die Ableitung und praktische
Umsetzung angepasster, artenschonender Unterhaltungsmaß-
nahmen unerlässlich, um mögliche Beeinträchtigungen der
relevanten Arten zu minimieren. 

Mit den folgenden Ausführungen wird diese Lücke für den
Unterhaltungspflichtigen geschlossen. Es werden die wesent-
lichen prägenden ökologischen Merkmale der betroffenen Ar-
ten näher beschrieben und ihre landesseitig bekannten Vor-
kommen dargestellt. 

4.1 Lebensraum und Habitatansprüche
Für alle in der Liste von der Gewässerunterhaltung poten-

ziell betroffenen gewässergebundenen geschützten Arten
wurden Artenportraits in Form von Steckbriefen erarbeitet,
die dem Unterhaltungspflichtigen als Informationsquelle und
Arbeitsgrundlage zur Verfügung gestellt werden (NLWKN-In-
ternet). Jeder Artensteckbrief beinhaltet neben Hinweisen
zum Schutzstatus und Gefährdungsgrad vor allem Kurzbe-
schreibungen der artspezifischen autökologischen Merkmale
mit konkreten Angaben zu den jeweiligen Lebensraum- und
Standortansprüchen, Nahrungs- und Laichhabitaten mit den
entsprechenden Entwicklungsformen, Fortpflanzungs- und
Ruhestätten. Die Merkmalsbeschreibungen in den Steckbrie-
fen nehmen dabei wegen der artenschutzrechtlichen Relevanz
Bezug zu den Bestimmungen und Begrifflichkeiten des § 44
Abs. 1 BNatSchG. Die artspezifischen Habitatpräferenzen bei
der Gewässerbesiedelung wurden dabei — jeweils getrennt
nach Larve und Adultform — in drei verschiedenen Kategori-
en in stark vereinfachter Form zusammengefasst und, soweit
möglich, in artbezogenen Piktogrammen gesondert darge-
stellt. Sie dienen als erster Hinweis auf den jeweils bevorzug-
ten Aufenthaltsort/Lebensraum im Lebenszyklus der poten-

ziell betroffenen Art im Querschnitt des Gewässerprofils und
erleichtern so die Einschätzung der möglichen Auswirkungen
der vorgesehenen Unterhaltungsmaßnahmen.

Habitatkategorie/Präferenzbereich:

1 = Sohle/Wasserkörper 
2 = Böschungsfuß/Ufer
3 = Randstreifen/Gehölzsaum.

Ergänzend dazu werden ggf. erforderliche, besondere arten-
spezifische Anforderungen an Art, Umfang und Zeitraum der
Gewässerunterhaltung dargestellt und mögliche Vermeidungs-
und/oder Minimierungsmaßnahmen aufgeführt, um die Durch-
führung der Unterhaltung so zu gestalten, dass artenschutz-
kritische Schädigungen und Störungen möglichst vermieden
werden — und dadurch die artenschutzrechtlichen Vorschrif-
ten eingehalten werden können. Dabei sind in den jeweiligen
Artenportraits folgende, für die Durchführung der Unterhal-
tungsarbeiten relevante Aspekte besonders hervorzuheben: 
— Welche der genannten Habitatkategorien/Präferenzberei-

che (Sohle/Wasserkörper, Böschungsfuß/Ufer, Randstreifen/
Gehölzsaum) sind betroffen?

— Worauf kommt es bei der Unterhaltung besonders an?
Welche Unterhaltungsarbeiten und -methoden sind bei Vor-
kommen der betroffenen Art(en) zwingend zu vermeiden?

— Lassen sich bestimmte (Mindest)Angaben für die Scho-
nung formulieren (z. B. 50 % der Sohle, Erhalt mindestens
eines Böschungsfußes oder von Altbäumen als „Habitat-
baum“ o. ä.)?

— Welche Zeiträume für die Unterhaltungsarbeiten sind pro-
blematisch bzw. unproblematisch?

In den Artensteckbriefen wird versucht, diese Fragestellun-
gen soweit möglich konkret zu beantworten.

4.2 Vorkommen und Verbreitung an Fließgewässern in Nieder-
sachsen

4.2.1 Landesweite Zusammenstellung und Aufbereitung vor-
handener Daten

Vorgehen
Vom NLWKN wurden die niedersachsenweit vorhandenen

Daten zu Vorkommen und Verbreitung der von der Gewässer-
unterhaltung potenziell betroffenen „gewässergebundenen“
besonders oder streng geschützten Arten (siehe oben) an den
Gewässern erster und zweiter Ordnung zusammengestellt,
thematisch aufbereitet und kartografisch in einzelnen The-
menkarten gesondert dargestellt. Eigene Erhebungen wurden
nicht durchgeführt.

Die folgenden Ausführungen beschreiben kurz die Vorge-
hensweise bei der landesweiten Datenrecherche und benen-
nen die für die Auswertung herangezogenen Quellen. 

Gewässernetz
Grundlage für die Lokalisierung der von der Gewässerunter-

haltung potenziell betroffenen Arten und Schutzgüter waren
die Gewässer, für die eine entsprechende Unterhaltungsver-
pflichtung durch einen Unterhaltungsverband (UHV) oder den
NLWKN besteht und an denen regelmäßig Unterhaltungsar-
beiten durchgeführt werden. Das relevante Gewässernetz ent-
spricht im Wesentlichen dem (reduzierten) EU-Gewässernetz
(mehr als 10 km² EZG) mit den Fließgewässern, die der Be-
richtspflicht der WRRL unterliegen.

Datenquellen zu den besonders oder streng geschützten Arten
Das Vorgehen bei der Zusammenstellung der relevanten

Daten wurde innerhalb des NLWKN geschäftsbereichsüber-
greifend inhaltlich-fachlich in den Grundzügen abgestimmt.
Einbezogen in diese Datenrecherche wurden die in Tabelle 2
aufgeführten Quellen.

Datenquelle Daten

NWLKN GB VII
Tier- und Pflanzenarten-
schutz

Daten aus dem Tier- und 
Pflanzenartenerfassungs-
programm

NLKWN GB VII
Staatliche Vogelschutzwarte

Avifaunistische Daten

NLKWN GB III
Gewässerkundlicher
Landesdienst (GLD)

Daten zu Makrozoobenthos 
und Makrophyten an den 
wasserkörperbezogenen 
Messstellen des operativen 
Monitorings der WRRL
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Tabelle 2: Ausgewertete Daten und Datenquellen

4.2.2 Einschätzung der Datenlage und Folgerungen
Die Befunde aus der Zusammenstellung und kartografi-

schen Darstellung der relevanten Fauna- und Floradaten für
die „unterhaltungspflichtigen“ Fließgewässer ergeben erwar-
tungsgemäß ein insgesamt lückenhaftes Bild. Nachweise zu
Vorkommen von besonders oder streng geschützten Arten sind
nur für einen Teil der zu unterhaltenden Gewässer bekannt
bzw. dokumentiert. Für viele Abschnitte der mehr oder weni-
ger regelmäßig unterhaltenen Gewässer zweiter Ordnung lie-
gen landesseitig keine Kenntnisse über das mögliche Vor-
kommen von besonders oder streng geschützten Arten vor.

Allein aus diesen Befunden und dem lückenhaft nachge-
wiesenen Vorkommen der artenschutzrechtlich relevanten
Arten lassen sich daher vor allem außerhalb von Schutzgebie-
ten nur bedingt hinreichend konkrete und unmittelbare Fol-
gerungen ableiten. Aus diesem Grund wurde ein Verfahren
entwickelt, das den bestehenden Defiziten Rechnung trägt und
eine artenschutzkonforme Gewässerunterhaltung ermöglicht.

5. Vorgehen zur Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Vorschrif-
ten bei der Gewässerunterhaltung 

5.1 Das Prüfverfahren
Auf der Grundlage der in Kapitel 4 dargestellten ökologi-

schen Charakterisierung der potenziell betroffenen besonders
und streng geschützten Tier- und Pflanzenarten und der o. a.
Befunde der landesweiten Datenrecherche war ein praktika-
bles Verfahren zu entwickeln, aus dem nachvollziehbar her-
vorgeht, wie und in welcher Form die artenschutzrechtlichen
Anforderungen bei der Gewässerunterhaltung im Abwägungs-
prozess über Art und Umfang einer anstehenden Unterhal-
tungsmaßnahme eine angemessene Berücksichtigung finden
können. Die Vorschriften und Anforderungen des allgemei-
nen Artenschutzes nach § 39 BNatSchG (siehe Kapitel 3.1.1)
bleiben davon unberührt.

Der besondere Artenschutz steht daher im Mittelpunkt des
beschriebenen Verfahrens, das Vorkommen von besonders
und streng geschützten Tier- und Pflanzenarten und deren
ökologische Anforderungen an Lebensraum- und Standort-
qualitäten des jeweiligen Gewässers bilden die Ausgangslage
für die weiteren Arbeitsschritte. Denn dort, wo diese Arten
vorkommen, hat die Unterhaltung Rücksicht zu nehmen.

Das dazu entwickelte Vorgehen und die dabei im Einzelnen
erforderlichen Arbeitsschritte zur Umsetzung einer artenschutz-
konformen Gewässerunterhaltung werden im Folgenden kurz
erläutert. Dabei wird bewusst nicht unterschieden zwischen
den streng und den besonders geschützten Arten. Für die Su-
che nach möglichst schonenden Vermeidungs- und/oder Mi-
nimierungsmaßnahmen bei der Unterhaltung ist dies aus
fachlicher Sicht weder sinnvoll noch erforderlich.

Prinzip
— Das für Niedersachsen erarbeitete Verzeichnis der beson-

ders und streng geschützten Arten (siehe Kapitel 3.1.2, Ta-
belle 1, Anhang I) gibt Auskunft über die artenschutz-
rechtlich relevanten Arten, d. h. über die von der Durch-
führung von Maßnahmen der Gewässerunterhaltung po-
tenziell betroffenen Arten. 

— Die landesseitig zusammengestellten Nachweise zu den
bekannten Vorkommen und zur Verbreitung dieser ge-
schützten Arten an den Gewässern zweiter Ordnung in
Niedersachsen zeigen auf, an welchen Gewässern Vor-
kommen dieser Arten bekannt sind — und daher mit einer
möglichen Betroffenheit der Arten zu rechnen ist (siehe
Kapitel 4.2).

— Spezielle Artensteckbriefe (siehe Kapitel 4.1) mit Kurzpor-
traits zu den wesentlichen artspezifischen ökologischen
Merkmalen, Lebensraum- und Standortansprüchen der be-
troffenen Arten dienen dem Unterhaltungspflichtigen als
Informationsquelle und sollen anhand einer einfachen Ka-

tegorisierung nach Habitatpräferenzen helfen, im Rahmen
des erforderlichen Abwägungsprozesses mögliche arten-
schonende Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen
bei einer vorgesehenen Unterhaltungsmaßnahme, soweit
dies möglich und praktikabel ist, gezielt zu planen und
umzusetzen. Sie können im Internetauftritt des NLWKN
eingesehen werden.

— Bei nicht bekannten Vorkommen und/oder fehlenden
Nachweisen von geschützten Arten wird aufgezeigt, wo
und an welchen Gewässern und Gebieten eine hohe Wahr-
scheinlichkeit besteht, dass derartige Arten vorkommen
können (Schutzgebiete, WRRL-Prioritätsgewässer mit aus-
geprägter Sohlenstruktur u. Ä.). Für diese Fälle werden
Wege und Möglichkeiten aufgezeigt, wie die durch die Un-
terhaltungsmaßnahmen ggf. verursachten Schädigungen/
Beeinträchtigungen durch ein artenschonendes Vorgehen
(Veränderung der Unterhaltungsform, Modifizierung der
Unterhaltungsintensität, anderer Durchführungszeitraum
usw.) weitgehend vermieden oder zumindest erheblich
verringert werden können.

— Das generelle Vorgehen im Rahmen dieses „unterhaltungs-
bezogenen“ artenschutzrechtlichen Prüfverfahrens bei der
Durchführung von Unterhaltungsmaßnahmen wird an-
hand eines einfachen Ablaufschemas verdeutlicht, in dem
die vom Unterhaltungspflichtigen durchzuführenden ein-
zelnen Arbeitsschritte dargestellt und detailliert beschrie-
ben werden. Im Ergebnis werden die je nach Ausgangslage
und jeweiliger Randbedingung grundsätzlich geeigneten
(arten)schonenden Unterhaltungsmaßnahmen benannt.

— Eine spezielle, nach den genannten Habitatkategorien in
einfacher Form gegliederte Zusammenstellung grundsätz-
lich geeigneter, arten- und naturschonender Unterhal-
tungsmaßnahmen dient als Orientierungshilfe, um die
Durchführung der Unterhaltung so zu gestalten bzw. zu
modifizieren, dass Beeinträchtigungen der besonders oder
streng geschützten Arten im Regelfall vermieden werden. 

Vorgehen und Durchführung
1. Vor Beginn der an einem Gewässer(abschnitt) anstehenden

Unterhaltungsarbeiten soll sich der Unterhaltungspflichti-
ge über die an dem betreffenden Gewässer(abschnitt) ggf.
nachgewiesenen Vorkommen der besonders und streng ge-
schützten Arten informieren (siehe Kapitel 4.2 und Ver-
breitungskarten). Insbesondere bei betroffenen Gewässern
dritter Ordnung werden die Unterhaltungspflichtigen da-
bei durch die jeweils zuständige UNB unterstützt, die ggf.
vorhandene Daten und Informationen bereitstellt und ent-
sprechend berät (siehe Kapitel 5.4).

2. Die grundsätzliche Vorgehensweise zur Berücksichtigung
der artenschutzrechtlichen Vorgaben bei den an einem Ge-
wässer vorgesehenen Unterhaltungsarbeiten erfolgt anhand
der schematisch dargestellten Prüfschritte je nach Fallkon-
stellation3). Diese Arbeitsschritte werden in der Regel vom
Unterhaltungspflichtigen durchgeführt.

3. Die vorgesehenen Unterhaltungsarbeiten/-maßnahmen und
die je nach Fallkonstellation ggf. erforderlichen artenscho-
nenden Unterhaltungsvarianten zur Vermeidung bzw. Mi-
nimierung von Beeinträchtigungen geschützter Arten sind
nachzuweisen und in Unterhaltungsplänen zu dokumen-
tieren — auch als Grundlage für notwendige Ausnahmege-
nehmigungen.

4. Der Unterhaltungspflichtige stimmt die geplanten Unter-
haltungsmaßnahmen und die bei Betroffenheit geschütz-
ter Arten und in Schutzgebieten ggf. erforderlichen und
umsetzbaren artenschonenden Modifizierungsmöglichkei-
ten mit der zuständigen Naturschutzbehörde ab. 

5.2 Arbeitsschritte
Die nachfolgende schematische Darstellung zeigt eine prag-

matische Herangehensweise zur Beachtung des gesetzlichen
Artenschutzes. Inhaltlich gliedert sich das Vorgehen der Be-
deutung des besonderen Artenschutzes entsprechend in zwei
zentrale, grundlegend unterschiedliche Wege und Haupt-
Handlungsstränge: 
1. Was ist zu tun, wenn bestimmte artenschutzrechtlich rele-

vante geschützte Arten vorkommen und ggf. betroffen sein
könnten?

3) Dabei keine Unterscheidung in der grundsätzlichen Vorgehenswei-
se zwischen den artenschutzrechtlich  zu differenzierenden beson-
ders oder streng geschützten Arten! Dies würde das Verfahren
unnötig komplizieren.

LAVES — Fischerei-
kundlicher Dienst

Daten zur Fischfauna im 
Rahmen des FFH- und 
WRRL-Monitorings

Ornitho.de Avifaunistische Daten

Untere Naturschutzbehörden Daten zu Tier- und
Pflanzenarten

Datenquelle Daten
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2. Wie ist vorzugehen, wenn keine Nachweise dieser Arten
vorliegen bzw. ein Vorkommen nicht bekannt ist?

Aus der Beantwortung dieser Fragen ergibt sich die rich-
tungsweisende Weichenstellung hinsichtlich des weiteren
Vorgehens. Das Schema beinhaltet dazu einzelne Prüfschritte,
die seitens des Unterhaltungspflichtigen (ggf. in Abstimmung
mit der zuständigen UNB) sowohl bezüglich regelmäßig durch-
geführter Unterhaltungsmaßnahmen in einem Gewässerab-
schnitt als auch bezüglich einmaliger, größerer Maßnahmen
vollzogen werden können (Abbildung 1).
— Die kursiv gehaltenen Einschübe verweisen auf die entspre-

chenden Informationsquellen und näheren Beschreibungen
im Leitfaden (einzelne Kapitel im Text und NLWKN-Inter-
net).

Im Folgenden sollen das Vorgehen und die einzelnen Arbeits-
schritte näher erläutert werden.

Erforderliche Arbeitsschritte (vgl. Prüfschritte im Ablaufschema
Abbildung 1):
Schritt 1: Sind Vorkommen von geschützten Arten bekannt?
Liegen Nachweise vor? (siehe Kapitel 4)

Es wird geprüft, ob in oder an dem betreffenden Gewäs-
ser(abschnitt) Nachweise zum aktuellen Vorkommen dieser Ar-
ten vorliegen oder entsprechende Nachweise bekannt sind —
und welche Arten dies sind. 
— Arbeitskarten des NLWKN zum Vorkommen der gewässerge-

bundenen besonders und streng geschützten Tier- und Pflan-
zenarten (Kapitel 4.2) liegen dem UHV vor bzw. werden zur
Verfügung gestellt (Internet).

— Verzeichnis besonders und streng geschützter Tier- und
Pflanzenarten (Anhang I).

— Hinweise zum Vorkommen der relevanten Arten ggf. auch
aus anderen Quellen (UNB, Naturschutzverband usw.).

— Kartierungen und Gutachten u. Ä. zur Artenerfassung wer-
den im Regelfall nicht durchgeführt. In Ausnahmefällen
bzw. anlassabhängig ist eine angemessene Sachverhaltser-
mittlung erforderlich.

Ja: Aktuelle Nachweise zum Vorkommen von geschützten Ar-
ten, ggf. auch mit den entsprechenden Verbreitungskarten an
der betreffenden Gewässerstrecke/in dem Abschnitt liegen vor
bzw. sind bekannt ..........................................www Schritt 2
Nein: Aktuelle Nachweise von geschützten Arten an der be-
treffenden Gewässerstrecke/in dem Abschnitt liegen nicht vor,
Vorkommen sind nicht bekannt ..................www Schritt 1 a

Schritt 1 a: Sind ältere Vorkommen an der betreffenden Ge-
wässerstrecke bekannt? Oder liegen ggf. Nachweise von be-
nachbarten Vorkommen vor?

Sind in der von der geplanten Unterhaltungsmaßnahme be-
troffenen Gewässerstrecke/-abschnitt keine aktuellen Vorkom-
men geschützter Arten bekannt, fokussiert dieser Schritt
darauf, ob durch ältere Nachweise auf ein tatsächlich noch
vorhandenes Vorkommen geschlossen werden kann. Dabei
kommt der jeweils zuständigen UNB eine zentrale Rolle zu,
die diese „Prüfung“ übernimmt und ggf. vorhandene Daten,
Informationen und Hinweise zum Vorkommen artenschutz-
rechtlich relevanter Tier- und Pflanzenarten den Unterhal-
tungspflichtigen im Rahmen des laufenden Informationsaus-
tausches in geeigneter Form zur Verfügung stellt. Insbesonde-
re bei eventuell betroffenen Gewässern dritter Ordnung und
angesichts der vielen, z. T. völlig unterschiedlichen Träger der
Unterhaltungslast (Eigentümer, Anlieger, Kommunen, Was-
ser- und Bodenverbände) ist die aktive Kommunikation und
gegenseitige Information zwischen Unterhaltungspflichtigem
und UNB von besonderer Bedeutung (siehe oben).
I. Ältere Vorkommen = Artnachweise 1990 bis 2000. Es ist

zu fragen, ob in dem betreffenden Gewässerabschnitt aus
dem Zeitraum vor der landesweiten, ab 2000 laufenden Da-
tenauswertung und -zusammenstellung (siehe Kapitel 4.2.1)
ggf. ältere, bis 1990 zurückgehende Meldungen oder Nach-
weise geschützter Arten vorliegen.
— Informationen vor allem durch UNB: ältere Gutachten, z. B.

Zusammenhang mit Eingriffsvorhaben, Umweltverträg-
lichkeitsstudien, faunistischen Untersuchungen, vegeta-
tionskundlichen Erfassungen, Daten der Landschafts-
rahmenplanung, Landschaftsplanung und dergleichen
mehr sowie NLWKN GB III, Gewässerkundlicher Landes-
dienst (GLD)

II. Benachbarte Vorkommen = Artnachweise geschützter Arten:
— aus dem unmittelbar ober- bzw. unterhalb angrenzen-

den Gewässerabschnitt (bis 100 m),

— aus den Seitengewässern der betreffenden Gewässer-
strecke, die im geplanten Unterhaltungsabschnitt oder
bis zu 100 m unterhalb bzw. oberhalb einmünden. 

Nachweise i. S. der Ziffern I und II beinhalten eine gewisse
Wahrscheinlichkeit, dass geschützte Arten auch in der betref-
fenden Gewässerstrecke vorkommen könnten; eine potenziel-
le Betroffenheit ist somit nicht auszuschließen. Insbesondere
bei nachgewiesenen benachbarten Vorkommen besteht auf-
grund der hohen Mobilität und Migrationsmöglichkeiten vie-
ler (flugfähiger!) Arten und ihres hohen Besiedelungspoten-
zials eine hohe Wahrscheinlichkeit, dass sie tatsächlich vor-
handen sein können — auch wenn direkte Nachweise in der
„Unterhaltungsstrecke“ fehlen.
Ja: Wenn bei der Klärung dieses Schrittes einer der Ziffern I
oder II zu einem positiven Ergebnis führt, so empfiehlt sich
nach Rücksprache mit der zuständigen UNB (siehe oben)
Schritt 2 für das weitere Vorgehen .................www Schritt 2
Nein: Wenn weder ältere noch benachbarte Vorkommen ge-
mäß den Ziffern I und II bekannt sind und entsprechende
Nachweise nicht vorliegen .........................www Schritt 1 b

Schritt 1 b: Ist ein Schutzgebiet betroffen?
Bei fehlenden Nachweisen und Kenntnissen über das Vor-

kommen potenziell betroffener geschützter Arten im „Unter-
haltungsabschnitt“ betrifft dieser Schritt das Vorgehen bei
anstehenden Unterhaltungsmaßnahmen an Gewässerstrecken
in Schutzgebieten (siehe Kapitel 3).

Schutzgebiete
Dies sind:

— Natura 2000-Gebiete, hier besonders berührt: FFH-Gebiete,
— Naturschutzgebiete (NSG),
— gesetzlich geschützte Biotope mit Gewässerbezug (natur-

nahes Fließgewässer, Röhricht, Bruchwald, Quellbereiche).
Unabhängig von den artenschutzrechtlichen Bestimmun-

gen und dem nachgewiesenen Vorkommen geschützter Arten
sind hier im Regelfall bestimmte Anforderungen an die Durch-
führung einer gebietsspezifischen allgemeinen naturschonen-
den Unterhaltung gegeben, die z. B. im Fall von Natur-
schutzgebieten abhängig von Schutzzweck in den jeweiligen
Naturschutzgebietsverordnungen festgelegt und geregelt ist
(siehe Kapitel 3). Diese Festlegungen und Regelungen sind in
der Unterhaltungspraxis in jedem Fall zu beachten. 

Bei (fließ)gewässerbezogenen Schutzgebieten ist aufgrund
ihrer naturschutzfachlichen Wertigkeit zudem von einer ge-
wissen Wahrscheinlichkeit auszugehen, dass in diesen Gebie-
ten auch geschützte Arten vorkommen.
— Karten der Schutzgebiete (NLWKN)
Ja: Die von den geplanten Unterhaltungsarbeiten betroffene
Gewässerstrecke liegt in einem Schutzgebiet (FFH-Gebiet,
NSG, Ges. gesch. Biotop) ...............................www Schritt 2
Nein: Die von den Arbeiten betroffene Gewässerstrecke liegt
nicht in einem Schutzgebiet ........................www Schritt 1 c

Schritt 1 c: Vorgehen bei sonstigen Gewässern
Für den von den vorgesehenen Unterhaltungsarbeiten be-

troffenen Gewässerabschnitt
— liegen keine Nachweise geschützter Arten vor, 
— sind keine Hinweise auf ältere oder benachbarte Vorkom-

men bekannt, 
— ist kein Schutzgebiet berührt bzw. betroffen.
I. Unabhängig von den Bestimmungen des besonderen Ar-

tenschutzes ist aufgrund der Bedeutung des betroffenen
Gewässers vor dem Hintergrund der Anforderungen der
WRRL die Durchführung einer naturschonenden Unter-
haltung i. S. der Gewässerentwicklung erforderlich. Dies
gilt z. B. für die landesweiten Prioritätsgewässer gemäß der
WRRL. Bei diesen Gewässern ist aufgrund ihrer vergleichs-
weise naturnahen Gewässerbettstrukturen und Habitat-
ausstattung sowie des vorhandenen Wiederbesiedelungs-
potenzials von einer hohen Wahrscheinlichkeit auszuge-
hen, dass in den prioritären Gewässerstrecken auch ge-
schützte Arten vorkommen können — insbesondere dann,
wenn sie naturnahe Sohlstrukturen aufweisen. Denn für
viele „sensible“ gewässergebundene und substratgebunde-
ne Arten ist die Existenz eines naturnahen Gewässergrun-
des mit ausgeprägten Sohlenstrukturen und Besiedelungs-
möglichkeiten von entscheidender Bedeutung — und da-
mit auch ein substanzieller Hinweis auf das mögliche Vor-
kommen geschützter, oftmals ausschließlich substratge-
bundener Arten ..................................... www Kapitel 6.1
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— Karte der Prioritätsgewässer (NLWKN, Umweltkarten)
— Karte Detailstrukturkartierung und -bewertung — Para-

meter Sohlenstruktur (NLWKN, Umweltkarten).
II. Aus Sicht des Natur- und Fließgewässerschutzes ist auch

an nicht prioritären Gewässerstrecken die Umsetzung einer
naturschonenden Unterhaltung i. S. der Gewässerentwick-
lung geboten. Dies betrifft häufig Gewässer zweiter Ord-
nung in landwirtschaftlich eher extensiv genutztem Um-
feld sowie viele Oberläufe und Quellbäche, die oftmals als
Gewässer dritter Ordnung eingestuft sind, oder den Typus
der Marschgewässer ....................... www Kapitel 6.1, 6.3

III. Aus Sicht des besonderen Artenschutzes kann im Regelfall
davon ausgegangen werden, dass die Wahrscheinlichkeit
der Beeinträchtigungen von besonders oder streng ge-
schützten Arten durch regelmäßig durchgeführte „konven-
tionelle“ Unterhaltungsarbeiten relativ gering ist. Dies be-
trifft insbesondere einen Großteil der zu den Gewässern
dritter Ordnung zählenden zahlreichen verschiedenen Grä-
ben, die überwiegend Entwässerungsfunktion besitzen
........................................................www Kapitel 5.3, 6.1

Schritt 2: Ermittlung von Habitatpräferenzen der nachgewie-
senen Arten: Wo im/am Gewässer wäre(n) die Art(en) ggf. von
den Unterhaltungsmaßnahmen betroffen? (siehe Kapitel 4)

In diesem Schritt ist zu prüfen, inwieweit die im Schritt 1
ermittelten/nachgewiesenen geschützten Arten von den anste-
henden Arbeiten betroffen sein könnten. Kann eine Betroffen-
heit nicht ausgeschlossen werden, ist zu klären, mit welcher
Wahrscheinlichkeit Schädigungen bzw. Störungen betroffe-
ner Arten zu erwarten sind — und wo im oder am Gewässer
diese Beeinträchtigungen auftreten. Dazu wird anhand der
Kategorisierung 
1 Sohle/Wasserkörper,
2 Böschungsfuß/Ufer und
3 Randstreifen/Gehölzsaum
für die auftretenden Art(en) — ggf. getrennt nach Larve und
Adultform — eine vereinfachte, grobe Zuordnung der „Habi-
tatpräferenzen“ vorgenommen. Dabei geht es im Wesentlichen
darum, soweit möglich den im Jahresverlauf bevorzugt und
überwiegend aufgesuchten bzw. vorrangig besiedelten artspe-
zifischen Habitatkomplex wiederzugeben und darzustellen.
Ziel ist es, einen räumlich und zeitlich eingrenzbaren und
nachvollziehbaren Bezug herzustellen zwischen dem lokalem
Vorkommen der Arte(n) einerseits und den an der betreffen-
den Gewässerstrecke vorgesehenen Unterhaltungsmaßnah-
men andererseits.
— Artensteckbriefe mit Kurzbeschreibung der ökologischen An-

sprüche an Lebensraum und Habitatausstattung usw. (Kapi-
tel 4.1/Internet)

Schritt 3: Prüfungs- und Abwägungsprozess zur Ermittlung
naturschonender Unterhaltungsvarianten und Modifizierungs-
möglichkeiten für die geplanten Unterhaltungsarbeiten: Kön-
nen hier besonders schonende Vermeidungs- und/oder Mini-
mierungsmaßnahmen zum Einsatz kommen — und welche
sind dies? (siehe Kapitel 6)

Nach der räumlichen Lokalisierung und Kategorisierung der
potenziell betroffenen geschützten Art(en) erfolgt in diesem
zentralen Schritt der eigentliche Prüfungs- und Abwägungs-
vorgang des Unterhaltungspflichtigen zwischen den örtlichen
hydraulischen Notwendigkeiten und den bestehenden Optio-
nen für ein hier gebotenes, möglichst artenschutzkonformes
Vorgehen bei den anstehenden Unterhaltungsarbeiten. Hier
ist zu klären, welche Möglichkeiten es vor allem aufgrund der
gegebenen hydraulischen Rahmenbedingungen im betreffen-
den Gewässerabschnitt gibt, die hier geplanten Arbeiten (z. B.
hinsichtlich Zeitraum, Art und Umfang, Methodenwahl, Ge-
räteeinsatz usw.) so zu gestalten bzw. zu variieren, dass Schä-
digungen und Störungen der betroffenen Art(en) vermieden

oder zumindest minimiert werden können. Die Auswahl der
schonendsten Unterhaltungsmethode für die in diesem Be-
reich vorkommenden Art(en) und deren räumlichen „Präfe-
renzbereichen“ ist das Ergebnis dieses Prozesses. 

Im Rahmen dieser Abwägung stehen dabei folgende Frage-
stellungen im Vordergrund, die seitens des Unterhaltungs-
pflichtigen für die einzelnen Gewässerabschnitte zu klären
sind:
— Können die hydraulischen Anforderungen auch erfüllt

werden, wenn außerhalb des artspezifischen Präferenzbe-
reichs der vorkommenden Arten unterhalten wird?

— Können Umfang und Intensität der Unterhaltung im Präfe-
renzbereich ggf. minimiert werden?

— Kann die zeitliche Durchführung der Unterhaltungsarbei-
ten im Präferenzbereich artenspezifisch angepasst werden? 

— Welches ist die schonendste Unterhaltungsmethode für
den oder die jeweiligen Präferenzbereich(e), die hier zum
Einsatz kommen kann? 

In diesem Abwägungs- und Entscheidungsprozess soll es
nicht darum gehen, die Frage zu beantworten, bis zu welchem
Grad genau eine Schädigung betroffener geschützter Arten
vermieden werden kann. Dies ist fachlich kaum quantifizier-
bar und somit auch nicht durchführbar. Vielmehr dient der
Abwägungsprozess dazu, die Frage zu beantworten, ob bei
Vorhandensein unterhaltungssensitiver Arten angepasste Un-
terhaltungsvarianten zur Anwendung gelangen können, die
Verstöße gegen die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote
weitestgehend ausschließen. 

Wenn unter Zuhilfenahme der Artensteckbriefe und der
Hinweise in diesem Leitfaden als Ergebnis des Abwägungs-
prozesses bestimmte artenschutzkonforme Unterhaltungsvari-
anten möglich und realisierbar sind, so sind diese zu doku-
mentieren und in einem Unterhaltungsplan (Schritt 4, siehe
unten) darzustellen. Auch dabei empfiehlt es sich, die Unter-
haltungsmethoden bzw. -formen entsprechend den Habitat-
präferenzen der betroffenen Arten zu kategorisieren: 
1. Maßnahmen an Sohle/Wasserkörper 
2. Maßnahmen im Bereich von Böschungsfuß/Ufer 
3. Maßnahmen an Randstreifen/Gehölzsaum. 

Sind als Ergebnis des Abwägungsprozesses zwischen den
hydraulischen Anforderungen und den beschriebenen An-
sprüchen der vorkommenden Art(en) keine artenschonenden
Unterhaltungsvarianten möglich, sodass aufgrund der Ein-
griffsintensität mit signifikant erhöhten Schädigungen der
vorkommenden Populationen geschützter Arten zu rechnen
ist, bedarf der Unterhaltungspflichtige einer gesonderten Aus-
nahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG durch die
zuständige untere Naturschutzbehörde (z. B. für nicht ab-
wendbare abflusssichernde Maßnahmen, die gegen die Zugriffs-
verbote für besonders und streng geschützte Arten gemäß § 44
Abs. 1 BNatSchG verstoßen, siehe Kapitel 3.3 und 5.5). 
Schritt 4: Dokumentation und Nachweis der besonderen ar-
tenschonenden Unterhaltungsmaßnahmen im Unterhaltungs-
plan (siehe Kapitel 5)

Dieser Schritt umfasst die Darstellung und Dokumentation
der Arbeitsschritte zur Berücksichtigung der Vorschriften des
Artenschutzes bei der Durchführung von Unterhaltungsmaß-
nahmen. Die ergriffenen Maßnahmen zur Vermeidung von ar-
tenschutzrelevanten Schädigungen geschützter Arten sind in
einem Unterhaltungsplan zu dokumentieren und nachzuwei-
sen. Der Plan bildet die Grundlage für eine abwägende Vorge-
hensweise, in dem nicht nur Art und Umfang der abfluss-
sichernden Maßnahmen für einzelne Gewässer bzw. Gewäs-
serabschnitte dokumentiert werden, sondern auch die erforder-
lichen artenschutzrechtlichen Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen abgebildet werden.
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Schritt 1:  

Sind aktuelle Vorkommen einer oder mehrerer geschützter Art(en) bekannt? 

ja 

ja 

Schritt 2:  

Habitatpräferenzen 

Wo im/am Gewässer ist/sind die Art(en) ggf. 

von den Unterhaltungsmaßnahmen betroffen?

Gewässer- 

bzw. einzelfall-

bezogen 

Schritt 1b:  

Ist ein Schutzgebiet  

betroffen? 

Schritt 1c: 

Sonstiges Gewässer  

betroffen 

nein 

nein / nicht bekannt 

nein 

 

Ausnahme-

genehmigung! 

1 

Sohle/ 

Wasserkörper 

2 

Böschungsfuß/ 

Ufer 

3 

Randstreifen 

Artenschonende Unter-

haltungsmethoden bzw. 

besondere Vermeidungs-

und/oder Minimierungs-

maßnahmen 

Allgemeine naturscho-

nende gewässerspezifi-

sche Unterhaltungsmaß-

nahmen 

 

Konventionelle 

Unterhaltung  

 

Schritt 4: 

Dokumentation/Nachweis der Maßnahmen in Unterhaltungsplan  

(in Abstimmung mit UNB und UWB) 

Schritt 3:  

Artenschutzbezogener Abwägungsprozess 

Können unter Berücksichtigung der 

 

 hydraulischen Anforderungen und  

 Ansprüche der vorkommenden Art(en)  

 

artenschonende Unterhaltungsmethoden bzw. 

besondere Vermeidungs-und/oder Minimierungs-

maßnahmen ermittelt und umgesetzt werden? 

ja 

Schritt 1a:  

Können ältere oder benach-

barte Vorkommen ermittelt 

werden? 

ja 

nein 

Ggf. 

 gemäß Schutzgebiets-

Verordnung 

Abbildung 1: Vorgehen und Arbeitsschritte zur Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Anforderungen bei der Gewässerunterhaltung — 
schematische Darstellung
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5.3 Der Unterhaltungsplan
Ein zentrales Planungsinstrument des Unterhaltungspflich-

tigen ist der Unterhaltungsplan. Hier wird ortsbezogen darge-
stellt und detailliert dokumentiert, wie die Unterhaltung
einzelner oder mehrerer Gewässer in einem bestimmten Zeit-
raum konkret aussehen soll und welche Art von Unterhal-
tungsmaßnahmen aus welchen Gründen in einem Gewässer-
abschnitt geplant sind. Dies betrifft Art und Umfang von ab-
flusssichernden Maßnahmen ebenso wie bestimmte gewässer-
spezifische Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die — so-
weit absehbar — präzise beschrieben und planerisch festlegt
werden. 

Der Unterhaltungsplan als einheitlicher, planerischer Sam-
melbegriff umfasst damit alle unterhaltungsbezogenen Arbei-
ten und Maßnahmen in und an einem Gewässer. Er ist die
wichtigste planerische Grundlage für eine transparente Abwä-
gung und Entscheidung über Art und Umfang der Unterhal-
tung. Damit ist der Unterhaltungsplan auch die Grundlage für
die nach artenschutzrechtlichen Vorschriften erforderliche
Ausnahmegenehmigung nach § 45 BNatSchG (siehe Kapi-
tel 3.3, 5.2 Schritt 3). Der Plan soll regelmäßig fortgeschrieben
und aktualisiert werden (siehe u. a. WVT 2011).

Aufbau, Struktur und wesentliche Inhalte eines „Beispiel-
Unterhaltungsplans“ sind an anderer Stelle beschrieben und
detailliert dargestellt worden (vor allem WVT 2011, 2017 un-
veröffentlicht), entsprechende Gliederungsvorschläge liegen
vor. Darauf soll hier nicht näher eingegangen werden, auf die
einschlägigen Quellen wird verwiesen.

Ein besonderes Element des Unterhaltungsplans i. S. des
vorliegenden Leitfadens ist neben der Darstellung der erfor-
derlichen abflusssichernden Maßnahmen auch die nachweis-
liche Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen und natur-
schutzgesetzlichen Bestimmungen, die hier besonders im Fo-
kus stehen. In diesem Plan können die Ergebnisse des be-
schriebenen Abwägungs- und Entscheidungsprozesses und
der o. g. Arbeitsschritte bei der Suche nach Möglichkeiten zur
Vermeidung signifikant erhöhter Schädigungen von geschütz-
ten Arten detailliert dokumentiert und beschrieben werden.

Damit dient der Unterhaltungsplan dem Nachweis der ar-
tenschutzrechtlich geforderten artenschonenden Unterhal-
tungsmaßnahmen bzw. der Darstellung beabsichtigter Ver-
meidungs- und Minimierungsmaßnahmen zur Lösung arten-
schutzrechtlicher Konflikte am jeweiligen Gewässer. Bei der
Aufstellung von Unterhaltungsplänen sollen folgende Punkte
Berücksichtigung finden:
— Der Unterhaltungsplan ist in Abstimmung mit der UNB

und der unteren Wasserbehörde (UWB) zu erstellen.
— In Bezug auf den Umgang mit artenschutzrechtlichen Kon-

flikten ist von entscheidender Bedeutung, dass sich im Un-

terhaltungsplan die abwägungsrelevanten Entscheidungen
über Art und Umfang der Unterhaltung anhand der o. g.
Arbeitsschritte transparent nachvollziehen lassen.

— Umfang, Form und Inhalte der vorgenannten Konfliktbe-
wältigung werden durch diesen Leitfaden nicht festgelegt.
Sie sind nicht zuletzt abhängig von den gewässerbezogenen
Rahmenbedingungen, den Verbandsgebietsgrößen und der-
gleichen mehr. Der geforderte Nachweis zur Bewältigung
artenschutzrechtlicher Konflikte kann auch in aller Kürze
geführt werden, z. B. auch im Rahmen eines speziellen
„Abwägungsformblattes“, in dem systematisch und nor-
miert die relevanten Kriterien für die einzelnen betroffe-
nen Gewässerabschnitte dargestellt werden (Ausweisung
der gewählten Unterhaltung, wo, wann, wieviel, ggf. sepa-
rat für die einzelnen Präferenzbereiche, Unterhaltungs-
technik usw.).

— Empfehlenswert ist die Erörterung artenschutzrechtlicher
Konflikte und ihre Bewältigung im Zuge der jährlichen Ge-
wässerschauen unter Beteiligung von UWB und UNB.

— Die Aufstellung von Unterhaltungsplänen für Gewässer
dritter Ordnung ist aus Artenschutzsicht nicht erforderlich,
da diese meist künstlichen Gewässer, von Ausnahmen ab-
gesehen (siehe Kapitel 5.2 Schritt 1 c — Ziffern II und III),
kaum besonders oder streng geschützte Arten aufweisen.
Sollten in solchen Gewässern — durch Kartierungsbefun-
de belegt — besonders oder streng geschützte Arten nach-
gewiesen werden, gelten auch für diese Gewässer(ab-
schnitte) die Hinweise dieses Leitfadens zur Durchführung
artenschutzgerechter Unterhaltungsmaßnahmen.

Intensitätsstufen der Gewässerunterhaltung und Unterhal-
tungsklassen

Eine Möglichkeit, die Ergebnisse des beschriebenen Abwä-
gungsprozesses und der Dokumentation in einem Unterhal-
tungsplan sachgerecht und einheitlich (z. B. für ein Verbands-
gebiet) nachvollziehbar darzustellen, ist die abgestufte Katego-
risierung der an den Gewässern geplanten Unterhaltung nach
Intensitätsstufen. Eine fünfstufige Klassifizierung wurde erst-
mals im Leitfaden „Gewässerunterhaltung in Niedersachsen“
Teil A (2011) veröffentlicht. Vor dem Hintergrund, Eingriffe
in sensitive Strukturen wie Sohle und Böschungsfuß noch dif-
ferenzierter darzustellen, wurde diese Klassifizierung der Un-
terhaltungsintensität im Rahmen des Projektes „Gewässerallianz
Niedersachsen“ verfeinert (Bardowicks et al. 2017). Das Ziel
ist, unter Berücksichtigung lokaler Rahmenbedingungen eine
fortlaufende Optimierung der Unterhaltung nach gewässer-
ökologischen Gesichtspunkten darzustellen. Diese achtstufige
Klassifikation wird seit 2016 in den Gebieten der Gewässeral-
lianz in Niedersachen erprobt (Tabelle 3).
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Mit einer derartigen Herangehensweise werden die arten-
schutzgerechten und schonenden Unterhaltungsformen mit
den wertgebenden WRRL-Komponenten zusammengeführt,
indem bestimmte Formen der Unterhaltungsmaßnahmen (Um-
fang, Intensität, Geräteeinsatz, nach Ufer und Sohle getrennt
o. ä.) zusammenfassend kategorisiert und definiert werden. Dies
führt insgesamt zu einer differenzierten, streckenbezogenen
und einheitlichen Darstellungsform der Unterhaltung an den
betroffenen Gewässern. 

5.4 Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde
Ein enges Zusammenwirken zwischen dem Unterhaltungs-

pflichtigen und der zuständigen Naturschutzbehörde als der
für den Artenschutz zuständigen und verantwortlichen Be-
hörde ist bei der Bearbeitung des komplexen Themenfeldes
Gewässerunterhaltung — Artenschutz unerlässlich (siehe da-
zu auch WVT-Leitfaden, Teil B, Entwurf 2017, unveröffent-
licht). Ein intensiver und möglichst frühzeitiger Abstimmungs-
prozess und der gegenseitige Informationsaustausch gerade
bei Fragen zum Vorkommen geschützter Arten in Bezug auf
den richtigen „Umgang“ mit den Gewässern im komplexen
Abwägungsprozess zwischen wasserwirtschaftlichen Belan-
gen und den Belangen des Artenschutzes, sind eine wesentliche
Voraussetzung, um gemeinsam zu tragfähigen artenschutz-
konformen Lösungen zu kommen. Dies gilt allerdings auch
und in besonderem Maße für die Erteilung von artenschutz-
rechtlichen Ausnahmegenehmigungen (siehe unten).

Dieses Zusammenwirken aller Beteiligten vor Ort wird zu-
nehmend an Bedeutung gewinnen und ist daher kontinuier-
lich weiterzuentwickeln. Folgende Schritte können dazu bei-
tragen:
— Seitens des Landes Niedersachsen werden sowohl der UNB

als auch dem Unterhaltungspflichtigen die landesseitig vor-
handenen Arbeitshilfen, Fachgrundlagen und -informatio-
nen sowie Daten zu Vorkommen, Verbreitung und ökolo-
gischen Merkmale (Kapitel 4.) der gewässergebunden Ar-
ten zur Verfügung gestellt.

— Der Unterhaltungsplan (siehe Kapitel 5.3) und die darin
festgelegten Arbeiten und geplanten Unterhaltungsmaß-
nahmen sind das zentrale Planungsinstrument des Unter-
haltungspflichtigen, auch für die Dokumentation des Vor-
gehens zur Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen

Anforderungen. Er wird in Abstimmung mit der UNB erar-
beitet und bildet insofern eine aktuelle fachliche und ge-
nehmigungsrechtliche Diskussionsplattform — auch für
alle Fragen der Gewässerentwicklung nach der WRRL. So-
weit relevant, können dabei auch die von den UNB für die
FFH-Gebiete aufzustellenden FFH- Managementpläne hin-
sichtlich der Aspekte der Gewässerunterhaltung aufeinan-
der abgestimmt werden.

— Teilweise liegen auch bei der UNB aktuelle artenschutzre-
levante Fachinformationen und Kenntnisse vor, die ggf. im
Rahmen des „artenschutzrechtlichen Prüfverfahrens“ bei
der künftigen Gewässerunterhaltung gewinnbringend ge-
nutzt werden können (Landschaftsrahmenplanung, Gut-
achten, faunistische Untersuchungen im Zusammenhang
mit Eingriffsvorhaben, UVS und dergleichen mehr). Von
der UNB werden diese Daten und Informationen, insbe-
sondere zum Vorkommen artenschutzrechtlich relevanter
Tier- und Pflanzenarten den/dem Unterhaltungspflichti-
gen im Rahmen des laufenden Informationsaustausches in
geeigneter Form zur Verfügung gestellt.

5.5 Artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung
Bei bestimmten Unterhaltungsarbeiten (z. B. dringliche, nicht

abwendbare abflusssichernde Maßnahmen) wird es keine ar-
tenschonenden Vermeidungs- oder Minimierungsmaßnahmen
und Modifizierungsmöglichkeiten gemäß Kapitel 5.2, 6.1 und
6.2 geben können. Dabei ist es sehr wahrscheinlich, dass es
aufgrund der Eingriffsintensität zu Schädigungen der vorkom-
menden geschützten Arten (z. B. durch Auswirkungen auf ge-
schützte Individuen aber auch deren Lebensstätten und
Reproduktionsräume) kommen wird, sodass Verstöße gegen
die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote wahrscheinlich
sind.

Wo im Rahmen des Abwägungsvorgangs zwischen den hy-
draulischen Anforderungen und der im Artensteckbrief be-
schriebenen Ansprüche der vorkommenden Art(en) nach dem
Prüfverfahren keine geeignete schonende Unterhaltungsform
ermittelt werden kann, bedarf der Unterhaltungspflichtige ei-
ner gesonderten Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7
BNatSchG (siehe Kapitel 3.3), die bei der jeweils zuständigen
UNB zu beantragen ist. Die UNB kann im Einzelfall unter be-
stimmten Voraussetzungen Ausnahmen von den artenschutz-
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rechtlichen Zugriffsverboten des § 44 Abs. 1 BNatSchG ertei-
len. Zu den Voraussetzungen für die Erteilung gehören die Al-
ternativlosigkeit und das Vorliegen unabweisbarer zwingen-
der Gründe zur Durchführung der geplanten Maßnahme. Das
BNatSchG zählt zu den zwingenden Gründen für die Ertei-
lung einer artenschutzrechtlichen Ausnahme u. a. die Abwen-
dung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger
erheblicher wirtschaftlicher Schäden. Ferner darf sich durch
die Erteilung einer artenschutzrechtlichen Ausnahme der Er-
haltungszustand der betroffenen Population einer Art nicht
verschlechtern bzw. im Fall von Arten des Anhangs IV der
FFH-Richtlinie müssen diese trotz der Ausnahme in einem
günstigen Erhaltungszustand verbleiben.

Auch im Fall notwendiger artenschutzrechtlicher Ausnah-
megenehmigungen empfiehlt sich die frühzeitige Einbindung
und enge Abstimmung des Unterhaltungspflichtigen mit der
UNB.

6. Natur- und artenschonende Gewässerunterhaltung in der Praxis

Die Unterhaltung eines Gewässers umfasst zu verschiede-
nen Zeitpunkten bestimmte Arbeits- und Betriebsvorgänge,
die regelmäßig/jährlich oder unregelmäßig durchgeführt wer-
den und sich in verschiedene Gruppen einteilen lassen. Hier
geht es vor allem um die Tätigkeiten und Maßnahmen der Ab-
flusssicherung (= abflusssichernde Maßnahmen — ASM). Sie
umfassen alle Tätigkeiten, durch die Material aus dem Gewäs-
serprofil entnommen wird und die dazu dienen, die Funktion
eines Gewässers für die Entwässerung und zur Herstellung
und Aufrechterhaltung eines ordnungsgemäßen Abflusses si-
cherzustellen. Dazu gehört auch die Beseitigung von Auflan-
dungen und punktuellen Abflusshindernissen (siehe dazu
WVT 2011/2017, unveröffentlicht). 

Das Gerätespektrum reicht von der Handsense bis zum
hochkomplexen Böschungsmäher, der mehrere Funktionen
vereint. Die besseren technischen Voraussetzungen können
heutzutage vor allem dazu genutzt werden, auf die natürliche
Ausstattung der Gewässer Rücksicht zu nehmen und die Ziele
der Gewässerunterhaltung mit geringeren Eingriffen in das
Ökosystem Gewässer zu erreichen. Einzelne Gerätetypen, wie
z. B. die Grabenfräsen, sind letztlich aus ökologischen Grün-
den aus der Gewässerunterhaltung verschwunden. Beim Ge-
räteeinsatz kommt es vor allem auf die Auswahl der richtigen
Geräte und der richtigen Technik für das einzelne Gewässer
an. Dabei ist es wichtig, für den Einsatz den besten Kompro-
miss zwischen den ökologischen Anforderungen und den
ökonomischen Zwängen zu finden. 

Auf die Darstellung der verschiedenen Gerätetypen und ih-
rer Einsatzbedingungen wird hier bewusst verzichtet, da es
für die Technik- und Geräteauswahl sehr viele Anforderungen
und Bedingungen gibt, die hier nicht beleuchtet werden kön-
nen. Die richtige Unterhaltungsmethode (und damit das erfor-
derliche Gerät) ergeben sich aus der Abwägung des Unter-
haltungspflichtigen über Art und Umfang der Unterhaltungs-
maßnahmen.

Nicht nur aus Gründen des Artenschutzes, sondern auch
als Beitrag zur Gewässerentwicklung gemäß WRRL — gesetz-
lich im WHG/NWG verankert — ist die Umsetzung einer be-
darfsgerechten, natur- und artenschonenden Gewässerunter-
haltung in der Unterhaltungspraxis von großer Bedeutung. 

Ein generelles Ziel einer naturschonenden Unterhaltung ist
das Ausschöpfen aller Möglichkeiten und bestehenden Hand-
lungsspielräume für die Durchführung einer nach Art, Um-
fang, Intensität (Geräteeinsatz, technische Modifizierung etc.)
weitgehend zurückhaltenden, beobachtenden Unterhaltung.
Ein weiterer elementarer Baustein bei dieser Zielsetzung ist
die hier thematisierte weitest mögliche Vermeidung arten-
schutzkritischer Schädigungen, Beeinträchtigungen und Stö-
rungen besonders und streng geschützter Tier- und Pflanzen-
arten.

Im Folgenden werden Beispiele für natur- und artenscho-
nende Unterhaltungsmethoden dargestellt. Es werden die im
Alltag der Gewässerunterhaltung in Niedersachsen praktika-
blen Möglichkeiten aufgezeigt, die dabei helfen, potenzielle
Schädigungen und Störungen geschützter Art(en) zu verhin-
dern. Denn viele geschützte unterhaltungssensitive Arten pro-
fitieren von einigen wenigen, aber besonders wirksamen Ver-
meidungs- und Minimierungsmaßnahmen und einer entspre-
chend modifizierten Vorgehensweise in der Unterhaltungs-
praxis. Dadurch kann sichergestellt werden, dass die genann-
ten artenschutzrechtlichen Anforderungen auch erfüllt wer-
den.

6.1 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen — Möglich-
keiten in der praktischen Umsetzung

Die folgenden Ausführungen umfassen eine Reihe von
praktischen Hinweisen und Empfehlungen zu einer natur-
und artenschutzgerechten Unterhaltung. Praktische Hinweise
zur Berücksichtigung ökologischer Belange bei der Durchfüh-
rung von Unterhaltungsmaßnahmen sind im Übrigen auch
bereits an anderer Stelle umfänglich beschrieben. Hier sei bei-
spielsweise auf die beiden Leitfäden des Wasserverbandstages
— Teil A (2011) und B (Entwurf 2017, unveröffentlicht), das
DWA-Merkblatt 610 und den NLWKN-Leitfaden Maßnah-
menplanung Hydromorphologie (2008 a) verwiesen. Es wer-
den daher nur stichwortartig praxisnahe Vermeidungs- und
Minimierungsmaßnahmen dargestellt, um die Durchführung
der Unterhaltungsarbeiten so zu gestalten, dass es zu keinen
erheblichen Schädigungen, Beeinträchtigungen und Störungen
geschützter Arten kommt. Es werden solche Unterhaltungs-
maßnahmen benannt, die als Varianten und Modifizierungs-
möglichkeiten „konventioneller“ Unterhaltungsformen grund-
sätzlich für ein artenschutzkonformes Vorgehen geeignet
sind, d. h., diese Maßnahmen besitzen ein hohes Vermeidungs-
und „Schonungspotenzial“ in Bezug auf den Schutz unterhal-
tungssensitiver Arten. Aus pragmatischen Gründen erfolgt
(wiederum) eine Darstellung anhand der bereits beschriebe-
nen drei „Habitatkategorien“:
1. Sohle/Wasserkörper4)
2. Böschungsfuß/Ufer
3. Randstreifen/Gehölzsaum5).

Die für diese drei Kategorien beschriebenen Vermeidungs-
und Minimierungsmaßnahmen bilden ein wesentliches Er-
gebnis des Vorgehens nach dem Prüfverfahren (Kapitel 5.1,
5.2). Sie sind im Unterhaltungsplan (Kapitel 5.3) entspre-
chend zu dokumentieren. Auf quantitative Aussagen zu dadurch
erreichbaren „Schonungseffekten“ bei potenziell betroffenen
geschützten Arten bzw. vermiedenen „Schädigungsraten“ wird
verzichtet. Diese sind der Fachliteratur zu entnehmen.

Unterhaltungsmethoden im Bereich Sohle/Wasserkörper
Unterhaltungsmaßnahmen im Bereich der Gewässersohle

bedeuten — unabhängig von der Jahreszeit — oftmals einen
schwerwiegenden Eingriff in das Lebensgefüge des Gewässer-
grundes und verursachen häufig erhebliche Störungen und
Beeinträchtigungen der aquatischen Tier- und Pflanzenwelt
und ihres Lebensraumes. Dies gilt oftmals auch für den Ge-
wässerrand, auf dem das entnommene Räumgut abgelagert
wird und verbleibt (siehe unten).

Abhängig von den jeweiligen örtlichen Gegebenheiten, den
hydraulischen Rahmenbedingungen, der Gewässergröße so-
wie der Art, Intensität und Häufigkeit der Maßnahmen sind
nachfolgende Hinweise in die Überlegungen zur Unterhal-
tung der Sohle bzw. des Wasserkörpers einzubeziehen: 

Krautung
— Abhängig vom Geräteeinsatz und der technischen Durch-

führbarkeit sollten Maßnahmen im Längsverlauf und Qu-
erprofil nach Möglichkeit nur punktuell bzw. partiell und
abschnittsweise und nicht auf ganzer Strecke durchge-
führt werden. 

— Schonend ist die möglichst störungsfreie Krautung von
Wasserpflanzen oberhalb der Gewässersohle. Dabei ist ein
einseitiges (bis zur Gewässermitte) bzw. wechselseitiges
Vorgehen zu bevorzugen (siehe einschlägige Schemata und
entsprechende Veröffentlichungen). 

— Das Krauten sollte mit einem ausreichenden Sicherheits-
abstand von mindestens 10 cm über der Sohle erfolgen,
z. B. mittels Messerbalken am Mähkorb oder Mähboot, ggf.
auch manuelle Mahd. Dabei sollen die Sohlstrukturen
nicht verändert bzw. beschädigt oder nivelliert werden
(siehe unten). Gegebenenfalls empfiehlt sich, soweit tech-
nisch machbar, der Einsatz von Abstandshaltern.

— Die Krautung ist ggf. auch als Stromrinnenmahd in ver-
schiedenen Ausführungen (z. B. durch Mahd einer Mittel-
gasse) möglich. Hierbei wird ein geschwungener Strom-
strich entgegen der Fließrichtung in etwa halber Sohlbreite
(bzw. entsprechend den jeweiligen hydraulischen Anfor-
derungen) freigemäht. Das Vorgehen ist dabei je nach Ge-
gebenheiten/Möglichkeiten den örtlichen Verhältnissen
anzupassen. 

4) Begriff entspricht nicht dem Begriff des Wasserkörpers nach WRRL.
5) Begriff entspricht nicht dem gesetzlichen Gewässerrandstreifen

nach NWG/WHG.
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— Aus ökologischer Sicht entscheidend ist das Belassen von
Refugialzonen, die Rückzugsareale für unterhaltungssensi-
tive Arten darstellen und von denen aus eine Wiederbe-
siedlung erfolgen kann.

— Der Geräteeinsatz ist schonend und — soweit möglich —
entgegen der Fließrichtung durchzuführen (siehe hier z. B.
einschlägige Fachhinweise für Mähkorb, Schlepp- oder
Zugsense). Bei besonders empfindlichen Arten ist ggf. auch
Handarbeit (sporadisch, punktuell) anstelle von periodi-
schem Geräteeinsatz der Vorzug zu geben werden (siehe
Artensteckbriefe).

Sohl- und Grundräumung
— Hartsubstrate sind bei der Gewässerunterhaltung konse-

quent zu schonen. Es handelt sich bei mineralischen Grob-
substraten (Kies-/Steinsubsubstrate bzw. -bänke) um be-
sonders wertvolle Strukturelemente, die zumindest in
Geestgewässern nicht nennenswert umgelagert werden
und für die Gewässerfauna eine große funktionale Bedeu-
tung besitzen (z. B. als Laichstrecken für Fische). Diese
Strukturen gehören zur „gewachsenen Sohle“, die im Rah-
men der ordnungsgemäßen Unterhaltung als zu erhalten-
de Untiefen nicht angetastet bzw. entnommen werden
dürfen. Über die ursprüngliche Sohllage hinaus sollte des-
halb kein Material entnommen werden.

— Die gezielte Entnahme von Sandbänken und Feinsediment-
auflagen sollte nur punktuell bzw. abschnittsweise erfol-
gen. Eine vollständige Beseitigung ist in aller Regel nur in
besonderen Ausnahmefällen erforderlich.

— Totholz als typisches Strukturelement der Gewässersohle
ist ebenfalls ein Festsubstrat von besonderer ökologischer
Bedeutung und sollte im Gewässer belassen werden. Es
wird nicht nur artenreich und dicht z. B. von Fließwasser-
arten des Makrozoobenthos besiedelt (Erlenwurzeln —
Flohkrebse), sondern trägt wesentlich zur Differenzierung
vielfältiger Sohlstrukturen bei. Die im Rahmen der Unter-
haltung durchgeführte Entfernung/Entnahme von Totholz
ist daher für viele Arten des Makrozoobenthos besonders
problematisch und sollte nur bei absehbaren Problemen
(potenzielle Abflusshindernisse) erfolgen. 

— Die Unterhaltung von Sohle und Wasserkörper kann sich
auch darauf beschränken, Abflusshindernisse und/oder
Verklausungen bei Bedarf zu beseitigen.

— Eine Grundräumung mit Räumschaufel (in der Regel keine
regelmäßige Unterhaltungsarbeit) sollte nur abschnittweise
und/oder auf mehrere Zeiträume verteilt erfolgen.

— Zeiträume/Zeitfenster für anstehende Arbeiten müssen
sich an den auftretenden besonders und streng geschütz-
ten Tier- und Pflanzenarten orientieren. Grundsätzlich
sollte die Häufigkeit der Räumung und des Krautens/Mä-
hens überprüft und auf das notwendige Maß reduziert
werden. In Bezug auf das Räumen empfiehlt sich eine Um-
setzung bei kalten, frostfreien Temperaturen im Winter-
halbjahr. Das Krauten/Mähen der Vegetation sollte mög-
lichst seltener als einjährlich, ggf. durch mehrjährige Staf-
felung erfolgen. 

— Bei überdimensionierten Gewässerquerschnitten kann das
Zulassen und Steuern einer teilweisen Auflandung bzw.
Einengung des Profils durch eigendynamische Prozesse ei-
nen vielversprechenden Ansatz darstellen, die hydrauli-
schen Anforderungen bei reduzierter Unterhaltungsin-
tensität zu erfüllen und gleichzeitig Gewässerstrukturen zu
verbessern.

Unterhaltungsmethoden im Bereich Böschungsfuß/Ufer
— Auch bei Unterhaltungsmaßnahmen im Bereich von Bö-

schungsfuß und Ufer ist in Abhängigkeit von den Verhält-
nissen vor Ort und den zur Verfügung stehenden Geräten
ein abschnittsweises bzw. partielles Vorgehen anzustre-
ben. Auf die in einschlägigen Veröffentlichungen darge-
stellte schonende einseitige bzw. wechselseitige Unterhal-
tung von Böschungen/Ufern wird an dieser Stelle verwie-
sen. 

— Je nach örtlichen Gegebenheiten sollen die amphibischen
Übergangsbereiche an Böschungsfüßen und Ufern soweit
möglich geschont werden. Uferentwicklungen und -verän-
derungen sollten, soweit der ordnungsgemäße Wasserab-
fluss sichergestellt ist, zugelassen werden. Ein Verzicht auf
die Krautung der Wasserwechselzone führt zu einer Ver-
besserung der Lebensbedingungen und Habitatqualitäten
für die Fauna und Flora dieser amphibischen Übergangs-
zonen.

— Anzustreben ist eine Trennung der Arbeitsschritte Bö-
schungsmahd und Krautung (Mähkorb). 

— Zur Vermeidung von Schädigungen der Ufer- und Bö-
schungsvegetation bis in den gewachsenen Untergrund
und von schädigenden Sand- u. Feinstoffeinträgen in das
Gewässer sollte ein Abstand von mindestens 10 cm zum
Boden eingehalten werden. Vorhandene Röhrichtsäume
sind zu schonen (siehe unten).

— Im Ufer- und Böschungsbereich sollte die Vegetations-
entwicklung inklusive einsetzender standortheimischer
Gehölzentwicklung (mit allmählicher Beschattung) zu-
gelassen werden, soweit nicht andere Gründe (hydrau-
lische, naturschutzfachliche, Verkehrssicherungspflicht)
dagegenstehen. Eine Möglichkeit der Böschungspflege ist
z. B. das Abweiden des Aufwuchses durch Schafe oder
Rinder.

— Auf das Mähen bzw. Schlegeln der Böschung, bei der das
Material auf der Böschung verbleibt, sollte verzichtet wer-
den.

— Zeiträume/Zeitfenster für die im Bereich der Ufer und des
Böschungsfuß anstehenden Arbeiten müssen sich an den
hier vorkommenden geschützten Tier- und Pflanzenarten
orientieren. Ferner sollte anhand der Standortgegebenhei-
ten geprüft werden, in welchen Zeitintervallen Unterhal-
tungsarbeiten am Böschungsfuß/Ufer notwendig sind (z. B.
mehrjährige Pausen bzw. in mehrjährigem Rhythmus).

Unterhaltungsmethoden im Bereich Gewässerrandstreifen6)/
Gehölzsaum
Gehölzentwicklung/Ufergehölze

Standortheimische Ufergehölze strukturieren und stabilisie-
ren nicht nur Ufer und Böschungen, sondern haben darüber
hinaus vielfältige positive ökologische Wirkungen (Lebens-
raum, Beschattung, Verringerung Winderosion usw.). Sie er-
möglichen außerdem oftmals eine Verringerung der Unter-
haltungsintensität und der regelmäßig erforderlichen Unter-
haltungsarbeiten am Gewässerbett (siehe oben). Darüber hin-
aus dienen gewässerbegleitende Ufergehölze auf dem Gewäs-
serrandstreifen nicht nur als natürliche Ufersicherung, son-
dern tragen dazu bei, Sand- und Sedimenteinträge zu verrin-
gern.

Aufbau und die Entwicklung von (heimischen) Ufergehöl-
zen als ein wesentlicher Baustein der Gewässerentwicklung
bieten insbesondere bei ausreichender Flächenverfügbarkeit in
vielen Fällen gute Voraussetzungen, zur Konfliktlösung zwi-
schen hydraulischen und ökologischen Anforderungen bei
der Gewässerunterhaltung beizutragen. 

Dazu sind folgende Hinweise zu geben: 
— Ein Kernziel der Gewässerentwicklung und im Regelfall

auch aus Sicht des Artenschutzes anzustreben ist der Auf-
bau und die Entwicklung von standortheimischen, natur-
nahen und gut strukturierten Gehölzstreifen entlang der
Gewässer durch Zulassen des Gehölzaufkommens oder/
und durch gezielte Bepflanzung mit standortgerechten Ge-
hölzen. Eine Ausnahme können u. U. Wiesenvogellebens-
räume bilden: Arten wie Kiebitz und Uferschnepfe meiden
Vertikalstrukturen. Gelege dieser bodenbrütenden Arten
sind zudem im Umfeld von Bäumen und Gehölzen einem
erhöhten Prädationsrisiko ausgesetzt. Deshalb sollte das
Aufkommen von Gehölzen in Wiesenvogellebensräumen
möglichst vermieden werden.

— Durch gezielte Pflege aufkommender standortheimischer
Gehölze (Aufwuchspflege siehe oben) und einer zielgerich-
teten, z. B. gruppenweisen Bepflanzung wird mit der Ge-
hölzentwicklung auch die Beschattung gefördert.

— Überhängende Zweige und Totholz (Sitzwarten) sollten
nicht entfernt werden.

— Auf das Mähen bzw. Schlegeln des Gewässerrandstreifens,
bei der das Material auf dem Randstreifen verbleibt, sollte
verzichtet werden.

— Ältere Gehölze bzw. Bäume, die als „Höhlenbäume“ eine
besondere Funktion für bestimmte Fledermaus- und Vo-
gelarten besitzen, sind zu erhalten bzw. entsprechend zu
pflegen, ggf. in Absprache mit der UNB (siehe dazu auch
die relevanten Artensteckbriefe). 

6) Begriff entspricht nicht dem gesetzlichen Gewässerrandstreifen
nach NWG/WHG.
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6.2 Besondere artenbezogene Vermeidungs- und Minimierungs-
maßnahmen

Über die in Kapitel 6.1 genannten praktischen Empfehlun-
gen zu allgemeinen schonenden Unterhaltungsformen hinaus
lassen sich für verschiedene Arten und Artengruppen beson-
dere Anforderungen an Art, Umfang und Zeitraum der Ge-
wässerunterhaltung formulieren, um die Unterhaltungsarbei-
ten so zu gestalten, dass artenschutzkritische Schädigungen
und Störungen unterbleiben. Artspezifische Hinweise zur Ge-
wässerunterhaltung inklusive möglicher Vermeidungs- und/
oder Minimierungsmaßnahmen finden sich in den Arten-
steckbriefen. Angaben zu Vorkommen und Verbreitung unter-
haltungssensitiver Arten sind den Verbreitungskarten zu
entnehmen. Darüber hinaus werden für den Umgang mit den
von der Gewässerunterhaltung betroffenen Artengruppen
nachfolgende Hinweise gegeben. 

Pflanzen/Vegetation
Von der Gewässerunterhaltung sind in aller Regel beson-

ders und streng geschützte gewässergebundene Tierarten in
wesentlich stärkerem Maße betroffen als Wasser- und Ufer-
pflanzen. Letztere siedeln sich nach Unterhaltungsmaßnah-
men häufig schnell wieder an, sodass entstandene Verluste
auch schnell wieder ausgeglichen werden. Eine wichtige Vor-
aussetzung hierfür ist allerdings, dass die betroffenen Pflan-
zenbestände nicht auf ganzer Strecke bzw. flächendeckend
entfernt werden. Lediglich im Zusammenhang mit dem Schutz
bestimmter Libellenarten (hier: Grüne Mosaikjungfer, Keil-
flecklibelle) bedarf es hinsichtlich der für diese Arten wichti-
gen Krebsschere spezieller Vorgehensweisen.

Neben den Zugriffsverboten für Exemplare der besonders
und streng geschützten Pflanzenarten gilt das Verbot, in der
Zeit vom 1. März bis 30. September Gebüsche, Röhrichtbe-
stände und sonstige Gehölze zu beseitigen (§ 39 Absatz 5 Satz 1
Nr. 2 und 3 BNatSchG, siehe Kapitel 3.1.1). 

Röhrichtbestände
Die Verbote des BNatSchG zum Schutz von Röhrichtbe-

ständen aus Gründen des allgemeinen Artenschutzes (Schutz
des Lebensraums Röhricht für alle hier lebenden bzw. daran
gebundenen Tierarten) gelten flächendeckend. Während des
o. g. Zeitraumes ist das Zurückschneiden zum Schutz der hier
lebenden Arten verboten, außerhalb dieses Zeitraumes dürfen
Röhrichte nur abschnittsweise zurückgeschnitten werden
(Ausnahmen siehe Kapitel 3.1.1). Da Röhrichte (Schilf, Rohr-
kolben) weit verbreitet sind, darf überall dort, wo bereits im
Sommer große Röhrichtbestände auftreten, nur abschnitts-
weise und unter Belassen von Reststreifen, -flächen gearbeitet
werden. 

Neben dem vorgenannten Verbot des § 39 BNatSchG gelten
für Röhrichte bzw. für die darin vorkommenden besonders
und streng geschützten Tierarten die Zugriffsverbote des § 44
BNatSchG (siehe Kapitel 3.1.2). Kann nicht verhindert wer-
den, dass durch den Röhrichtschnitt Individuen besonders
oder streng geschützter Arten beeinträchtigt werden (z. B. im
Röhricht brütende Vögel), ist eine artenschutzrechtliche Aus-
nahmegenehmigung erforderlich (siehe Kapitel 3.3). 

Bei allen Maßnahmen im Röhricht, die in EU-Vogelschutz-
gebieten durchgeführt werden müssen, sind die Erhaltungs-
ziele der in diesen Gebieten signifikant vorkommenden
Vogelarten zu beachten. Dies betrifft bei Röhrichtbrütern vor
allem deren Brutzeiten. Sie sind zudem darauf angewiesen,
dass ein Teil der Röhrichtbestände erhalten bleibt und für ein
erfolgreiches Brüten zur Verfügung steht. 

Fische und Neunaugen
Die überwiegende Zahl der im Verzeichnis der besonders

und streng geschützten Arten aufgeführten Fischarten ist
maßgeblicher Gegenstand von Erhaltungszielen in bestehen-
den FFH-Gebieten. Der Erhaltungszustand der in FFH-Gewäs-
sern maßgeblichen Fischarten darf sich durch die Unterhal-
tungsmaßnahmen nicht verschlechtern. Ansonsten gelten nur
für einen Teil der in der FFH-Richtlinie gelisteten Fischarten
die Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG.  

Im Fokus stehen besonders die Laichplätze und Jugendsta-
dien von Fischen, die durch Maßnahmen der Gewässerunter-
haltung gerade in der Fortpflanzungszeit beeinträchtigt
werden können. Dies betrifft vor allem die Sohle bzw. den Ge-
wässergrund vieler Fließgewässer, die in diesem Kontext für
die meisten Arten die wichtigste Rolle spielen. Den Artensteck-
briefen können die entsprechend „sensiblen“ Zeiten, in denen
Unterhaltungsarbeiten kritisch sind, ebenso entnommen wer-
den wie die Zeitfenster, in denen Maßnahmen weniger be-
denklich sind. 

Die drei in Niedersachsen vorkommenden Neunaugenarten
gehören zu den besonders geschützten Arten. Auch hier spie-
len Sohle und Gewässergrund als Laichplätze und oft mehr-
jähriger Lebensraum der Jugendstadien der Neunaugen
(Querder) die wesentliche Rolle für den Erhalt und die Ent-
wicklung dieser Arten. Detaillierte Hinweise zu den Laichzei-
ten der verschiedenen Neunaugenarten sind den Artensteck-
briefen zu entnehmen. 

Grundsätzlich gilt: Durch eine umsichtige und schonende
Gewässerunterhaltung zu weitgehend unkritischen Zeiten,
mit räumlicher und zeitlicher Staffelung der Unterhaltungsar-
beiten sowie nur punktuellen, lokalen Sohleingriffen können
die Auswirkungen von Unterhaltungsmaßnahmen auf Fische
stark minimiert werden. Zudem können — im Gegensatz zu
betroffenen Wirbellosen — Fische oftmals auch zurückgesetzt
werden.

Libellen
Von Unterhaltungsarbeiten im Bereich von Fließgewässern

sind Libellen in besonderem Maße betroffen. Von den 18 be-
troffenen gewässergebundenen Arten (Stand: Juni 2017) zäh-
len fünf zu den streng geschützten, alle übrigen zu den be-
sonders geschützten Arten. Detaillierte Hinweise zu den z. T.
sehr unterschiedlichen Lebensraumansprüchen und Lebens-
weisen der einzelnen Arten sowie ihrer Larvenstadien sind
den Steckbriefen zu entnehmen.

Entscheidend ist, dass durch eine angepasste, schonende Un-
terhaltung (z. B. schonende Mähmethoden außerhalb der Ve-
getationsperiode) den verschiedenen Standortansprüchen der
einzelnen Arten übergreifend Rechnung getragen werden kann.

Fast alle in Niedersachsen verbreiteten Arten benötigen ne-
ben einer guten Wasserqualität eine vielfältige, naturnahe und
möglichst wenig gestörte Gewässerstruktur, möglichst in klein-
räumigem Wechsel aus offenen und beschatteten Bereichen
sowie Ansitzwarten. Die Larvenstadien der meisten Libellen-
arten benötigen zu ihrer Entwicklung mehrere Jahre. Deshalb
reagieren sie in dieser Zeit besonders empfindlich auf regel-
mäßige und wiederholte Unterhaltungsmaßnahmen. 

Muscheln und Krebse
Von den in Niedersachsen vorkommenden heimischen Groß-

muschelarten gehören die Flussperlmuschel, die Abgeplattete
Teichmuschel und die Bachmuschel/Kleine Flussmuschel zu
den streng geschützten Arten. Über Vorkommen und Verbrei-
tung geben die digitalen Verbreitungskarten Auskunft.

Am Beispiel der Bachmuschel und deren Lebensweise sei
noch einmal auf die Bedeutung des strukturreichen, tiefgrün-
dig durchströmten Gewässergrundes hingewiesen, worauf so-
wohl erwachsene Tiere als auch die verschiedenen Larval-
formen zwingend angewiesen sind. In den Gewässerabschnit-
ten mit Bachmuschelvorkommen dürfen deshalb keine Sohl-
oder Grundräumungen durchgeführt, Kies, Sand und Sediment
nur punktuell entnommen werden. Wenn dies nicht möglich
ist, sollten vorhandene Tiere vor Beginn einer Räumung ge-
borgen und an anderer, geeigneter Stelle wieder ausgesetzt
werden. In bestimmten Fällen wird in Absprache mit der zu-
ständigen UNB auch eine artenschutzrechtliche Ausnahmege-
nehmigung erforderlich sein.

Beim Krauten in Gewässern mit Muschelvorkommen muss
ein ausreichender Abstand zur Sohle eingehalten werden (sie-
he oben).

Auch der Edelkrebs gehört zu den streng geschützten Tier-
arten. In Bereichen mit Edelkrebsvorkommen dürfen deshalb
ebenfalls keine Sohl- oder Grundräumungen durchgeführt
werden. Besonders geschont werden sollten die Böschungs-
füße, Uferhöhlen und kleinere Versteckmöglichkeiten und
Verbaue im Uferbereich. Ufersicherungen in diesen Bereichen
sind zu unterlassen.
Zeiträume/Zeitfenster für die Durchführung von Unterhal-
tungsmaßnahmen (siehe oben)

Für die Durchführung von Unterhaltungsarbeiten gibt es re-
lativ enge Zeitkorridore, in denen die spezifischen Tier- und
Pflanzengemeinschaften durch abflusssichernde Maßnahmen
nicht oder kaum beeinträchtigt werden. So sind beispielswei-
se bei allen Arbeiten im und am Gewässer die Laichzeiten der
im jeweiligen Gewässer vorkommenden Fischarten ebenso zu
beachten wie die Brut- und Setzzeiten der betroffenen Vogel-
und Säugetierarten.

Es ist deshalb erforderlich, geeignete Zeitfenster für die an-
stehenden Arbeiten festzulegen, um Zeitpunkt und -raum der
abflusssichernden Maßnahmen so zu wählen, dass Beein-
trächtigungen weitgehend vermieden werden können (z. B.
Mahd nach dem 15. Juli wegen der Hauptbrutzeit ggf. vor-
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kommender Brutvögel). Die für die anstehenden Arbeiten
„passenden“ Zeiten sind den einzelnen Artensteckbriefen zu
entnehmen.

6.3 Unterhaltung von Marschengewässern 
Die niedersächsischen Marschengewässer an der Nordsee

und in den angrenzenden Flussniederungen sind überwie-
gend von Menschen angelegte künstliche oder erheblich ver-
änderte Gewässer, die einerseits zur Entwässerung, anderseits
aber auch der Bewässerung dienen können. Besiedelung und
Landwirtschaft sind ohne die Abflusssicherung in diesen Re-
gionen nicht möglich. In den Obstanbaugebieten im Alten
Land und in Kehdingen wird das Wasser im Frühjahr zur
Frostschutzberegnung und im Sommer zur Beregnung ge-
nutzt. Bei den nicht tideoffenen Gewässern, die durch Siele
oder Schöpfwerke von den größeren Flüssen getrennt sind,
wird der Wasserstand über diese Bauwerke reguliert. Der Ge-
wässercharakter weist dann nur ein periodisches Abflussver-
halten mit starken Rückstaueffekten und einer nur geringen
Fließgeschwindigkeit auf. Solche Gewässer besitzen somit ganz
überwiegend einen stehenden Charakter.

Bei tideoffenen Marschengewässern handelt es sich um Ge-
wässer, die dem natürlichen Gezeitenfluss unterliegen. Das
bedeutet, dass sich Wasserstand, Strömungsrichtung und
eventuelle Salinität ständig ändern.

Die meisten Marschengewässer weisen einen trapezförmi-
gen Querschnitt mit steilen Böschungen und einer nicht diffe-
renzierten Sohle auf. Der Verlauf ist weitgehend gradlinig und
die angrenzende Nutzung erfolgt oft bis direkt an das Gewäs-
ser.

An nicht tideoffenen Gewässern ist die Durchgängigkeit für
Fische zu den übergeordneten Gewässern mehr oder weniger
stark eingeschränkt: An Sielen besteht nur während der sog.
Freiflutphase eine Durchgängigkeit, an Schöpfwerken ist sie
ganz unterbrochen. Bei den tideoffenen Gewässern besteht da-
gegen eine ungehinderte Durchgängigkeit. Aufgrund der oft
hohen Unterhaltungsintensität an den Gewässern und der ge-
ringen Gewässerstrukturgüte fehlen meist abwechslungsreiche
Habitatstrukturen für anspruchsvolle Pflanzen- und Tierarten.

Marschengewässer sind wegen ihrer besonderen abiotischen
Rahmenbedingungen nicht mit natürlichen Fließgewässern
zu vergleichen. Die für die Fließgewässer entwickelten Bewer-
tungsverfahren für alle biologischen Qualitätskomponenten
gemäß der WRRL greifen hier nicht und mussten speziell für
diese Gewässer entwickelt werden. Viele Maßnahmen, die ge-
mäß der WRRL bei der Entwicklung von Fließgewässern hin
zum guten ökologischen Zustand möglich sind, können bei
Marschengewässern nicht angewendet werden. Eine Möglich-
keit, die Erreichung des von der WRRL geforderten Ziels
(gutes ökologisches Potenzial der Gewässer) zu unterstützen,
besteht vor allem in der Modifikation der Gewässerunterhal-
tung. Bei der konventionellen Unterhaltung stehen abflusssi-
chernde Maßnahmen im Vordergrund. Die im Wasserhaus-
haltsgesetz von den Unterhaltungspflichtigen geforderte „Pfle-
ge und Entwicklung“ der Gewässer, findet bisher nur begrenzt
statt. Erste Vorschläge für eine den gesetzlichen Anforderun-
gen entsprechende Unterhaltung wurden an zwei Pilotstrecken
in dem Projekt zur schonenden Gewässerunterhaltung im Al-
ten Land und Kehdingen gemacht. Die Ergebnisse sind in der
nachfolgenden Tabelle dargestellt. Sie können prinzipiell auf
andere Marschengewässer übertragen werden (Tabelle 4).

Tabelle 4: Naturschonende Unterhaltung bei Marschengewässern im
„Pilotprojekt Altes Land und Kehdingen“ (Auswahl)

Im Übrigen gelten auch für Marschengewässer die arten-
schutzrechtlichen Bestimmungen des BNatSchG. Sollten in
bestimmten Marschengewässern — durch entsprechende Kar-
tierungen belegt — besonders oder streng geschützte Arten
auftreten, gelten auch für diese Gewässer(abschnitte) die Aus-
führungen dieses Leitfadens für die Durchführung arten-
schutzkonformer Unterhaltungsmaßnahmen.

7. Zusammenfassung
Mit Außerkrafttreten der NArtAusnVO am 31. 7. 2017 liegt

die artenschutzkonforme Gewässerunterhaltung landesweit
in Händen der Unterhaltungspflichtigen und den vor Ort zu-
ständigen Behörden. Mit dem vorliegenden Leitfaden wird ein
Weg aufgezeigt, wie die Anforderungen des besonderen Ar-
tenschutzes bei der Durchführung von Unterhaltungsmaß-
nahmen rechtskonform berücksichtigt und umgesetzt werden
können.

Das im vorliegenden Leitfaden beschriebene Vorgehen soll
dazu beitragen, eine artenschutzkonforme Gewässerunterhal-
tung praxisnah umzusetzen. Er ist eine Arbeitshilfe mit Hin-
weisen und Handlungsempfehlungen für den Unterhaltungs-
pflichtigen und die zuständigen Wasser- und Naturschutzbe-
hörden. Auf der Grundlage einer umfangreichen Zusammen-
stellung zum Vorkommen und zu den Lebensraumansprü-
chen der für die Gewässerunterhaltung relevanten besonders
und streng geschützten Tier- und Pflanzenarten werden arten-
schutzkonforme Empfehlungen für die Unterhaltungspraxis
aufgezeigt. 

Zentraler Baustein des Leitfadens ist das für Niedersachsen
erstellte Verzeichnis der von Maßnahmen der Gewässerunter-
haltung betroffenen besonders und streng geschützten Arten.
Es wird ergänzt durch die landesseitig zusammengestellten
Daten zu Vorkommen und Verbreitung dieser Arten an nie-
dersächsischen Gewässern. Hierdurch sind mögliche Konflikte
der Gewässerunterhaltung mit dem Artenschutz räumlich
identifizier- und lösbar. 

Artenportraits in Form von Steckbriefen zu betroffenen Ar-
ten und Artengruppen mit Angaben zu deren wesentlichen
ökologischen Merkmalen, Lebensraum- und Standortansprü-
chen dienen dem Unterhaltungspflichtigen und den zuständi-
gen Genehmigungsbehörden als Informationsquelle und Ar-
beitsgrundlage. Sie sollen anhand einer einfachen Kategorisie-
rung nach Habitatpräferenzen dabei helfen, die vorgesehene
Gewässerunterhaltung über Vermeidungs- und Minimierungs-
maßnahmen artenschutzkonform zu planen und umzusetzen.

Für die vor Ort zu treffende Entscheidung, wie eine Unter-
haltungsmaßnahme artenschutzkonform umgesetzt werden
kann, wurde ein einfaches Ablaufschema entwickelt. Es er-
möglicht die notwendigen Unterhaltungsmaßnahmen den im
jeweiligen Gewässer vorhandenen besonders und streng ge-
schützten Arten anzupassen. Der Leitfaden enthält dazu eine
spezielle, nach „Habitatkategorien“ differenzierte Zusammen-
stellung grundsätzlich geeigneter, arten- und naturschonen-
der Unterhaltungsmaßnahmen, die dem Unterhaltungspflich-
tigen als Orientierungshilfe zur Verfügung steht. Sollte im
Einzelfall eine artenschutzkonforme Unterhaltung nicht mög-
lich sein, ist bei der zuständigen Naturschutzbehörde eine
Ausnahme vom besonderen Artenschutzrecht zu beantragen. 

Der Abwägungsprozess zwischen den erforderlichen Unter-
haltungsarbeiten und der Beachtung der Zugriffsverbote für
besonders und streng geschützten Arten im Rahmen der Ge-
wässerunterhaltung ist nachzuweisen. Dafür bieten sich in be-
sonderem Maße Unterhaltungspläne für die betroffenen Ge-
wässer an. Bei Betroffenheit von besonders und streng ge-
schützten Arten sowie von Schutzgebieten ist die rechtzeitige
Einbindung der zuständigen unteren Naturschutzbehörde er-
forderlich. 

Maßnahme Zielführung

Ersten Unterhaltungstermin 
im Jahr so spät wie möglich 
ansetzen. Häufigkeit der
Unterhaltungstermine
reduzieren.

Entwicklungszyklen von Flora 
und Fauna berücksichtigen.

Wechselseitige oder teilweise 
Mahd der Böschung.

Erhalt von Strukturen als 
Rückzugsmöglichkeit für
die Fauna. Kein „Kahlschlag“ 
bei der Vegetation.

Schonung des Böschungs-
fußes.

Erhalt wichtiger Habitat-
strukturen für verschiedene 
Arten, auch als Rückzugs-
möglichkeit.

Ablagerung des Mähgutes 
aus der Böschung flächen-
haft auf dem Gewässerrand-
streifen.

Verhinderung des Eintrages 
von Mähgut in das Gewässer, 
was zu Fäulnisprozessen, 
Nährstoffeintrag und
Sauerstoffzehrung führt.

Begleitung der Unter-
haltungsmaßnahme.

Beifang, wie z. B. Fische oder 
Muscheln können wieder in 
das Gewässer zurückgetragen 
werden.

Schulung und Sensibili-
sierung der Unterhaltungs-
pflichtigen.

Durch die Kenntnis von
geschützten Arten und
Maßnahmen der schonenden 
Gewässerunterhaltung
ergeben sich Erfolge in der 
Gewässerentwicklung.

Maßnahme Zielführung
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topschutz, Hannover, 20 Seiten, unveröffentlicht
NLWKN (2011 a): Leitfaden Maßnahmenplanung Oberflächen-
gewässer — Teil D Strategien und Vorgehensweisen zum Er-
reichen der Bewirtschaftungsziele an Fließgewässern in Nie-
dersachsen. — 108 Seiten, Norden
NLWKN (2016): Gewässerallianz Niedersachsen — Informati-
onsdienst Wasserwirtschaft 30 (3); Lüneburg
STILLER, G. et al (2016): Biologische Erfolgskontrolle Gewäs-
serunterhaltung. Wasser und Abfall 3/2016, S. 48 bis 54
U. A. N (Kommunale Umweltaktion Niedersachsen) & WVT-
Wasserverbandstag: Fachplaner 2016 — Gewässerunterhaltung
dritter Ordnung, Hannover

WVT-Wasserverbandstag e. V. Bremen, Niedersachen, Sach-
sen-Anhalt (Hrsg.) (2011): Gewässerunterhaltung in Nieder-
sachsen Teil: A; Hannover
WVT-Wasserverbandstag e. V. Bremen, Niedersachen, Sach-
sen-Anhalt (Hrsg.) (2017): Gewässerunterhaltung in Nieder-
sachsen Teil B: Grundlagen, Entscheidungs- und Umsetzungs-
prozesse. Gewässerunterhaltung und ihr Beitrag zur Umset-
zung der Ziele der EG-Wasserrahmenrichtlinie in Niedersach-
sen. Hannover (unveröffentlicht)

A n h a n g  I

Verzeichnis der von der Gewässerunterhaltung
potenziell betroffenen besonders und streng geschützten Arten

in Niedersachsen gemäß den Rechtsvorschriften
des Bundes und der EU

Hinweise:
Die nachfolgende Tabelle enthält solche besonders und streng
geschützten Arten, die in Niedersachsen an unterhaltungs-
pflichtigen Gewässern vorkommen und durch ihre Lebens-
weise und Habitatansprüche potenziell von Maßnahmen der
Gewässerunterhaltung betroffen sind. Aufgenommen wurden
lediglich solche Arten, die vor allem an Fließgewässer gebun-
den sind und bei denen eine Betroffenheit durch Unterhal-
tungsmaßnahmen im konventionellen Sinne nachgewiesen
bzw. wissenschaftlich begründet vermutet wird. 

Die Liste dieser für die Gewässerunterhaltung relevanten
Tier- und Pflanzenarten ist nicht abschließend! Sie wird viel-
mehr auf der Grundlage neuer Erkenntnisse kontinuierlich
durch den NLWKN (Fachbehörde für Naturschutz) fortge-
schrieben und weiterentwickelt, da natürlicherweise Verän-
derungen i. S. von Arealausweitungen oder -einbußen eintre-
ten können.

Erläuterung:
§ = besonders geschützte Art gemäß § 10 Abs. 2 Nr. 10

BNatSchG
§§ = streng geschützte Art gemäß § 10 Abs. 2 Nr. 11

BNatSchG
FFH = Art des Anhangs II bzw. IV der FFH-Richtlinie
VSRL = EU-Vogelschutzrichtlinie
RL = Rote Liste — Einstufung nach Roter Liste Nieder-

sachsen:
0: ausgestorben, erloschen verschollen
1: vom Aussterben bzw. Erlöschen bedroht
2: stark gefährdet
3: gefährdet
R: extrem selten
G: Gefährdung anzunehmen, aber Status unbekannt
V: Vorwarnliste

Die Auflistung erfolgt alphabetisch. Nähere, auch natur-
schutzrechtlich relevante Angaben zu artspezifischen An-
sprüchen an Habitatqualitäten und -präferenzen sowie zu
Vorkommen und Verbreitung der einzelnen Arten finden sich
in den Artensteckbriefen.

Farn- und Blütenpflanzen / Wasserpflanzen (Makrophyten)

Nr. Wissenschaftlicher Artname Deutscher Artname § §§ FFH RL

1 Calla palustris Sumpf-Calla X 3

2 Gratiola officinalis Gottes-Gnadenkraut X 2

3 Hottonia palustris Wasserfeder X V

4 Luronium natans Froschkraut X II, IV 2

5 Menyanthes trifoliata Fieberklee X 3

6 Nuphar lutea Gelbe Teichrose X

7 Nymphea alba Weiße Seerose X V

8 Nymphea candida Kleine Seerose X 3

9 Nymphoides peltata Seekanne X 2

10 Oenanthe conioides Schierling-Wasserfenchel X II, IV 1

11 Ranunculus lingua Zungen-Hahnenfuß X 3

12 Stratiotes aloides Krebsschere X 3
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Libellen 

Nr. Wissenschaftlicher Artname Deutscher Artname § §§ FFH RL

1 Aeshna isoceles Keilflecklibelle X 2

2 Aeshna viridis Grüne Mosaikjungfer X IV 1

3 Boyeria irene Westliche Geisterlibelle X G

4 Brachytron pratense Früher Schilfjäger X 3

5 Calopteryx splendens Gebänderte Prachtlibelle X V

6 Calopteryx virgo Blauflügel-Prachtlibelle X 3

7 Coenagrion mercuriale Helm-Azurjungfer X II 1

8 Coenagrion ornatum Vogel-Azurjungfer X II 1

9 Cordulegaster bidentata Gestreifte Quelljungfer X

10 Cordulegaster boltonii Zweigestreifte Quelljungfer X 3

12 Gomphus flavipes Asiatische Keiljungfer X IV 2

13 Gomphus pulchellus Westliche Keiljungfer X

13 Gomphus vulgatissimus Gewöhnliche Keiljungfer X V

14 Libellula fulva Spitzenfleck X 2

15 Ophiogomphus cecilia Grüne Flussjungfer X II, IV 3

16 Orthetrum coerulescens Kleiner Blaupfeil X 2

17 Platycnemis pennipes Gewöhnliche Federlibelle X

18 Somatochlora flavomaculata Gefleckte Smaragdlibelle X 3

Käfer

Nr. Wissenschaftlicher Artname Deutscher Artname § §§ FFH RL

1 Hydrophilus sp. Kolbenwasserkäfer X 2

Krebse

Nr. Wissenschaftlicher Artname Deutscher Artname § §§ FFH RL

1 Astacus astacus Edelkrebs X V --

Muscheln

Nr. Wissenschaftlicher Artname Deutscher Artname § §§ FFH RL

1 Anodonta anatina Flache Teichmuschel X --

2 Anodonta cygnea Gewöhnliche Teichmuschel X --

3 Margaritifera margaritifera Flussperlmuschel X II, IV --

4 Pseudanodonta complanata Abgeplattete Teichmuschel X --

5 Unio crassus Bachmuschel X II, IV

6 Unio pictorum Malermuschel X

7 Unio tumidus Große Flussmuschel X

Amphibien und Reptilien

Nr. Wissenschaftlicher Artname Deutscher Artname § §§ FFH RL7)

1 Bombina bombina Rotbauchunke X II/IV 2

2 Hyla arborea Europäischer Laubfrosch X IV 2

3 Pelophylax kl. esculentus Teichfrosch X V *

4 Pelophylax ridibundus Seefrosch X V V

5 Rana temporaria Grasfrosch X V *

6 Lissotriton vulgaris Teichmolch X *

7 Salamandra salamandra Feuersalamander X V

8 Natrix natrix Ringelnatter X 3

Fische und Neunaugen

Nr. Wissenschaftlicher Artname Deutscher Artname § §§ FFH RL

1 Accipenser sturio Europäischer Stör X8) IV 0

2 Anguilla anguilla Europäischer Aal X 2

3 Coregonus sp. Schnäpel IV 0

4 Lampetra fluviatilis Flussneunauge X II, V 2

5 Lampetra planeri Bachneunauge X II 3

6 Petromyzon marinus Meerneunauge X II 2

79) Alosa fallax Finte II
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7) Stand: 2013.
8) Für die Einstufung als streng geschützte Art nur nachrichtlich relevant, da entsprechend bereits durch die EG-Artenschutzverordnung geschützt.
9) Nummer 7 ff.: Zusätzlich aufgenommen wurden Fischarten der Anhänge II und V FFH-RL sowie weitere gefährdete Arten.

8 Misgurnus fossilis Schlammpeitzger II 2

9 Cobitis taenia Steinbeißer II 3

10 Cottus gobio Groppe II 3

11 Rhodeus amarus Bitterling II 1

12 Thymallus thymallus Äsche V 2

13 Salmo salar Lachs II, V 1

14 Barbus barbus Barbe V 3

15 Salmo trutta Meerforelle 2

16 Phoxinus phoxinus Elritze 2

17 Carassius carassius Karausche 2

18 Lota lota Quappe 3

Vögel

Nr. Wissenschaftlicher Artname Deutscher Artname § §§ VSRL RL

1 Acrocephalus arundinaceus Drosselrohrsänger X

2 Acrocephalus palustris Sumpfrohrsänger X

3 Acrocephalus schoenabaenus Schilfrohrsänger X

4 Acrocephalus scirpaceus Teichrohrsänger X

5 Actitis hypoleucos Flussuferläufer X IV

6 Alcedo atthis Eisvogel X IV

7 Anas clypeata Löffelente X

8 Anas crecca Krickente X

9 Anas querquedula Knäkente X

10 Anas strepera Schnatterente X

11 Anser anser Graugans X

12 Aythya ferina Tafelente X

13 Aythya fuligula Reiherente X

14 Charadrius dubius Flussregenpfeifer X

15 Cinculus cinculus Wasseramsel X

16 Circus aeruginosus Rohrweihe X

17 Crex crex Wachtelkönig X

18 Gallinula chloropus Teichralle X

19 Locustella fluviatilis Schlagschwirl X

20 Locustella luscinioides Rohrschwirl X

21 Luscinia svecica Blaukehlchen X

22 Mergus serrator Mittelsäger X

23 Porzana porzana Tüpfelralle X

24 Rallus aquaticus Wasserralle X

25 Riparia riparia Uferschwalbe X

26 Saxicola rubetra Braunkehlchen X

Säugetiere

Nr. Wissenschaftlicher Artname Deutscher Artname § §§ FFH RL

1 Castor fiber Biber X II/IV 0

2 Lutra lutra Fischotter X II/IV 1

3 Myotis brandtii Große Bartfledermaus X IV

4 Myotis dasycneme Teichfledermaus X IV

5 Myotis daubentonii Wasserfledermaus X IV 3

6 Myotis mystacinus Kleine Bartfledermaus X IV 2

7 Myotis nattereri Fransenfledermaus X IV 2

8 Pipistrellus pipistrellus Zwergfledermaus X IV 3

9 Pipistrellus pygmaeus Mückenfledermaus X IV
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Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Bundesgesellschaft für Endlagerung mbH [BGE],

Salzgitter)

Bek. d. LBEG v. 20. 6. 2017
— Bergpass/L67007/03-08-02/2017-0012/006 —

Die Bundesgesellschaft für Endlagerung mbH (BGE), Willy-
Brandt-Straße 5, 38226 Salzgitter, plant anlagentechnische Ver-
änderungen an Verbrennungsanlagen der Heizzentrale Kon-
rad 2. Dabei soll die Verbrennungsanlage vom Einsatz von
Kohle auf den Einsatz von Holzpellets umgerüstet werden.

Der Standort der Heizzentrale 2 liegt auf dem Betriebsgelän-
de der Schachtanlage Konrad auf dem Gebiet der kreisfreien
Stadt Salzgitter.

Dazu hat die Vorhabenträgerin Unterlagen für die Durch-
führung einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalles gemäß
dem UVPG vorgelegt.

Gemäß Nummer 1.2.4.1 der Anlage 1 UVPG ist durch eine
allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles nach § 3 c Satz 1 UVPG
zu ermitteln, ob für das o. g. Vorhaben die Durchführung ei-
ner Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist.

Diese nach den Vorgaben der Anlage 2 UVPG vorgenomme-
ne allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles hat ergeben, dass
eine Umweltverträglichkeitsprüfung für das o. g. Vorhaben
nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nach § 3 a UVPG nicht selbständig anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 27/2017 S. 861

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Dow Deutschland Anlagengesellschaft mbH, Ohrensen)

Bek. d. LBEG v. 27. 6. 2017
— L1.4/L67007/03-08-02/2017-0010 —

Die Dow Deutschland Anlagengesellschaft mbH, Aussolungs-
bergwerk Ohrensen, Herbert-Henry-Dow-Weg 1, 21698 Oh-
rensen, beabsichtigt das Abteufen einer Tiefbohrung (mehr als
1 000 m). Die Bohrung dient der Herstellung einer Solkaverne
K28, die Sole für das DOW-Chemiewerk in Stade liefern soll.
Der Standort der Bohrung liegt auf dem Gebiet des Landkrei-
ses Stade, Samtgemeinde Harsefeld, Gemarkung Ohrensen.

Dazu hat die Vorhabenträgerin Unterlagen für die Durch-
führung einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalles gemäß
dem UVPG vorgelegt.

Gemäß § 1 Satz 1 Nr. 10 Buchst. a UVP-V Bergbau ist durch
eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles nach § 3 c Satz 1
UVPG zu ermitteln, ob für das o. g. Vorhaben die Durchfüh-
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist.

Diese nach den Vorgaben der Anlage 2 UVPG vorgenomme-
ne allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles hat ergeben, dass
eine Umweltverträglichkeitsprüfung für das o. g. Vorhaben
nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nach § 3 a UVPG nicht selbständig anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 27/2017 S. 861

Aufhebung einer Erlaubnis nach § 19 BBergG
(M.A.I.S.-Projektentwicklungs-GmbH)

Bek. d. LBEG v. 27. 6. 2017
— L2.7/L67211/02-14-01/2017-0001 —

Die der M.A.I.S.-Projektentwicklungs-GmbH gemäß § 7 BBergG
mit Wirkung vom 15. 2. 2016 zugeteilte Erlaubnis, in dem Feld

„Sögel“ Erdwärme aufzusuchen, ist nach § 19 Abs. 1 Satz 1
BBergG vollständig aufgehoben worden.

Die Wirksamkeit dieser Aufhebung tritt gemäß § 19 Abs. 2
BBergG mit dem Tag dieser Bek. ein.

— Nds. MBl. Nr. 27/2017 S. 861

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Open Grid Europe GmbH)

Bek. d. LBEG v. 28. 6. 2017
— L1.4/L67007/03-08-02/2017-0011 —

Die Open Grid Europe GmbH plant im Bereich der Armatu-
renstation 8 (S8) an der Leitung-Nr. 58 nördlich der Hitzhau-
ser Straße bei Ostercappeln im Auftrag der Westnetz GmbH
den Bau einer Anschlusseinrichtung einschließlich Schieber-
gruppe zur Anbindung einer geplanten Leitung der Westnetz
GmbH. Der Standort des Vorhabens liegt im Landkreis Osna-
brück, Gemeinde Ostercappeln, Gemarkung Hitz-Jöstinghau-
sen.

Dazu hat die Vorhabenträgerin Unterlagen für die Durch-
führung einer standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalles
gemäß dem UVPG vorgelegt.

Gemäß Nummer 19.2.4 der Anlage 1 UVPG ist durch eine
standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles nach § 3 c UVPG
zu ermitteln, ob für das o. g. Vorhaben die Durchführung ei-
ner Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist. 

Diese nach den Vorgaben der Anlage 2 UVPG vorgenomme-
ne standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles hat ergeben,
dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung für das o. g. Vorha-
ben nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nach § 3 a UVPG nicht selbständig anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 27/2017 S. 861

Niedersächsische Landesbehörde
für Straßenbau und Verkehr

Widmung einer Teilstrecke der Bundesautobahn 26
auf dem Gebiet des Landkreises Stade

Vfg. d. NLStBV v. 27. 6. 2017 — 31020 —

I.
Die auf dem Gebiet der Samtgemeinde Lühe, der Gemeinde

Neuenkirchen und der Gemeinde Jork neu gebaute Auto-
bahnteilstrecke von Abschnitt NP2423019O bis Abschnitt
NP2423015O, Station 0 bis Station 4718, zwischen den An-
schlussstellen Horneburg und Jork, wird gemäß § 2 FStrG mit
Wirkung vom 28. 11. 2014 zur Bundesautobahn 26 g e w i d -
m e t.

II.
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach

Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Stade, Am Sande 4,
21682 Stade, erhoben werden.

Die Klage ist gegen die Niedersächsische Landesbehörde für
Straßenbau und Verkehr, Göttinger Chaussee 76 A, 30453 Han-
nover, zu richten.

Sie muss die Klägerin oder den Kläger, die Beklagte und den
Streitgegenstand bezeichnen und soll einen bestimmten An-
trag enthalten. Die zur Begründung der Klage dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen angegeben sowie der ange-
fochtene Bescheid beigefügt werden.

— Nds. MBl. Nr. 27/2017 S. 861
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Feststellung gemäß § 3 a UVPG;
Errichtung und Betrieb von Freileiterseilen

zum Anschluss des Umspannwerks
Windpark Loher Straße an Mast 1645/F22

der 110 kV-Hochspannungsfreileitung Abzweig Freren

Bek. d. NLStBV v. 30. 6. 2017
— P233-05020-35-UW WP Loher Straße —

Im Auftrag der Raiffeisenwindpark Lünne Verwaltungs-
und Beteiligungsgesellschaft mbH hat die ENERCON GmbH
bei der NLStBV — Stabsstelle Planfeststellung — einen An-
trag gemäß § 43 f EnWG gestellt, dass das Vorhaben „Errich-
tung und Betrieb von Freileiterseilen zum Anschluss des
Umspannwerks Windpark Loher Straße an Mast 1645/F22 der
110 kV-Hochspannungsfreileitung Abzweig Freren (Bl. 1645)
der Westnetz GmbH“ anstelle des Planfeststellungsverfahrens
durch ein Anzeigeverfahren zugelassen wird.

Im Rahmen der Entscheidung über diesen Antrag ist gemäß
§ 3 c UVPG durch eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfal-
les zu ermitteln, ob für das beantragte Vorhaben die Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist.
Diese Vorprüfung anhand der entscheidungserheblichen Un-
terlagen hat ergeben, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung
für das o. g. Vorhaben nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit bekannt gemacht und ist
nach § 3 a UVPG nicht selbständig anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 27/2017 S. 862

Staatliches Fischereiamt Bremerhaven

Ausweisung und Widerruf von Muschelkulturbezirken
(Conradi GmbH, c/o Poppinga & Stomberg, Krummhörn)

AV d. Staatlichen Fischereiamtes Bremerhaven
v. 3. 7. 2017 — 65438-4-2-17 —

Bezug: AV v. 7. 11. 2011 (Nds. MBl. S. 837)

Auf Antrag des Muschelfischereibetriebes Conradi GmbH,
Jannes-Ohling-Straße 8, 26736 Krummhörn, ist aufgrund des
§ 17 Abs. 2 Nds. FischG in der derzeit geltenden Fassung die
nachfolgend genannte Fläche als Miesmuschelkulturfläche
genehmigt worden.

Diese Fläche wird hiermit gemäß § 17 Abs. 3 Nds. FischG
zum Muschelkulturbezirk erklärt.

Mit der Erteilung dieser Genehmigung ist gleichzeitig die
Nutzungsbefugnis nach § 1 Abs. 3 Satz 3 WaStrG durch das
Land Niedersachsen übertragen worden. Eine Befischung darf
nur durch den o. g. Fischereibetrieb oder seine Beauftragten
erfolgen.

Bezeichnung der Miesmuschelkulturfläche:
„Westlich Kopersand“ (K EMS 035).

Geografische Lage auf der Grundlage von WGS 84:
1. 53° 36,065'N/006° 56,314'E
2. 53° 36,130'N/006° 56,570'E
3. 53° 36,315'N/006° 56,485'E
4. 53° 36,380'N/006° 56,400'E
5. 53° 36,565'N/006° 56,060'E
6. 53° 36,520'N/006° 55,885'E.
Die Größe der Kulturfläche beträgt ca. 31,28 ha.

Die Unterschutzstellung dieser Kulturfläche beginnt am 3. 7.
2017 und endet am 2. 7. 2027.

Widerrufsvorbehalt:
Diese Genehmigung kann widerrufen werden, wenn Rechts-
mittel aufgrund der gleichzeitig vom Staatlichen Fischereiamt
Bremerhaven zu veranlassenden Bek. als AV innerhalb eines

Monats nach Veröffentlichung im Nds. MBl. eingelegt und als
begründet angesehen werden. Die Nutzung dieser Genehmi-
gung vor Unanfechtbarkeit erfolgt auf Risiko der o. g. Berech-
tigten. Diese Genehmigung kann ganz oder teilweise widerru-
fen werden, wenn es zur Erhaltung der Bundeswasserstraße in
einem für die Schifffahrt erforderlichen Zustand oder zur Ab-
wehr von Gefahren für die Sicherheit und Leichtigkeit des
Verkehrs oder für die Sicherstellung von Maßnahmen des In-
sel- und Küstenschutzes notwendig ist.

Widerruf:
Aufgrund der vorgenannten Genehmigung wird die Genehmi-
gung zur Anlage der Miesmuschelkulturfläche „Westlich Koper-
sand“ (K EMS 035) vom 7. 11. 2011 (siehe Bezugsbekanntma-
chung) widerrufen. Der Widerruf wird erst wirksam, wenn die
Berechtigte die Fläche, die dieser Genehmigung zugrunde
liegt, nutzt, jedoch spätestens, wenn die Genehmigung für
diese Fläche unanfechtbar geworden ist. Die Genehmigung
für die o. g. widerrufene Fläche ist dem Staatlichen Fischerei-
amt Bremerhaven in jedem Fall unverzüglich im Original zu-
rückzugeben, je nachdem, welcher Fall zuerst eintritt.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Oldenburg, Schloß-
platz 10, 26122 Oldenburg, erhoben werden. Die Klage muss
die Klägerin oder den Kläger, den Beklagten und den Gegen-
stand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimm-
ten Antrag enthalten und die zur Begründung dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben werden. Die
Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift der Urkundsbe-
amtin oder des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Ver-
waltungsgerichts erhoben werden. Der Klage sollen dieser
Bescheid im Original oder in Kopie und so viele Abschriften
der Klage mit ihren Anlagen beigefügt werden, dass alle Betei-
ligten eine Ausfertigung erhalten können. Die Klage kann
auch mit qualifizierter elektronischer Signatur durch Zulei-
tung über EGVP erhoben werden.

— Nds. MBl. Nr. 27/2017 S. 862

Ausweisung und Widerruf von Muschelkulturbezirken
(Conradi GmbH, c/o Poppinga & Stomberg, Krummhörn)

AV d. Staatlichen Fischereiamtes Bremerhaven
v. 3. 7. 2017 — 65438-4-2-3 —

Bezug: AV v. 26. 1. 2011 (Nds. MBl. S. 142)

Auf Antrag des Muschelfischereibetriebes Conradi GmbH,
Jannes-Ohling-Straße 8, 26736 Krummhörn, ist aufgrund des
§ 17 Abs. 2 Nds. FischG in der derzeit geltenden Fassung die
nachfolgend genannte Fläche als Miesmuschelkulturfläche
genehmigt worden.

Diese Fläche wird hiermit gemäß § 17 Abs. 3 Nds. FischG
zum Muschelkulturbezirk erklärt.

Mit der Erteilung dieser Genehmigung ist gleichzeitig die
Nutzungsbefugnis nach § 1 Abs. 3 Satz 3 WaStrG durch das
Land Niedersachsen übertragen worden. Eine Befischung darf
nur durch den o. g. Fischereibetrieb oder seine Beauftragten
erfolgen.

Bezeichnung der Miesmuschelkulturfläche:
„Memmert-Balje“ (K EMS 015).

Geografische Lage auf der Grundlage von WGS 84:
1. 53° 38,470'N/007° 00,120'E
2. 53° 38,500'N/007° 00,120'E
3. 53° 38,530'N/007° 00,400'E
4. 53° 38,470'N/007° 00,400'E
5. 53° 38,470'N/007° 00,745'E
6. 53° 38,383'N/007° 00,745'E.
Die Größe der Kulturfläche beträgt ca. 10,19 ha.

Die Unterschutzstellung dieser Kulturfläche beginnt am 3. 7.
2017 und endet am 2. 7. 2027.
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Widerrufsvorbehalt:
Diese Genehmigung kann widerrufen werden, wenn Rechts-
mittel aufgrund der gleichzeitig vom Staatlichen Fischereiamt
Bremerhaven zu veranlassenden Bek. als AV innerhalb eines
Monats nach Veröffentlichung im Nds. MBl. eingelegt und als
begründet angesehen werden. Die Nutzung dieser Genehmi-
gung vor Unanfechtbarkeit erfolgt auf Risiko der o. g. Berech-
tigten. Diese Genehmigung kann ganz oder teilweise widerru-
fen werden, wenn es zur Erhaltung der Bundeswasserstraße in
einem für die Schifffahrt erforderlichen Zustand oder zur Ab-
wehr von Gefahren für die Sicherheit und Leichtigkeit des
Verkehrs oder für die Sicherstellung von Maßnahmen des In-
sel- und Küstenschutzes notwendig ist.

 Widerruf:
Aufgrund der vorgenannten Genehmigung wird die Genehmi-
gung zur Anlage der Miesmuschelkulturfläche „Memmert-
Balje“ (K EMS 015) vom 26. 1. 2011 (siehe Bezugsbekanntma-
chung) widerrufen. Der Widerruf wird erst wirksam, wenn die
Berechtigte die Fläche, die dieser Genehmigung zugrunde
liegt, nutzt, jedoch spätestens, wenn die Genehmigung für
diese Fläche unanfechtbar geworden ist. Die Genehmigung
für die o. g. widerrufene Fläche ist dem Staatlichen Fischerei-
amt Bremerhaven in jedem Fall unverzüglich im Original zu-
rückzugeben, je nachdem, welcher Fall zuerst eintritt.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Oldenburg, Schloß-
platz 10, 26122 Oldenburg, erhoben werden. Die Klage muss
die Klägerin oder den Kläger, den Beklagten und den Gegen-
stand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimm-
ten Antrag enthalten und die zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen angegeben werden. Die Klage
kann schriftlich oder zur Niederschrift der Urkundsbeamtin
oder des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Verwal-
tungsgerichts erhoben werden. Der Klage sollen dieser Be-
scheid im Original oder in Kopie und so viele Abschriften der
Klage mit ihren Anlagen beigefügt werden, dass alle Beteilig-
ten eine Ausfertigung erhalten können. Die Klage kann auch
mit qualifizierter elektronischer Signatur durch Zuleitung
über EGVP erhoben werden.

— Nds. MBl. Nr. 27/2017 S. 862

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Celle

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Bio-Energie Neuhaus GmbH & Co. KG, Langlingen)

Bek. d. GAA Celle v. 28. 6. 2017
— CECE000034669-17-027-03 —

Die Bio-Energie Neuhaus GmbH & Co. KG, Langlinger Stra-
ße 10, 29364 Langlingen, hat mit Schreiben vom 1. 5. 2017
die Erteilung einer Genehmigung gemäß den §§ 4, 16 und 19
BImSchG in der derzeit geltenden Fassung für die wesentli-
che Änderung einer Biogasanlage am Standort in Langlingen,
Langlinger Straße 10, Gemarkung Langlingen, Flur 17, Flur-
stücke 40/6, 190/40 und 83/3, beantragt.

Gegenstand der wesentlichen Änderung ist die Errichtung
eines weiteren BHKW sowie eines Wärmepufferspeichers.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemäß § 3 c
i. V. m. den Nummern 8.4.1.2 und 1.2.2.2 der Anlage 1 UVPG
in der derzeit geltenden Fassung durch eine Vorprüfung des
Einzelfalles zu ermitteln, ob für das beantragte Vorhaben die
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung erforder-
lich ist.

Die Vorprüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträglich-
keitsprüfung in diesem Verfahren nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbständig anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 27/2017 S. 863

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Biogas Wefer GmbH & Co. KG, Berne)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 27. 5. 2017
— 31201-40211/1-8.6.3.2-15 —

Die Firma Biogas Wefer GmbH & Co. KG, Vörreeg 20, 27804
Berne, hat mit Schreiben vom 6. 1. 2017 die Erteilung einer
Genehmigung gemäß den §§ 16 und 19 BImSchG in der der-
zeit geltenden Fassung für die wesentliche Änderung ihrer Bio-
gasanlage in Berne, Gemarkung Berne, Flur 19, Flurstücke 35/3,
35/5 und 35/7, beantragt.

Die wesentliche Änderung erstreckt sich im Wesentlichen
auf die Erhöhung der Einsatzstoffmengen und der Biogaspro-
duktionsmenge, die Errichtung eines weiteren BHKW im
Flex-Betrieb mit einer Feuerungswärmeleistung von 549 kW,
die Errichtung einer Gärresttrocknungsanlage mit Brüdenwä-
scher sowie die Errichtung einer Lagerhalle für Gärreste und
einer zentralen Gasaufbereitungsanlage.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemäß § 3 c
i. V. m. Nummer 8.4.2.2 Spalte 2 der Anlage 1 UVPG in der
derzeit geltenden Fassung durch eine Vorprüfung des Einzel-
falles zu ermitteln, ob für das beantragte Vorhaben die Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist.

Die Vorprüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträglich-
keitsprüfung in diesem Verfahren nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbständig anfechtbar.
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Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG;
Öffentliche Bekanntmachung

(Fahrzeugwerk Bernard Krone GmbH & Co. KG, Werlte)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 26. 6. 2017
— 31.15-40211/1-3.10.1; OL16-192-01 —

Das GAA Oldenburg hat der Firma Fahrzeugwerk Bernard
Krone GmbH & Co. KG, Bernard-Krone-Straße 1, 49757 Werlte,
mit der Entscheidung vom 12. 5. 2017 eine Genehmigung ge-
mäß den §§ 4 und 10 BImSchG erteilt.

Gegenstand des Verfahrens waren die Errichtung und der
Betrieb einer Oberflächenbehandlungsanlage (Strahlanlage,
KTL-Anlage, Pulverbeschichtungsanlage) in einer neuen Pro-
duktionshalle.

Der Bescheid enthält Nebenbestimmungen, um die Erfüllung
der Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 BImSchG sicher-
zustellen.

Der vollständige Bescheid und die genehmigten Antragsun-
terlagen können in der Zeit vom 19. 7. bis 1. 8. 2017 (ein-
schließlich) bei folgenden Stellen eingesehen werden:
— Samtgemeinde Werlte, Marktstraße 1, 49757 Werlte, Zim-

mer 14, während der Dienststunden,

montags bis mittwochs
in der Zeit von 8.15 bis 16.30 Uhr,
donnerstags in der Zeit von 8.15 bis 17.30 Uhr und
freitags in der Zeit von 8.15 bis 12.30 Uhr;

— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg, Theodor-Tant-
zen-Platz 8, 26122 Oldenburg, Zimmer 423, während der
Dienststunden,

montags bis donnerstags
in der Zeit von 7.30 bis 16.00 Uhr und
freitags in der Zeit von 7.30 bis 13.00 Uhr.

Diese Bek. und der vollständige Genehmigungsbescheid sind
auch im Internet unter http://www.gewerbeaufsicht.nieder-
sachsen.de und dort über den Pfad „Bekanntmachungen w
Oldenburg — Emden — Osnabrück“ einsehbar.
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Nach der öffentlichen Bekanntmachung kann der Bescheid
einschließlich Begründung bis zum Ablauf der Widerspruchs-
frist von den Personen, die Einwendungen erhoben haben,
beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg, Theodor-
Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg, schriftlich angefordert wer-
den.

Gemäß § 10 Abs. 7 und 8 BImSchG i. V. m. § 21 a der
9. BImSchV werden der verfügende Teil des Bescheides und
die Rechtsbehelfsbelehrung als Anlage öffentlich bekannt ge-
macht.

Es wird darauf hingewiesen, dass der Bescheid mit dem
Ende der Auslegungsfrist auch gegenüber Dritten, die keine
Einwendungen erhoben haben, als zugestellt gilt.

— Nds. MBl. Nr. 27/2017 S. 863

Anlage

I. Tenor

1. Der Firma Fahrzeugwerk Bernard Krone GmbH & Co. KG
wird aufgrund ihres Antrages vom 4. 11. 2016, zuletzt ergänzt
mit Schreiben vom 4. 4. 2017, die Genehmigung zur Errich-
tung und zum Betrieb von Anlagen
— zur Oberflächenbehandlung mit einem Volumen der

Wirkbäder von 317 m³ für die Behandlung von Metall-
oberflächen durch ein elektrolytisches Verfahren mit einer
maximalen Kapazität von bis zu 7,56 Mio. m2 Metallbau-
teilen je Jahr,

— zur Behandlung von metallischen Oberflächen unter Ver-
wendung von organischen Lösungsmitteln mit einem Ver-
brauch an organischen Lösungsmitteln von maximal 27 t
je Jahr und

— zur Erzeugung von Strom und Wärme unter Verwendung
von Gasen der öffentlichen Gasversorgung (BHKW) mit ei-
ner Feuerungswärmeleistung (FWL) von 2,09 MW

erteilt.

2. Gegenstand der Genehmigung
Dieser Bescheid erstreckt sich auf die folgenden wesent-

lichen Anlagenteile und Nebeneinrichtungen einschließlich
ihres Betriebes:
— Produktionshalle für die Oberflächenbehandlungsanlagen,
— Roh-Chassis-Puffer,
— Strahlanlage mit Strahlmittelreinigungsstation und Dreh-

Entsandungsstation,
— Vorbehandlung (Badstraße, bestehend aus Spritzentfetten

34 m³, Tauchentfetten [zwei Becken mit 288 m³], Tauch-
spülen [zwei Becken mit 278 m³], Aktivieren 148 m³,
Zn-Phosphatieren 175 m³, Tauchspülen [zwei Becken mit
278 m³], Passivieren 142 m³ und VE-Wasser Spülen 144 m³
sowie zwei Sammelbehältern mit je 180 m³ als Gegenbe-
hälter für Entfetten und Zn-Phosphatieren sowie als Sam-
melbecken zwischen Vorbehandlung und Abwasseran-
lage); das Wirkbadvolumen der Anlage beträgt mit dem
Zn-Phosphatierungsbad (175 m3) und dem Passivierungs-
bad (142 m3) insgesamt 317 m3,

— KTL-Beschichtung (kataphoretische Tauchlackierung) 192 m³
mit zwei nachgeschalteten Ultrafiltrationsspülbecken mit
286 m³,

— KTL-Trockner mit zehn Trocknerkammern und Kühlzone,
— Zwischenpufferung (Sequenzer),
— Pulverbeschichtungsanlage mit zehn Pulveröfen,
— Pulver-Kühl-Sequenzer,
— Thermische Nachverbrennungsanlage (TNV) für die Reini-

gung der lösemittelhaltigen Abluftströme aus den KTL-
Trocknerkammern (maximaler Abluftvolumenstrom bis
zu 7 000 Nm3/h),

— Abwasserbehandlungsanlage für die physikalisch/chemi-
sche Reinigung der in der Vorbehandlung und der KTL-
Beschichtung anfallenden Abwassermengen,

— Chemikalienlager für wassergefährdende und entzündli-
che brennbare Stoffe,

— Gas-Ottomotor-BHKW mit einer FWL von 2,09 MW.

Standort der Anlage ist:
Ort: 49757 Werlte
Straße: Bernard-Krone-Straße 1
Gemarkung: Werlte
Flur: 7
Flurstücke: 101/24, 101/37, 101/60, 101/30, 101/233, 101/207.

Die im Formular „Inhaltsverzeichnis“ im Einzelnen aufge-
führten Antragsunterlagen sind Bestandteil dieses Genehmi-
gungsbescheides und liegen diesem zugrunde.

3. Konzentrationswirkung 
Diese Genehmigung schließt folgende Entscheidungen mit

ein:
— Baugenehmigung nach § 70 Abs. 1 der Niedersächsischen

Bauordnung,
— Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 82

der Gemeinde Werlte im Hinblick auf die maximal zulässi-
ge Bauhöhe nach § 31 BauGB wie folgt:
— Überschreitung der zulässigen Bauhöhe von maximal

15,00 m um 0,99 m auf 15,99 m (Achse A bis D und
Achse E bis I) sowie

— Überschreitung der zulässigen Bauhöhe von maximal
15,00 m um 5,49 m auf 20,49 m (Achse D bis E)

gemäß genehmigter Bauzeichnung vom 27. 10. 2016 und
genehmigtem Lageplan vom 17. 10. 2016, aufgestellt durch
den Entwurfsverfasser Rainer Bongé,

— Eignungsfeststellung nach § 63 Abs. 1 Wasserhaushaltsge-
setz unter dem Vorbehalt der in Nebenbestimmung 6.2.3
geforderten Nachweise,

— Indirekteinleitungsgenehmigung nach § 58 Wasserhaus-
haltsgesetz in Verbindung mit § 98 des Niedersächsischen
Wassergesetzes für das Einleiten von Abwasser aus der
KTL-Anlage in die öffentliche Abwasseranlage der Samtge-
meinde Werlte (Schmutzwasserkanalisation).

Im Übrigen ergeht diese Genehmigung unbeschadet der be-
hördlichen Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht
von der Genehmigung eingeschlossen werden.

4. Kostenentscheidung
Die Kosten dieses Verfahrens trägt die Antragstellerin.

VI. Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach

Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch
ist beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg, Theo-
dor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg, einzulegen.

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Deppe Backstein-Keramik GmbH, Uelsen)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 27. 6. 2017
— 31.15-40211/1-2.10.1 —

Die Firma Deppe Backstein-Keramik GmbH, Neuenhauser
Straße 82, 49843 Uelsen, hat mit Schreiben vom 8. 2. 2017
die Erteilung einer Genehmigung gemäß den §§ 16 und 10
BImSchG in der derzeit geltenden Fassung für die wesentliche
Änderung ihrer Anlage zum Brennen keramischer Erzeugnisse
in 49843 Uelsen, Neuenhauser Straße 82, Gemarkung Uelsen,
Flur 3, Flurstücke 108 und 109, beantragt.

Die beantragte Änderung erstreckt sich auf die Errichtung
und den Betrieb einer Sandtrocknungsanlage mit einer Kapa-
zität von 10 t je Tag.

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemäß § 3 c
i. V. m. Nummer 2.6.1 Spalte 2 der Anlage 1 UVPG in der der-
zeit geltenden Fassung durch eine Vorprüfung des Einzelfalles
zu ermitteln, ob für das beantragte Vorhaben die Durchfüh-
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist.

Die Vorprüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträglich-
keitsprüfung in diesem Verfahren nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Sie ist nicht selbständig anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 27/2017 S. 864
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Bekanntmachungen der Kommunen

Verordnung
über das Naturschutzgebiet HA 153

„Steinbrinker-Ströhener Masch“
in der Samtgemeinde Uchte, Landkreis Nienburg (Weser)

sowie der Gemeinde Wagenfeld, Landkreis Diepholz

Vom 16.06.2017

Aufgrund der §§ 14, 15, 16, 23 und 32 Abs. 1 und 2 Nieder-
sächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz
(NAGBNatSchG) vom 19.02.2010 (Nds. GVBl. S. 104), der
§§ 22, 23 und 32 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom
29.07.2009 (BGBl. I S. 2542) und des § 9 Abs. 4 NJagdG vom
16.03.2001 (Nds. GVBl. Nr. 7/2001 S. 100) jeweils in der zur-
zeit gültigen Fassung, wird im Einvernehmen mit dem Land-
kreis Diepholz verordnet:

§ 1

Naturschutzgebiet

(1) Das in den Absätzen 2 und 3 näher bezeichnete Gebiet
wird zum Naturschutzgebiet (NSG) „Steinbrinker-Ströhener
Masch“ erklärt.

(2) Das NSG liegt nordöstlich der Ortschaft Steinbrink in den
Gemarkungen Essern und Steinbrink, Gemeinde Diepenau,
Samtgemeinde Uchte im Landkreis Nienburg (Weser) sowie
der Gemarkung Ströhen, Gemeinde Wagenfeld im Land-
kreis Diepholz. 

(3) Die Grenze des NSG ergibt sich aus der maßgeblichen und
mitveröffentlichten Karte im Maßstab 1:11.000 (Anlage).
Sie verläuft auf der Innenseite der dort dargestellten grauen
Linie. Die Karte ist Bestandteil dieser Verordnung. Sie kann
von jedermann während der Dienststunden und möglichst
nach vorheriger Terminabsprache bei der Samtgemeinde
Uchte und der Gemeinde Wagenfeld sowie bei den unte-
ren Naturschutzbehörden der Landkreise Diepholz und
Nienburg (Weser) und auf deren Internetseiten unentgelt-
lich eingesehen werden. 

(4) Das NSG liegt vollständig im Europäischen Vogelschutz-
gebiet V 40 „Diepholzer Moorniederung“ gemäß der Richt-
linie 2009/147/EG (Vogelschutzrichtlinie) des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 30.11.2009 über die Erhal-
tung der wildlebenden Vogelarten (ABl. EU Nr. L 20 S. 7),
zuletzt geändert durch die Richtlinie 2013/17/EU des Ra-
tes vom 13.05.2013 (ABl. EU Nr. L 158 S. 193).

(5) Das NSG hat eine Größe von ca. 325 ha.

§ 2
Schutzgegenstand und Schutzzweck

(1) Das NSG liegt im südöstlichen Ausläufer des Vogelschutz-
gebiets und Feuchtgebiets internationaler Bedeutung „Diep-
holzer Moorniederung“ sowie im gleichnamigen Natur-
raum. Den weitaus größten Teil nehmen extensiv bewirt-
schaftete Wiesen und Weiden auf Niedermoorboden un-
terschiedlicher Feuchtestufen ein. Im westlichen Randbe-
reich liegen Ackerflächen sowie ein kleinerer Waldbestand.

Die hohe Bedeutung der Steinbrinker-Ströhener Masch be-
ruht vorrangig auf ihrer Funktion als Brut- und Nahrungs-
raum für verschiedene seltene Wiesenvögel wie die Ufer-
schnepfe, die Bekassine, den Rotschenkel, den Kiebitz und
den Großen Brachvogel. Die Vögel der benachbarten Na-
turschutzgebiete Uchter Moor im Osten und Nordeler
Bruch im Süden suchen das Gebiet ebenfalls auf.

Die Ackerflächen im NSG werden von Vogelarten der offe-
nen Feldflur wie Wachtel und Feldlerche sowie dem Kie-
bitz genutzt; Wald und sonstige Gehölzbestände ungenutz-
ter Bereiche dienen beispielsweise dem Pirol und dem
Baumfalken als Lebensstätte.

Mehrere zeitweilig wasserführende Wiesentümpel werden
von Amphibien besiedelt.

Die Erhaltung des Niedermoorbodens dient auch dem Kli-
maschutz.
Der größte Teil der Grünländer befindet sich im Eigentum
der öffentlichen Hand und wird unter Naturschutzaufla-
gen verpachtet.

(2) Allgemeiner Schutzzweck des NSG Steinbrinker-Ströhener
Masch ist die Erhaltung und Entwicklung
1. von Biotopen und Lebensgemeinschaften bestimmter

wild lebender, schutzbedürftiger Tier- und Pflanzenar-
ten sowie

2. als Landschaftsbestandteil von Seltenheit, besonderer
Eigenart, Vielfalt und Schönheit.

(3) Über den allgemeinen Schutzzweck hinaus soll das NSG
in erster Linie der Erhaltung, Entwicklung und Wiederher-
stellung sich selbst erhaltender Populationen von Vogelar-
ten des Feuchtgrünlands, vor allem von Wiesenbrütern
dienen. Daneben sollen auch Vogelarten des Offenlands
und der Gehölzbestände einen Lebensraum im Gebiet fin-
den.
Auch für weitere seltene und gefährdete Tier- und Pflanzen-
arten, insbesondere die im Gebiet ebenfalls reproduzieren-
den Amphibien, soll das NSG dauerhaft geeignete Lebens-
räume bieten.
Die weitere Entwicklung des Gebiets für Wiesenbrüter hat
Vorrang gegenüber den Lebensraumansprüchen anderer
Arten.

(4) Das NSG ist gemäß § 1 Abs. 4 dieser Verordnung Teil des
Europäischen Ökologischen Netzes Natura 2000. Die Über-
arbeitung der Verordnung und die Flächenzuziehung die-
nen der Erhaltung und Entwicklung des Vogelschutzge-
biets Diepholzer Moorniederung und damit der Umset-
zung der Vogelschutzrichtlinie in nationales Recht.

(5) Erhaltungs- und Entwicklungsziele im NSG sind die Erhal-
tung und Wiederherstellung eines mindestens günstigen
Erhaltungszustands der Populationen der für das NSG
wertbestimmenden Vogelarten:
1. Bekassine, Uferschnepfe, Großer Brachvogel, Kiebitz und

Rotschenkel (Zugvogelarten gemäß Art. 4 Abs. 2 Vogel-
schutzrichtlinie) sind als Wiesenbrüter auf weiträumig
offene, extensiv bewirtschaftete Grünländer auf feuch-
ten, stocherfähigen Böden mit reichem Boden und In-
sektenleben als Nahrungsgrundlage angewiesen, um
ihre Jungen aufziehen zu können.
Durch die Regelungen der extensiven Bewirtschaftung
in der Verordnung und den Pachtverträgen des Landes
und des Landkreises werden die Feuchtgrünlandflä-
chen als Lebensraum für die stark gefährdeten Wiesen-
brüter gesichert und entwickelt. Die regelmäßige Ent-
fernung von wegbegleitenden Hecken und Gebüschen
erhält die notwendigen Sichtbeziehungen, die Sicher-
heit vor Beutegreifern gewähren. 

2. Wachtel und Kiebitz (Zugvogelarten gemäß Art. 4 Abs. 2
Vogelschutzrichtlinie) als Arten der offenen Feldflur
nutzen Äcker und extensiv genutzte Grünländer als Le-
bensraum. Durch die Beibehaltung der kleinteilig par-
zellierten Ackerflächen und die Regelungen zur exten-
siven Grünlandbewirtschaftung wird der Lebensraum
für diese Arten gesichert und entwickelt.

3. Pirol, Baumfalke (Zugvogelarten gemäß Art. 4 Abs. 2
Vogelschutzrichtlinie) und Neuntöter (Anhang I-Arten
gemäß Art. 4 Abs. 1 Vogelschutzrichtlinie) schließlich
brüten in Gehölzbeständen. Die Erhaltung des kleinen
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Waldbestandes und der Gehölze der ungenutzten Flä-
chen trägt zur der Sicherung ihres Lebensraums bei.

Das NSG bietet darüber hinaus Lebensstätten für zahlrei-
che Feldlerchen, Wiesenpieper, Schwarzkehlchen und
weitere Vogelarten, die durch Art. 1 der Vogelschutzricht-
linie geschützt sind und durch die oben aufgeführten Ent-
wicklungsmaßnahmen ebenfalls gefördert  werden.

(6) Alle Schutzbestimmungen gemäß § 3 sowie die Beschrän-
kungen in den Freistellungen gemäß § 4 ergeben sich aus
dem Schutzzweck und den Erhaltungs- und Entwicklungs-
zielen.

§ 3
Schutzbestimmungen

(1) Alle Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung
oder Veränderung des NSG oder seiner Bestandteile oder
zu einer nachhaltigen Störung führen können, sind verbo-
ten, sofern in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt
ist. Gleiches gilt für Handlungen außerhalb des NSG, so-
weit nachhaltige negative Auswirkungen auf die Schutz-
güter des § 2 nicht ausgeschlossen werden können.

(2) Das NSG darf nur auf den Wegen betreten werden, soweit
diese nicht durch Kennzeichnung vor Ort gesperrt sind.
Trampelpfade oder Wildwechsel gelten nicht als Wege. 

(3) Es werden insbesondere folgende Handlungen untersagt:
1. Hunde frei laufen zu lassen,
2. wildlebende Tiere oder die Ruhe der Natur durch Lärm

oder auf andere Weise zu stören,
3. zu zelten, zu lagern und offenes Feuer zu entzünden,
4. Bodenbestandteile sowie sonstige Stoffe aller Art wie

z. B. Müll, Gartenabfälle, Schutt, land- und forstwirt-
schaftliche Abfälle zu lagern, aufzuschütten oder ein-
zubringen,

5. Pflanzen oder deren Teile zu beschädigen oder zu ent-
nehmen,

6. im NSG sowie im Umkreis von und in einer Höhe bis
500 m unbemannte Luftfahrzeuge (z. B. Modellflugzeuge,
Drohnen) sowie Heißluftballone oder Sportflugzeuge
zu betreiben.

(4) Die zuständige Naturschutzbehörde kann von den Rege-
lungen des Absatzes 3 Ausnahmen zulassen, sofern diese
nicht dem Schutzzweck des § 2 widersprechen. Für diese
Ausnahmen können Regelungen zu Zeitpunkt, Ort und
Ausführungsweise getroffen werden, die geeignet sind, Be-
einträchtigungen, Gefährdungen oder nachhaltige Störun-
gen des NSG, einzelner seiner Bestandteile oder seines
Schutzzwecks entgegenzuwirken.

§ 4
Freistellungen

(1) Die im Absatz 2 bis 6 aufgeführten Handlungen oder Nut-
zungen sind von den Schutzbestimmungen des § 3 freige-
stellt und bedürfen keiner naturschutzrechtlichen Befrei-
ung.

(2) Allgemein freigestellt sind
1. das Betreten und Befahren des Gebietes durch die Ei-

gentümerInnen und Nutzungsberechtigten sowie deren
Beauftragte zur rechtmäßigen Nutzung oder Bewirt-
schaftung der Grundstücke,

2. das Betreten und Befahren des Gebietes
a) durch Bedienstete der Naturschutzbehörden sowie

deren Beauftragte zur Erfüllung dienstlicher Aufga-
ben,

b) durch Bedienstete anderer Behörden und öffentli-
cher Stellen sowie deren Beauftragte zur Erfüllung
der dienstlichen Aufgaben dieser Behörden,

c) und die Durchführung von Maßnahmen zum Schutz,
zur Pflege und Entwicklung sowie Untersuchung
und Kontrolle des Gebietes im Auftrag oder auf An-
ordnung der zuständigen Naturschutzbehörde oder
mit deren vorheriger Zustimmung,

d) zur wissenschaftlichen Forschung und Lehre sowie
Information und Bildung mit vorheriger Zustim-
mung der zuständigen Naturschutzbehörde,

e) und die Beseitigung von invasiven gebietsfremden
Arten mit vorheriger Zustimmung der zuständigen
Naturschutzbehörde,

3. die ordnungsgemäße Unterhaltung und Verkehrssiche-
rung der Wege in der vorhandenen Breite, soweit dies
für die freigestellten Nutzungen erforderlich ist,

4. die ordnungsgemäße Unterhaltung der Gewässer II. und
III. Ordnung nach den Grundsätzen des Wasserhaus-
haltsgesetzes (WHG) und des Niedersächsischen Was-
sergesetzes (NWG),

5. die ordnungsgemäße Unterhaltung der im Gebiet be-
findlichen Erdgasleitung und -steuerkabel sowie der
ordnungsgemäße Betrieb der Erdgasstation einschließ-
lich der ordnungsgemäßen Unterhaltung des dazuge-
hörigen Betriebsgeländes, jedoch ohne Anwendung von
chemischen Pflanzenschutzmitteln. Nach Rückbau der
Station ist die Bewirtschaftung als Grünland C zulässig,

6. der Betrieb und die Unterhaltung sonstiger vorhande-
ner Versorgungsleitungen.

(3) Freigestellt ist die ordnungsgemäße landwirtschaftliche
Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis auf den in der
Verordnungskarte dargestellten Flächen in der bisherigen
Art und im bisherigen Umfang und nach folgenden Vorga-
ben: 
1. die ackerbauliche Nutzung der in der Verordnungskarte

als Acker dargestellten Flächen ohne Sonderkulturen
(wie z. B. Kulturheidelbeeren, Spargel),

2. die Umwandlung von Acker in Grünland und die an-
schließende Nutzung gem. Nummer 6,

3. die zeitweilige Bewirtschaftung von Acker als Grün-
land C,

4. die Nutzung der in der Verordnungskarte als Grünland A
dargestellten Flächen als Dauergrünland nach Maßga-
be der Naturschutzbehörde bzw. des Landes Nieder-
sachsen als jeweilige Flächeneigentümerin im Sinne
des in § 2 beschriebenen Schutzzwecks,

5. die Nutzung der in der Verordnungskarte als Grünland B
dargestellten Fläche einschließlich der Unterhaltung
von Zäunen
a) ohne Umbruch, ohne ackerbauliche Zwischennut-

zung; Nachsaat als Übersaat ist zulässig,
b) ohne Veränderung der Bodengestalt, keine Eineb-

nung von Senken,
c) ohne Düngung,
d) ohne zusätzliche Entwässerungsmaßnahmen (z. B.

Anlage von Dränagen),
e) kein Einsatz chemischer Pflanzenschutzmittel,
f) ohne Walzen, Schleppen, Mähen etc. in der Zeit

vom 01.04. bis 15.06. eines jeden Jahres,
g) Beweidung bis zum 20.06. mit max. 2 Weidetieren

je Hektar, danach max. 3 GVE pro Hektar,
h) ohne die Errichtung eines neuen Zauns,

6. die Nutzung der in der Verordnungskarte als Grünland C
dargestellten Flächen einschließlich der Errichtung und
Unterhaltung von Zäunen und Viehtränken sowie der
ordnungsgemäßen Unterhaltung vorhandener Dräna-
gen
a) ohne ackerbauliche Zwischennutzung,
b) ohne Veränderung der Bodengestalt, keine Eineb-

nung von Senken,
c) ein Umbruch zur Grünlanderneuerung ist frühe-

stens alle 5 Jahre im Zeitraum vom 01.08. bis 30.09.
zulässig nach Anzeige bei der zuständigen Natur-
schutzbehörde,

d) Düngung mit max. von 160 kg N/ha,
e) ohne zusätzliche Entwässerungsmaßnahmen (z. B.

Anlage neuer Dränagen),
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f) der Einsatz chemischer Pflanzenschutzmittel ist nur
horstweise zulässig,

g) Mähen nur von innen nach außen oder von einer
Seite her.

(4) Zu den Festsetzungen in § 4 Abs. 3 Nr. 5 und 6 (Grünland B
und C) sind Abweichungen im Einzelfall und nur mit vor-
heriger Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde
möglich.

(5) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Forstwirtschaft im
Sinne des Niedersächsischen Gesetzes über den Wald und
die Landschaftsordnung (NWaldLG) auf der in der Karte
als Wald dargestellten Fläche ohne Umwandlung von
Laubwald in Nadelwald; die Umwandlung in Grünland
und Bewirtschaftung gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 6 Grünland C
zur Förderung der Wiesenbrüter ist nach vorheriger Zu-
stimmung der zuständigen Naturschutzbehörde freige-
stellt.

(6) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd,
soweit sie sich auf das Recht zum Aufsuchen, Nachstellen,
Erlegen und Fangen sowie zur Aneignung von Wild, auf die
Hege, den Jagdschutz sowie die Fütterung in Notzeiten
gem. § 32 Abs. 1 NJagdG bezieht, und nach folgenden Vor-
gaben:
1. die Neuanlage von mit dem Boden fest verbundenen

jagdwirtschaftlichen Einrichtungen (wie z. B. Hochsit-
zen) ist nur in ortsüblicher landschaftsangepasster Art
zulässig und der zuständigen Naturschutzbehörde mit
einer Frist von 4 Wochen im Vorfeld anzuzeigen,

2. im Landkreis Nienburg ist die Neuanlage von mobilen
jagdwirtschaftlichen Einrichtungen nur in ortsüblicher
landschaftsangepasster Art zulässig. Im Zeitraum vom
01.03. bis 30.06. eines jeden Jahres ist die Neuanlage
nur auf und an den Wegen gestattet. Trampelpfade und
Wildwechsel gelten nicht als Wege,

3. im Landkreis Diepholz ist die Neuanlage von mobilen
jagdwirtschaftlichen Einrichtungen nur in ortsüblicher
landschaftsangepasster Art zulässig. Im Zeitraum vom
01.03. bis 30.06. eines jeden Jahres ist die Neuanlage
nur auf und an den Wegen sowie in einem 20 m brei-
ten Korridor entlang des Grenzgrabens gestattet. Tram-
pelpfade und Wildwechsel gelten nicht als Wege.

(7) Freigestellt sind die Erweiterung des landwirtschaftlichen
Betriebs Am Schwarzen Moor 30, Wagenfeld-Ströhen, und
der Bau eines Altenteils auf den Flurstücken 112/3, 118/6
und 140/1 der Flur 5 in der Gemarkung Ströhen auf einer
Fläche bis zu 150 m von der Straße entfernt.

(8) Die zuständige Naturschutzbehörde kann bei den in den
Absätzen 2, 4 und 5 genannten Fällen zur Erteilung ihrer
Zustimmung sowie im Falle angezeigter Vorhaben gemäß
Absatz 6 Regelungen zu Zeitpunkt, Ort und Ausführungs-
weise festsetzen, wenn der Schutzzweck des § 2 dies erfor-
derlich macht.

§ 5
Befreiungen

(1) Von den Verboten dieser Verordnung kann die zuständige
Naturschutzbehörde nach Maßgabe der jeweils gültigen
naturschutzrechtlichen Vorschriften Befreiung gewähren.

(2) Eine Befreiung zur Realisierung von Plänen oder Projekten
kann gewährt werden, wenn sie sich im Rahmen einer na-
turschutzrechtlichen Verträglichkeitsprüfung als mit dem
Schutzzweck dieser Verordnung vereinbar erweist oder
bei der o. g. Prüfung die Voraussetzungen für eine abwei-
chende Zulassung erfüllt sind.

§ 6
Anordnungsbefugnis

(1) Die zuständige Naturschutzbehörde kann die Wiederher-
stellung des bisherigen Zustands anordnen, wenn gegen
die Schutzbestimmungen des § 3 oder die Zustimmungs-
vorbehalte oder Anzeigepflichten des § 4 dieser Verordnung
verstoßen wurde und Natur oder Landschaft rechtswidrig
zerstört, beschädigt oder verändert worden ist.

(2) Von der zuständigen Naturschutzbehörde angeordnete Maß-
nahmen nach Absatz 1 haben die GrundeigentümerInnen
und Nutzungsberechtigten zu dulden. 

§ 7
Pflege-, Entwicklungs-

und Wiederherstellungsmaßnahmen

(1) GrundstückseigentümerInnen und Nutzungsberechtigte
haben die Durchführung von folgenden durch die zustän-
dige Naturschutzbehörde angeordneten oder angekündig-
ten Maßnahmen zu dulden:

1. Maßnahmen zur Erhaltung, Pflege und Wiederherstel-
lung des NSG oder einzelner seiner Bestandteile sowie
Artenschutzmaßnahmen,

2. das Aufstellen von Schildern zur Kennzeichnung des
NSG und seiner Wege sowie zur weiteren Information
über das NSG.

(2) Zu dulden sind insbesondere

1. das Entfernen von Bäumen oder Sträuchern,

2. das Mähen einschließlich des Abtransports des anfal-
lenden Mähguts

a) auf den in der Verordnungskarte als ungenutzt dar-
gestellten Flächen,

b) auf Grünlandflächen in Jahren der Nichtnutzung.

§ 8
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig gemäß den jeweiligen naturschutzrechtli-
chen Bußgeldvorschriften handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig das Gebiet oder einzelne seiner Bestandteile zerstört, be-
schädigt oder verändert oder wer gegen die Regelungen dieser
Verordnung verstößt, ohne dass eine erforderliche Zustim-
mung erteilt oder eine Befreiung gewährt wurde.

§ 9
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung wird im Niedersächsischen Ministerial-
blatt und im Amtsblatt für den Landkreis Diepholz ver-
kündet. Sie tritt an dem Kalendertag, der nach dem Tag
der spätesten Verkündung liegt, in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über das Naturschutzge-
biet „Steinbrinker-Ströhener Masch“ vom 04.11.1991 (Amts-
blatt für den Regierungsbezirk Hannover 1991/Nr. 24 v.
13.11.1991, S. 596) außer Kraft.

Nienburg, den 16.06.2017

Landkreis Nienburg (Weser)

Der Landrat

Kohlmeier

— Nds. MBl. Nr. 27/2017 S. 865
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7. Änderung
der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet

„Harz (Landkreis Goslar)“
vom 20.06.2017

Aufgrund der §§ 14, 19 und 32 Niedersächsisches Ausfüh-
rungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG)
vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 104) in Verbindung mit
den §§ 22 und 26 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom
29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Art. 19
des Gesetzes vom 13.10.2016 (BGBl. I S. 2258), wird verordnet:

§ 1
Die Grenzen des mit der Verordnung über das Landschafts-
schutzgebiet „Harz (Landkreis Goslar)“ vom 07.12.2010
(Amtsbl. f. d. Landkreis Goslar vom 30.12.2010, S. 256), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 01.12.2016, festgesetz-
ten Landschaftsschutzgebietes werden im Bereich des Burg-
bergs im Bereich der Stadt Bad Harzburg neu festgesetzt.
Die veränderten Grenzen ergeben sich aus § 2.

§ 2
Der für das Landschaftsschutzgebiet „Harz (Landkreis Goslar)“
vom 07.12.2010 maßgebliche Kartensatz erhält folgende Fas-
sung:
Anhang C — Übersichtskarte im Maßstab 1 : 200.000 mit

folgender Maßgabe:
Anhang C wird ersetzt durch Anhang C/7

Anhang D — 1 Deckblatt und 160 Detailkarten im Maßstab
1 : 10.000 mit folgender Maßgabe:
Blatt 63 wird ersetzt durch Blatt 63/7

§ 3
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung im
Niedersächsischen Ministerialblatt in Kraft.

Goslar, den 20.06.2017

Landkreis Goslar

Der Landrat

Thomas Brych

— Nds. MBl. Nr. 27/2017 S. 870
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Übersichtskarte  Anhang C/7
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Blatt 63/7

Maßgebliche Karte im Maßstab 1:10.000
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B e r i c h t i g u n g
der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet

„Teichfledermausgewässer in der Raddestorfer Marsch“
in den Samtgemeinden Mittelweser und Uchte

im Landkreis Nienburg (Weser)

Die Verordnung des Landkreises Nienburg (Weser) vom
21.10.2016 (Nds. MBl. S. 1121) über das Landschaftsschutz-
gebiet „Teichfledermausgewässer in der Raddestorfer Marsch“
in den Samtgemeinden Mittelweser und Uchte im Landkreis
Nienburg (Weser) wird wie folgt berichtigt:
In § 5 Absatz 3 wird nach dem Wort „Absatz 1“ der Buch-
stabe „m)“ durch den Buchstaben „o)“ ersetzt.

Nienburg, den 16.06.2017
554-13-04/LSG NI 65

Landkreis Nienburg (Weser)
Der Landrat

Kohlmeier

— Nds. MBl. Nr. 27/2017 S. 873
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	Durchführung des Wohngeldgesetzes; Geschäftsprüfungen bei den Wohngeldbehörden
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